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ueber Steuern in Preußen. 
Die jetzt in Preußen beſtehenden Steuern. 


A. Grundſteuer. Nach dem zuletzt veröffentlichten Etat für das 
Jahr 1847 beträgt die Brutto-Einnahme aus derſelben 10,374237 Thlr.; 
die Erhebungs⸗ und Verwaltungskoſten derſelben belaufen ſich nach frühe⸗ 
ren miſtiſteriellen Mittheilungen auf ungefähr 5%, Prozent dieſer Brutto⸗ 
Einnahme. Es iſt jedoch wohl keine Steuer, bei deren Erhebung größere 
Ungleichmäßigkeit ſtattfindet, als bei dieſer. Das Geſetz vom 30. Mai 
11820 beſtimmt zwar, daß, „um die Reform der? Steuer-Geſetzgebung zu 
vollenden, vor Allem eine Reviſion der Grundſteuer in ſämmtlichen Pro⸗ 
vinzen nothwendig ſei, die aber wegen der damit verbundenen Schwierig⸗ 
keit der Berathung der Stände vorbehalten bleibe;“ daß ferner „die Do— 
mainengrundſtücke und Forſten ſteuerpflichtig ſeien;“ bis jetzt iſt aber nur 
die fernere Beſtimmung dieſes Geſetzes zur Ausführung gekommen, daß 
„bis dahin die Grundſteuer in jeder Provinz nach den bisher angewende⸗ 
ten Grundſätzen und Vorſchriften erhoben werden ſolle. Nur die beiden 
weſtlichen, Provinzen ſind vollſtändig kataſtrirt, eine Einrichtung, welche 
wir der franzöſiſchen Degapation verdanken, doch auch in ihnen finden noch 
Steuerbefreiungen ſtatt für Staatsforſten, öffentliche Gebäude, Pfarrgüter 
und vertragsmäßig für die mediatiſirten Standesfürſten. Von den öſtli⸗ 
chen Provinzen wird nur in einigen Theilen von Brandenburg und Sach- 
ſen, welche zum Königreiche Weſtphalen gehörten, die Grundſteuer nach 
franzöſiſcher Weiſe erhoben; für die übrigen ſtellt ſich die Grundſteuer⸗ 
Erhebung in wahrhaft chuotifcher Weiſe dar, wie ſchon aus den Benen⸗ 
nungen der einzelnen Abgaben, welche nach der Staatsbuchhaltung unter 
die Rubrik Grundſteuer gehören, zu erſehen iſt. Als ſolche erſcheinen: 
General⸗Hufenſchoß, Fouragegelder, Servis, Ritterdienſt-Gelder, Allodifi⸗ 
kationszins, fixirte Trankſteuer, Mennoniten⸗Enrollements⸗Befreiungsgelder, 
Real⸗ Schutzgeld, Mühlen⸗Kontribution, Lahnengelder, Quartegelder, frei⸗ 
willige Opfer, Rauchfangsgelder, Quittungsgroſchen, Hausſteuer, Lehnpferde⸗ 
gelder, Herzogs⸗Getreide⸗Zinſen, firirte Zinfen, e 
Das Weſtphäl. Dampfb. 47. X. 
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Ackerſteueyr: Mundguſteuer, Milizgelder, Acciſe⸗Grundſteuer, Militair⸗ 
Bequartirengs⸗Konzurrenzſteuer, Rations⸗ und Portionsgelder, Kavallerie⸗ 
geld, Hofgerichts⸗Hebungen, PhyſikalssBeitrag, ad Extraordinaria, Grund⸗ 
Urbende und Gerichtsgelder, Rikterakademiegelder, Marſch⸗ und Fuhrkoſten, 
Fortiftkationsſteuer, Magazinsgeld, Krͤis⸗Expenſen, Grundgelder, ordinäre 
und extraordinaire Kontribution, Rekognitionsgelder, Judenſchutzgelder, 
Tribunalsſteuer, Lazarethſteuer, Giebelſchoß, Fundſchoß, Erbenzinſen, Aug— 
ment, Kontribution ohne Multiplikation, Schockſteuer, Quatemberſteuer, 
Straßenbaudienft= Surrogatgelder, Dienſtgeld, Donativgeld, Doppelſteuer, 
Abſchoß, Juden⸗Kopfſteuer, Quartiergeld, Offizier-Hafer. — „Schon die 
Benennung der Abgaben läßt ſchließen, ſagt Hanſemann, und die gründ- 
liche Darſtellung ihres Urſprunges, welche Schimmelpfennig liefert, benimmt 
jeden Zweifel, daß manche derſelben keinesweges die Natur einer Grund» 
ſteuer, andere nicht einmal irgend» einer wahren Staatsſteuer 
haben. Abgaben dieſer letztern Art ſind nichts mehr oder weniger als 
Präſtationen und Servituten, in deren Genuß der Staat ſich befindet und 
zu welchen derſelbe durch den Veſitz von Domainen gelangt iſt. Selbſt 
in der Rheinprovinz kamen die nämlichen Verhältniſſe vor, und es iſt Nie⸗ 
mand eingefallen, ſich darüber zu beſchweren, daß die Grundſteuer neben 
ſolchen Servituten und Präſtationen und ohne Berückſichtigung derſelben 
entrichtet werden muß; nur über die herbe Weiſe, in welcher die Bezirks⸗ 
Regierungen dergleichen Rechte aufgeſucht und geltend gemacht haben, iſt 
von den Provinzialſtänden Beſchwerde geführt.“ Bei ſeiner Vergleichung 
der Beiträge der verſchiedenen Provinzen zu der Grundſteuer bringt er 
daher „für denjenigen Theil, welcher gar nicht als Steuer, ſondern nur 
als Domainen⸗Revenüe betrachtet werden kann,“ für Schleſien 5 Prozent, 
für Sachſen, Brandenburg und Poſen 10 Prozent, für Pommern und 
Preußen 12 ½ Prozent von der Summe, die für jede dieſer Provinzen als 
Grundſteuer in dem Etat der Staatshaushaltung aufgeführt wird, in Ab⸗ 
zug. Nach ſeiner vergleichenden Tabelle, welche er nach dem Reinertrage 
„der verſchiedenen Provinzen normirt hat, trägt die Rheinprovinz 50,77, 
Weſtphalen 37,92, Schleſien 5,%, Prozent zuviel, dagegen Sachſen 3,63, 
Brandenburg 37,6%, Pommern 40,58, Preußen 26,54, Poſen 0,95 Prozent 
zu wenig zur Grundſteuer bei. ö 
Das Angeführte wird genügen, um zu zeigen, wie wenig die bei 
uns eingeführte Grundſteuer den Maximen entſpricht, welche wir im 
allgemeinen Theile dieſes Aufſatzes für die Steuererhebung aufgeſtellt ha⸗ 
ben. Um aber die Wirkung beurtheilen zu können, welche ſie auf Handel 
und Induſtrie, auf die Vermehrung des „Nationalreichrhums“ hat, müſſen 
wir die Wirkungen jeder einzelnen Erhebungsart durchgehen, da bei der 
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großen Verſchiedenartigkeit der Erhebung alle hier in Betracht kommen. — 
Man nimmt gewöhnlich an, daß die Grundſteuer oder die Steuer auf die 
Bodenerzeugniſſe von dem Grundbeſitzer gezahlt würde, und doch findet 
dieſes nur in einem einzigen Falle ſtatt, auf den wir gleich eingehen wer⸗ 
den. Selbſt Adam Smith iſt noch in dieſem Irrthum befangen: „Auf⸗ 
lagen auf die Bodenerzeugniſſe, heißt es bei ihm, ſind eigentlich nur Auf⸗ 
lagen auf die Bodenrente, und wenn ſie auch anfänglich von dem Pachter 
bezahlt werden, ſo müſſen ſie doch ſchließlich vom Grundeigenthümer ge⸗ 
tragen werden.“ Erſt Ricardo hat ſowohl in Betreff der Bodenrente, als 
der Beſteuerung der Bodenerzeugniſſe die richtigen Grundſätze aufgeſtellt. — 
Wir müſſen zuvörderſt unſere Leſer wieder an das erinnern, was wir 
ſchon früher in dieſen Blättern (S. Märzheft S. 125.) zu entwickeln 
verſucht haben, daß ſich nämlich der Preis der Bodenerzeugniſſe 
nach den Produktionskoſten der ſchlechteſten in Bebauung 
genommenen Ländereien beſtimmt, welche noch keine Grund— 
rente zu zahlen im Stande ſind, und daß die Grundrente 
der beſſeren Ländereien ſtets gleich der Differenz der Pro— 
duktionskoſten jener ſchlechten und dieſer beſſeren Lände 
reien iſt. Gewinne ich alſo bei gleichen Produktionskoſten vom ſchlech⸗ 
teſten Boden 100 Scheffel, vom beſſern 120 und von einem dritten 140 
Scheffel, ſo beträgt die Grundrente der beiden letzteren je 20 und 40 
Scheffel, oder, da die Rente gewöhnlich nicht in natura, ſondern in Gelde 
gezahlt wird, den mittleren Geldwerth derſelben. Eine Beſteuerung des 
ſchlechteſten Bodens, welcher noch keine Rente zu tragen im Stande iſt, 
muß offenbar eine Vertheuerung der Bodenerzeugniſſe nach ſich ziehen, weil 
der Gewinn, welcher früher nur gerade die Produktionskoſten deckte (worin 
der Unterhalt des Bebauers natürlich mit einbegriffen iſt), um eben ſo 
viel vermindert wird. Da man doch nicht annehmen kann, daß ein Land⸗ 
wirth die Bebauung ſeines Bodens zu ſeinem eigenen Nachtheile fortſetzen 
wird, ſo iſt es offenbar, daß er dieſelbe einſtellen würde, wenn der Preis 
der Bodenerzeugniſſe nicht um ſo viel ſtiege, daß dadurch der Gewinn 
wieder die Höhe der Produktionskoſten erreichte. Eine ſolche Arbeitsein⸗ 
ſtellung aber würde nothwendig den Vorrath an Produkten vermindern, 
ſo daß derſelbe der Nachfrage, die ihn ja auch früher regelte, nicht mehr 
genügen könnte. Sobald der Vorrath aber hinter der Nachfrage zurück⸗ 
bleibt, iſt ein Steigen des Preiſes die nothwendige Folge, und zwar ſo 
lange, bis beide wieder mit einander in Einklang ſtehen, in dieſem Falle 
der Gewinn des Landmannes alſo wieder die Höhe der Produktionskoſten 
erreicht hat. Nehmen wir den Preis des Scheffels Getreide zu 2 Thlr. 


an, und den Gewinn des ſchlechteſten Bodens wie oben zu 100 Scheffel, 
39 * 
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oder 200 Thlr., ſo würde eine Auflage von 10 Thlr. alſo eine Preis⸗ 
ſteigerung von 3 Sgr. für den Scheffel verurſachen, — 

Nur da, wo der ſchlechteſte in Bebauung genommene Boden von der 
Steuer befreit iſt, fällt die Steuer auf die Boden rente, und iſt keine 
Preiserhöhung der Bodenerzeugniſſe die Folge. Beginnt z. B. die Ber 
ſteuerung erſt bei dem von uns angenommenen mittleren Boden, deſſen 
Gewinn 120 Scheffel oder 240 Thlr. beträgt, ſo würde der Gewinn deſ— 
ſelben bei einer Steuer von 10 Thlr. allerdings auf 230 Thlr. herab— 
ſinken, aber doch immer noch einen Ueberſchuß von 30 Thlr. über die 
Produktionskoſten gewähren; — die Rente würde fortan nur 30 ſtatt 
früher 40 Thlr. betragen. Ob dieſe Grundſteuer in den öſtlichen Provin— 
zen vielleicht hin und wieder eine ſolche Wirkung hat, würde bei der in 
den dortigen Grundſteuergeſetzen herrſchenden Verwirrung nur aus genauen 
ſtatiſtiſchen Angaben ſich ermitteln laſſen; es wäre dann die Grundſteuer 
eine Einkommenſteuer, welche zwar die aus der Vertheuerung der Boden⸗ 
erzeugniffe erwachſenden Nachtheile vermiede, da fie aber nur einen einzel- 
nen Theil des Einkommens träfe, als vereinzelte Maaßregel neben den 
vielen anderen Steuern gewiß nicht zu empfehlen wäre. Beabſichtigt 
iſt eine ſolche Beſteuerung von der Regierung auch wohl keineswegs; bis 
jetzt gelten noch immer die in den weſtlichen, kataſtrirten Provinzen ges 
troffenen Einrichtungen als das Muſter einer guten Bodenbeſteuerung. Hier 
wird auch der ſchlechteſte Boden beſteuert. Nicht die Grundrente wird hier 
durch die Steuer vermindert, ſondern es werden die Produktionskoſten, und mit 
ihnen die Preiſe der Lebensmittel erhöht, dir Arbeitskräfte vertheuert, und 
hiermit alle jene Nachtheile herbeigeführt, welche hierdurch bedingt werden. 
Die Ausfuhr wird erſchwert, und gegen die wohlfeilere Einfuhr fremder 
Lebensmittel muß man den eigenen Ackerbau durch Grenzzölle ſchützen. Es 
iſt in der That zu verwundern, daß die Freihandelsmänner und Korn— 
händler des Oſtens die Grundſteuer noch immer mit ihren Angriffen vers 
ſchoͤnt haben, welche ihnen doch ohne Zweifel feindlicher gegenüberſteht, als 
Schutzzölle für die inländiſche Induſtrie. — Auch bei dieſer Beſteuerung 
kann noch eine große Verſchiedenheit ſtattfinden. Steigt die Steuer im 
Verhältniß zum Gewinne, ſo läßt ſie die Bodenrente ganz unberührt, und 
vertheilt ſich auf die Konſumenten nach Maaßgabe ihres Verbrauchs. Wie 
oben, nehmen wir wieder den Gewinn der drei verſchiedenen Bodenarten 
zu 100, 120, 140 Scheffel, oder 200, 240, 280 Thlr. an. Eine Be⸗ 
ſteuerung des Scheffels um 3 Sgr. würde die Produktionskoſten, welche 
früher für alle 3 Arten 200 Thlr. betrugen, auf 210 Thlr. für die ge⸗ 
ringſte Qualität, 212 für die mittlere und 214 Thlr. für die beſte Qua⸗ 
lität erhöhen. In Folge der Preisſteigerung der Produkte wird der Ge⸗ 
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winn ebenfalls auf 210, auf 252 und 294 Thlr. ſteigen; der Unterſchied 
zwiſchen Produktionskoſten und Gewinn, i. e. die Rente, bleibt alſo ganz 
derſelbe wie früher. Anders verhält es ſich aber, wenn dieſe progreſſive 
Beſteuerung nicht ſtattfindet, wenn der ſchlechteſte, wie der beſte Boden, 
ganz abgeſehen von ſeinem Ertrage, einer gleichmäßigen Steuer unterwor⸗ 
fen wird. Dieſelbe betrage z. B. für die angeführten drei Arten je 10 
Thlr.; durch die Beſteuerung des ſchlechteſten Bodens mit 10 Thlr. findet 
wieder eine Preisſteigerung von 3 Sgr. p. Scheffel ſtatt; der erzielte Ge⸗ 
winn würde wieder wie oben 210, 252 und 294 Thlr. betragen, die 
Produktionskoſten aber für alle drei gleichmäßig nur 210 Thlr. Statt 
daß alſo früher der Ueberſchuß, die Rente, für die mittlere und beſte Qua⸗ 
lität 40 und 80 Thlr. betrug, beträgt er jetzt 42 und 84 Thlr., — und 
wer hat anders dieſen vermehrten Ueberſchuß zu zahlen, als die Konſu— 
menten? Sie bezahlen in dieſem Ueberſchuſſe eine Steuer an die Grund⸗ 
beſitzer, welche der Staatskaſſe nicht im Mindeſten zu Gute kommt. Wenn 
dies nun aber ſchon der Fall iſt bei zu niedrig beſteuerten Grundſtücken, 
um wie viel mehr iſt es nicht der Fall bei ganz ſteuerfreien? Die Ein- 
nahme, welche im Finanzetat als von der Grundſteuer her- 
rührend angeführt wird, erreicht alſo bei Weitem nicht 
die Höhe der Steuer, welche die Unterthanen in Wirklich- 
keit zahlen, von der aber ein Theil den ſteuerbefreiten oder 
zu niedrig beſteuerten Grundbeſitzern zufließt. — Ein an⸗ 
derer Nachtheil der Steuerbefreiungen, oder der zu niedrigen Beſteuerung, 
wenn auch von geringerer Bedeutung, iſt noch der, daß der Kapitalwerth 
des befreiten Bodens leicht zu hoch angeſchlagen wird, weil der Zuſchuß, 
den man durch die Steuer erhält, meiſtentheils zu den Zinſen des Kapi⸗ 
tals gerechnet wird. Auch ſetzt die Steuerfreiheit die Grundbeſitzer in den 
Stand, ſchlechteren Boden zu bebauen, als es bei gleichmäßiger Beſteue⸗ 
rung oder allgemeiner Steuerbefreiung der Fall ſein würde, da die Steuer 
ihre Produktionskoſten nicht erhöht, während ſie doch die Preiſe der Le— 
bensmittel und folglich ihren Gewinn ſteigert. — 

In den weſtlichen Provinzen iſt das Land je nach ſeiner Güte in 
verſchiedene Klaſſen getheilt, und nach dieſen einer verſchiedenen Beſteuerung 
unterworfen. Wir behaupten aber geradezu, daß es eine Unmöglichkeit iſt, 
das Land nach ſeinem wahren Werthe ſo abzuſchätzen, wie es zum Zweck 
einer gleichmäßigen und richtig vertheilten Steuer nothwendig wäre. Nicht 
die Güte des Bodens allein, die Lage in der Nähe großer Orte, an gu⸗ 
ten Verbindungswegen bringen ſo unendlich viele Nuancirungen hervor, 
daß am Ende nur das Einkommen des Beſitzers den einzig richtigen 
Maaßſtab für die Schätzung abgeben kann; dabei bringen aber, beſonders in 
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der jetzigen Zeit die ſich von Tage zu Tage mehrenden neuen Wege⸗ und 
Eiſenbahnanlagen täglich Aenderungen hervor, welche alle Regiſter wieder 
verderben. Gegenden, welche früher von der übrigen Welt faſt abgeſchnit⸗ 
ten waren, ihre Produkte des ſchwierigen Transports halber kaum ver⸗ 
werthen konnten, werden jetzt plötzlich von großen Handelsſtraßen durch⸗ 
ſchnitten, induſtrielle Anlagen erheben ſich, wo man es früher für unmög⸗ 
lich gehalten hätte, das idylliſch⸗patriarchaliſche Leben weicht dem modernſten 
Jagen und Treiben. 

Wollte man bei dieſen raſchen Umgeftaltungen auch kürzere, als zehn⸗ 
jährige Friſten für die Umſchätzung des Grundeigenthums anſetzen, was 
natürlich wieder bedeutende Koſten verurſachte, es würde der Zweck doch 
nicht erreicht werden, und wir werden, trotz aller Kataſtrirungen die Nach⸗ 
theile niemals vermeiden, welche aus einer ſchlecht vertheilten Grundſteuer 
hervorgehen. Will man indeſſen die Grundſteuer beibehalten, ſo würde, 
um wenigſtens eine etwas annähernd gerechte Vertheilung herbeizuführen, 
eine Kataſtrirung der öſtlichen Provinzen durchaus erforderlich fein. Dies 
ſelben umfaſſen 4234 Quadrat- Meilen. Man nimmt an, daß die Kata⸗ 
ſtrirung einer Meile 3 bis 6000 Thlr. koſtet; nehmen wir das Mittel, 
ſo ergeben ſich die Koſten auf 10,053,000 Thlr., eine Summe, zu deren 
Verausgabung für dieſen Zweck die Stände fo leicht wohl ihre Bewilli⸗ 
gung nicht geben würden. — Wir halten die ganze Grundſteuer für eben 
fo unzweckmäßig, wie fo manche andere Steuer, welche Gegenſtand fo 
vielfacher Angriffe geweſen iſt, und noch iſt, weil ihre Nachtheile mehr an 
der Oberfläche liegen, und glauben, daß ihre Abſchaffung und Erſetzung 
durch eine andere zweckmäßiger geordnete Steuer eben ſo wohl im Intereſſe 
der Grundbeſitzer, als Induſtrieherren liege. Für das Proletariat ift ihre 
Aufhebung oder Aufrechterhaltung nur in ſo fern von Bedeutung, als da⸗ 
mit überhaupt die Entwickelung unſerer Induſtrie zuſammenhängt. 

(Schluß folgt.) 


Die Philoſophie des Elends. 
I. 


Proudhon's Kritik iſt nach der Fourier's anerkannt die ſchärfſte. 
Proudhon hat z. B. das Eigenthum kritiſirt, er will weder das Privat⸗ 
noch das Geſammteigenthum; was will er denn? Den eigentlichen Werth 
der Dinge. Iſt aber dieſer noch zu ſuchen? Nein, er iſt ſchon gefun⸗ 
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den, und Proudhon wird mit ſeiner (wie Herr Grün ſagt) „neuen Welt⸗ 
ordnung“ der alten ſchlichten Welt keinen Sand in die Augen ſtreuen. 
Doch zuerſt einige Worte zu Hrn. Grün, der das neueſte Werk Proud⸗ 
hon's unter dem veränderten Titel „Philoſophie der Staatsökonomie“ in 
die deutſche Literatur „einzuführen die Ehre gehabt hat.“ Trotzdem daß das 
Werk „ſein eigener Vorredner“ ſein könnte, leitet er es mit einem Re⸗ 
ſumé der Hegel'ſchen Phänomenologie ein, ſchickt er einige „Ausführungen“ 
voraus, um den „tiefen Zuſammenhang zwiſchen franzöſiſcher und deutſcher 
Entwickelung“ in einer „neuen“ und wie er hofft, „gründlichen“ Form 
zur Anſchauung zu bringen. Die Grün-Proudhon'ſche Arbeit it alſo 
kein „Memoire,“ keine „hochwichtige Kategorie“ — es iſt ein „Syſtem,“ 
das, eine Welt für ſich, gewappnet von Kopf bis zu Fuß, gleich der rei⸗ 
ſigen Göttin aus Jupiters Haupt in's Daſein tritt. Ein Syſtem !!! wo 
iſt dieſes Syſtem? In Proudhon's Buch, Proudhon iſt der Jupiter der 
reiſigen Göttin und Grün der Trompeter dieſer „Welt für ſich.“ Wenn 
es eine Welt für ſich, ſo iſt es eben keine Welt für uns, und wir ha⸗ 
ben uns nur negativ zu dieſem „neuen“ Gegenſtande zu verhalten. Je⸗ 
der große Mann hat ſeinen Propheten. Auguſt Becker erfüllte dieſes 
Amt bei weiland Dr. Kuhlmann; Grün in ſeiner „ſozialen Bewegung in 
Frankreich und Belgien“ bei P. J. Proudhon “). Der zweite Prophet 
ſteht dem andern nicht nach, nur daß Proudhon tiefere Kenntniſſe und ei⸗ 
nen ſchärferen Verſtand beſitzt, als Dr. Kuhlmann. Wie führt Hr. Grün 
ſeinen Meſſias in die deutſche Literatur ein? 

Proudhon iſt „die feierliche Inauguration der dritten und letzten 
Phraſe des theoretiſchen (1) Sozialismus.“ Das machten alte Philoſo⸗ 
phen ſo; die Werke, die ſie ſchrieben oder „einführten,“ mußten ſtets 
einen Abſchluß bilden, und zu dieſem Zwecke erfindet Hr. Grün drei Pha⸗ 
ſen, wovon das genannte Werk die „letzte,“ aber auch nur die „bedeu⸗ 
tungsſchwere Einleitung und Einläutung derjenigen Geſtalt (1) der Theo⸗ 
rie, die unmittelbar (1) und mit zwingender Nothwendigkeit () in die 
Verwirklichung umſchlagen muß.“ Da haben wir's! Der Sozialismus 
wird nun zur That, Hr. Grün ſagt es uns voraus, alfo muß es fo kom⸗ 
men. „Ich bin der Herr! und die mich anbeten, müſſen mich im Geiſte 
und in der Wahrheit anbeten.“ Was iſt ferner das Werk? Es iſt „das 
Gewand des Menſchenſohns, aus deſſen Falten die heilenden Wunderkräfte (l) 
für die todtkranke Kananiterin, für das Proletariat, entſtrömen wer⸗ 
den.“ Wird die neue Arznei auch helfen? Wer möchte daran zweifeln 
und damit ſeine Unklarheit, Unwiſſenheit und wer weiß was noch, bekun⸗ 


*) Ob Hr. Proudhon ſelbſt das anerkennt? Die Red. 
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den? Wer jetzt nicht den „Werth der Arbeit“ ſucht, der blamirt ſich. 
Alſo ohne Widerrede, wir fallen nieder und beten an: „Proudhon unſer 
Herr, der Erlöſer des armen Menſchengeſchlechts, der der Welt Sünde auf 
ſich nimmt in der „Philoſophie des Elends!“ 

Der „erſte“ Sozialismus „war das Chriſtenthum, hier war der So— 
zialismus Inſtinkt, alſo noch keine „Theorie der Erlöſung.“ Mit dieſem 
„Ideal der Bruderliebe und Gemeinſchaft“ hat Hr. Grün nichts zu ſchaf— 
fen. Weshalb? Weil es in letzter Inſtanz immer nur an die Gewalt ap⸗ 
pellirt, weil es vor allen Stücken zuſammenwerfen, die beſtehende Welt in 
Staub verſchütten, dann Diktator ſpielen und die neue Welt, gleichwie 
der chriſtliche Gott, aus dem Nichts entſtehen laſſen will. Hat irgend ein 
Sozialiſt oder Kommuniſt je ſolchen Unſinn gepredigt? Hr. Grün ſagt's, 
alſo muß es wahr ſein. Der „zweite“ Sozialismus iſt der Sozialismus 
als Fürſichſein, und dieſer datirt von der Julirevolution her und hat 
das Jung⸗Hegelthum zum Begleiter. In dieſe Phaſe fallen der St. Si⸗ 
monismus und der Fourierismus. „Beide hat Hr. Grün ſchon in der 
„ſozialen Bewegung ze. abgethan.“ “) Der „zweite“ Sozialismus 
„ſetzt“ die Perſönlichkeit, hält am „Rechte der Individualität“ feſt in und 
bei der „ſolidariſchen Verfaſſung der ganzen Geſellſchaft,“ gibt den „Be⸗ 
griff der Gliederung,“ der „Organiſation.“ Dieſe vergangene Phaſe, an 
der Hr. Grün auch ſeinen Theil hat, hat er jetzt überwunden, er hatte 
für den „Staat des freien Bewußtſeins“ keinen „Abſatz“ gefunden, war 
Sozialiſt geworden, hatte ſich auf das „Reich der Wirklichkeit“ losgeſtürzt, 
die Geſellſchaft kritiſirt, ſie nirgends entſprechend gefunden und in heiligem 
Eifer die Nothwendigkeit proklamirt, „die Wirklichkeit nach ſeinem Bilde 
umzugeſtalten und keinen Stein auf dem andern zu laſſen, bis die Dinge 
ſeinem Fürſichſein entſprächen, bis das freie Selbſtbewußtſein auch die Welt 
ſich gemäß gemacht hätte.“ Das Alles will Hr. Grün nicht mehr. 
Er weiß nichts mehr von dem „Elend des Lebens,“ von den „Anſprüchen 
des Magens“ ꝛc. ꝛc. Das Elend des Lebens und der Magen ſcheinen 
alſo für Hrn. Grün nicht mehr zu exiſtiren. Um ſo beſſer für ihn. Weil 
der König von Preußen einen „vereinigten Landtag“ ſchuf, war das freie 
Selbſtbewußtſein „zu Ende,“ die deutſche Philoſophie „überholt.“ Hohes 
Verſtändniß der Geſchichte, einer Geſchichte, welche mit dem Geſchenk ei— 
nes Einzigen eine ganze ſoziale Bewegung zum Dummkopf macht! Ge⸗ 
wiß, Hrn. Grün kam das Patent des Königs von Preußen recht ge⸗ 
legen. 

„Die dritte und letzte Phaſe des theoretiſchen Sozialismus hat be⸗ 


*) S. Auguſt⸗ und Septemberheft. Die Red. 
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gonnen, mit dieſer die Philoſophie der Staatsökonomie.“ Hier geht es 
zuerſt an eine Populariſirung Hegels; nur ein Pröbchen! „Die Welt des 
Menſchendaſeins iſt der unendliche, unaufhörliche Kampf zwiſchen dem Für⸗ 
ſichſein und dem Anſichſein, das ewige Ringen des Fürſichſeins, das An⸗ 
ſichſein zu dem Seinigen zu machen.“ Komm her, Proletarier, und ver- 
ſtehe den Hegel; doch was will ich, für Hrn. Grün giebt es keine Prole⸗ 
tarier mehr, nur eine „dritte“ Phaſe des Sozialismus. Der Sszialis⸗ 
mus muß ſich ſo wohl oder übel von einem Propheten konſtruiren laſſen. 
Wird der Prophet damit den Sozialismus vermittelſt der Praxis werden 
ſollenden Theorie Proudhon's wirklich zur Wirklichkeit machen? „Es bleibt 
noch übrig, die Dingheit nach dem ganzen Reichthume ihres Inhalts, 
durch gewiſſe, unumſtößliche, garantirte allgemeine Beobachtung zum wirk— 
lichen Gedanken zu erheben.“ Natürlich ſoll uns das Proudhon'ſche Sy— 
ſtem dieſes „Gewiſſe,“ dieſes „Unumſtößliche,“ dieſes „Garantirte“ brin⸗ 
gen. Der Meſſias iſt da, beten wir ihn an! Er wird uns den „Werth 
der Dinge,“ oder, was daſſelbe iſt, ſeinen Werth zeigen, und wir werden 
ohne Privat- und Geſammt-Eigenthum die glücklichſten Sterblichen. Aber 
hat der Meſſias denn noch einen Heiltrank für die leidende Menſchheit? 
Giebt es noch Anderes, als „Privat- und Geſammt-Eigenthum?“ Den 
„Werth der Dinge,“ und wieder den „Werth der Dinge,“ und noch ein— 
mal den „Werth der Dinge.“ Hr. Grün wird nicht müde, ſeit er bei 
Proudhon Dienſte genommen, dieſen Siſyphusſtein zu rollen. Undank⸗ 
bare Arbeit! Sie findet ihren Lohn in ſich ſelbſt. „Das Gewiſſen der 
Dinge iſt das Gewiſſe,“ Hört! Hört! — „Die Realifation des Werth⸗ 
begriffes iſt die Welt der fürſichſeienden Nützlichkeit, der objektiven Ehr— 
lichkeit, der freien heraustretenden Nothwendigkeit, die als unfreie ihren 
Weg über Leichen und Fäulniß ging.“ Hört die unendliche Weisheit des 
Propheten der „dritten Phaſe“ des Sozialismus! „Die wahre Sich— 
ſelbſtgleichheit des Wiſſens iſt die Sichſelbſtgleichheit des daſeienden Wiſ— 
ſens und des wiſſengewordenen Dinges.“ Mußte Hr. Grün deshalb fo 
viele Bücher ſchreiben, um dieſe Weisheit zu enthülſen? Da iſt noch die 
Schale beſſer als der Kern. Proudhon's Kritik iſt der „Werth der Dinge,“ 
die Schale, die einem wahrhaft Freien mundet, ſein Jünger wollte einen 
Kern hineinlegen und hatte darüber die Kritik vergeſſen. Ja, Hr. Grün 
iſt dieſer unbarmherzigen Dirne in's Netz gelaufen, und in ihren Armen 
wird er zum Hanswurſt der „Philoſophie des Elends.“ Er will die 
Schwankungen des Werthes bis zu dem Punkte verfolgen, wo der Begriff 
des Werthes vollſtändig iſt. Aber wird das Meer noch Meer bleiben, 
wenn man ſeine Wogen glätten könnte! Er will das Geld abſchaffen, 
indem er die geltende Waare zu Geld macht. „Alle Werthe müſſen 
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die Geltung des Geldes bekommen.“ Hr. Grün hat durch den Kommu⸗ 
nismus hindurch einen Spaziergang gemacht und iſt zu der Lohnarbeit 
zurückgekommen, die er mit dem neu zu entdeckenden „Werth der Dinge“ 
aufputzt. Um dem Kommunismus was am Zeuge zu flicken, erdenkt er 
ſich nach Art bezahlter Scribenten einen „Theilungskommunismus“ (S. 
36), eine „Gleichheit des Beſitzes.“ Ein ſolches Geſpenſt zu bekämpfen 
iſt die Arbeit aller Geiſterſeher geweſen. Was Grün von dem Beſtehen⸗ 
den ſagt, iſt nicht zu beſtreiten: nur ſeine Syſtemmacherei ſammt ſeinem 
„Werthe der Dinge,“ der in der heutigen Lohnarbeit ſchon gefunden 
iſt, iſt ſinnlos. 

Proudhon will den Beſitz, folglich Grün ebenfalls. Dieſer Beſitz 
iſt der dem zu findenden „Werthe der Dinge“ entſprechende Lohn, und 
wird durch den Wunſch, deſſen Maaßſtab das „fürſichſeiende“ Ding, im 
Verkehr vermittelt. Alles zuſammen bringt den Werth, d. i. den „vom 
Geiſte der produzirenden Perſönlichkeit durchdrungenen Preis“ hervor. Hr. 
Grün nennt ſehr glimpflich dieſe Lohnarbeit eine „freie“ Veräußerung 
unſeres innerlichen Weſens. Um den Werth zu beſtimmen, wendet er alle 
ſeine Mühe an, es will ihm aber nicht gelingen. Alles dreht ſich hier im 
Kreiſe. Einmal kommt der Werth mit der freien Thätigkeit, wiederum 
die freie Thätigkeit mit dem Werthe, und wenn auch der Werth die 
„Ueberſetzung des einen Ich in das andere“ iſt, ſo werden wir doch mit 
allen Werthen, die nur Produkte der Perſönlichkeit ſein können, nicht frei. 


Hr. Grün hat ſich auf eine Abſtraktion, auf eine Marotte, auf „den 
Werth der Dinge“ geſteift, der in dem Privaterwerb zwiſchen Angebot 
und Nachfrage ſchwanken muß, nicht befeſtigt werden kann. Da der 
Werth etwas rein Relatives iſt, ſo entſtehen doch die Gemeinſamkeit, die 
freie lebendige Gleichheit, nicht aus einer willkührlichen Stipulation 
der Werthe. Proudhon und Grün ſehen ſich unwillkührlich zu dieſer Will- 
kührlichkeit getrieben, fie wollen überhaupt Nichts, fie laſſen Geld, Privat- 
eigenthum, Staat, Moral ganz ruhig ſtehen, und ſchnitzen ſich recht genüg⸗ 
ſam ihren „Werth der Dinge“ zurecht. 


Wenn Beide gegen „die erzwungene Verbrüderung der Menſchen“ 
eifern, ſo haben wir daſſelbe Recht gegen die erzwungene Werthbeſtimmung 
zu kämpfen. 

Mag Proudhon fein „Programm der praktiſchen, progreſſiven Aſſo⸗ 
ziation aufſtellen; ſeine Arbeiten haben Bedeutung in der Kulturgeſchichte 
der Menſchheit; fein Streben, wenn auch kein Muſter von Konſequenz, 
wobei wohl das Schwanken des franzöſiſchen Charakters in Betracht kom⸗ 
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men mag, muß der Befreiung der Völker förderlich werden, fo wie Rouſ⸗ 
ſeau, Helvetius, Fourier ſchon förderlich geweſen. 
Wir haſſen nur das philoſophiſche Prophetenthum. 


II. 


Proudhon will beweiſen, daß der Kommunismus Nichts iſt. Woraus 
beweiſ't er dies? Daraus, daß ſich der Kommunismus nicht unmittelbar 
auf das Beſtehende pfropfen läßt. Das iſt ſehr ſchlau, aber dennoch ſehr 
abgeſchmackt. Hierauf gründen ſich alle ſeine Einwürfe. Da ſoll denn 
die Gemeinſchaft aus der politiſchen Oekonomie ſtammen; denn ſie ſetzt 
den Kollektivmenſchen an die Stelle des Individuums in der Produktion, 
im Tauſch, in der Konſumtion, in der Erziehung, in der Familie, und 
ſchlägt dadurch zur Ungerechtigkeit und zum Elende aus. Aber warum 
denn, Herr Proudhon? Seit wann macht die thatſächliche Berechtigung 
Aller die Menſchen elend? Und wie kann das Recht Aller eine Ungerech⸗ 
tigkeit ſein? Proudhon gebraucht nun den Pfiff, die Gemeinſchaft mit 
Konkurrenz, Steuer, Douane, Bank in den Topf der politiſchen Oekono⸗ 
mie zu werfen. In Bezug auf einen Theil der inkonſequenten franzöſi⸗ 
ſchen Kommuniſten mag dies wahr ſein. Wir wiſſen wenigſtens von 
„allgemeinen Koſten,“ einer „anonymen Geſellſchaft,“ einer „Kommandite,“ 
von „Spar- und Verſicherungskaſſen,“ „Cirkulations- und Kreditbanken“ 
2. ꝛc. nichts. Jede Anwendung kommuniſtiſcher Inſtitutionen mußte 
und muß ſcheitern, wenn ſie ſich auf das Beſtehende gründeten, und das 
geſchah bisher überall. Dabei waren es eben blos Verſuche, Einzel⸗ 
verſuche. Der Kommunismus iſt aber kein Verſuch, läßt ſich alſo auch 
nicht beliebig einführen. Unſere heutige Monopolwirthſchaft, das heu⸗ 
tige Einzelrecht, führt in nothwendiger Stufenfolge zu dem allge- 
meinen Rechte. 

Freilich waren Plato's Atlantis und Cabets Ikarien ſchöne Träume, 
und nichts weniger als Muſterbilder, aber als Vorſchläge behalten ſie ih⸗ 
ren Werth. In ein zubereitetes Syſtem, wie es Proudhon mit ſeinem 
„Werth der Dinge“ aushecken möchte, läßt ſich nun einmal die Menſchheit 
nicht ſperren. Das nothwendige Syſtem machen die Umſtände. 

Unſer Philoſoph weiſ't das kommuniſtiſche Element in den „großen 
Arbeiten der Menſchheit“ nach und findet nichts Unrechtes darin, daß die 
Straßen, Plätze, Kirchen, Muſeen ꝛc. ꝛc. allgemein benutzt werden können. 
Weil jetzt die Anlagekoſten nicht gleichmäßig nach dem Vermögen der Ein⸗ 
zelnen beſtritten werden, deshalb ſoll Gleichheit und Gemeinſchaft nicht 
daſſelbe ſein (II. S. 309). — und ſolcher Schlüſſe bringt Herr Proud⸗ 
hon nicht blos Einen, ſondern Dutzende. Er verwechſelt das Beſtehende 
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mit dem Zukünftigen, den Kranken mit der Arznei. Ob dieſelbe dem Be⸗ 
ſitzloſen ſo bitter ſchmecken würde, will ich hier nicht entſcheiden. 

Wie wenig Proudhon etwas vom Sozialismus verſteht, ſieht man, 
wenn er das Soldatenleben ein „ziemlich kommuniſtiſches“ nennt. Der 
Kommunismus bezieht ſich nur auf die Materie, auf die Oekonomie, und 
eine vernünftige d. h. allgemeine Benutzung. Dieſer entwickelt allein das 
geiſtige Element, denn Geiſt und Materie ſind Eins. Davon weiß aber 
Hr. Proudhon nichts. Er nennt das Kloſterleben kommuniſtiſch. Wenn 
es ihm Spaß macht, ſo wollen wir ihm ſeinen Spaß laſſen. Bei der 
Ehe mengt er wieder die Mitgift mit hinein, alſo fortwährend den al⸗ 
ten Rechtsſtaat, das Eigenthumsrecht. Die Arbeit ſei perſönlich: nun 
was kann fie denn andres fein? Der Kommunismus hebt doch die per— 
ſönliche Arbeit und die Aneignung der Kenntniſſe nicht auf. Solche 
Einwürfe treffen gar nicht den Kommunismus, denn er iſt kein beſtimmt 
ausgearbeitetes Syſtem. 

Ueberall führt Proudhon das Beſtehende als einen Beweis gegen das 
kommuniſtiſche Prinzip an; aber wie aus dem Späteren ſich ergiebt, meint 
er eigentlich das Cabet'ſche Syſtem. Dieſem iſt ſchon längſt ſeine 
Inkonſequenz und Tyrannei nachgewieſen worden. Cabet iſt bedeutend als 
Parteichef, nicht als Syſtematiker. Denſelben Grund, den Proudhon gegen 
Cabet's Staat, führe ich an gegen Proudhon's Organiſation der Arbeit. 
Die Arbeit kann nicht organiſirt werden! 

Der Kommunismus will die mit dem Geſellſchaftsganzen harmoni⸗ 
rende Freiheit, alſo Gegenſeitigkeit; der Kommunismus will ferner 
die freie Arbeit, und beweiſt, daß erſt eine auf Gegenſeitigkeit beruhende 
Arbeit frei if. Weder Cabet's Direktorium, noch Proudhon's Lohn ma— 
chen den Menſchen frei. Z. B. der Lohn dürfte nur den Fähigkeiten ent⸗ 
ſprechen, welche Freiheit! Proudhon meint mit den Oekonomen, daß man 
die Freiheit mit der Koncentration nicht vereinbaren könne. Warum nicht? 
Macht dann die Menſchen lieber zu Einſiedlern oder ſperrt Jeden ein⸗ 
zeln in ſeinen Stall. Da iſt er nach eurer Meinung frei. 

Beſteht das Leben aus Arbeit, Haushaltung, Einnahme und Aus⸗ 
gabe, ſo daß durch Gemeinſamkeit dieſe vier Punkte das Leben abgeſchmackt, 
ermüdend und verhaßt machen müßten? Nun, die Arbeit bleibt eine per⸗ 
ſönliche, und doch muß die Produktion Allen zu Gute kommen. Da 
einmal mehrere Menſchen exiſtiren, ſo kann keiner für ſich arbeiten, er 
muß für und mit Andern arbeiten, wenn er das Leben genießen will. 
Der Genuß entſteht erſt aus gemeinſchaftlicher Produktion, deren Grund⸗ 
lage die perſönliche Arbeit iſt. 

Weder Geld noch Fähigkeit darf hier eingreifen, weil damit der Menſch 
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zum Laſtvieh erniedrigt wird, die Arbeit ſelbſt ein Zwang iſt. Das Mo⸗ 
tiv der heutigen Arbeit iſt Erwerb, und auf dieſen Erwerb baut Proud⸗ 
hon ſein Syſtem. Welche Freiheit! 


Von einer Verſchmelzung in Gemeinſchaft iſt gar keine Rede: nicht 
die Perſönlichkeit, nur das Intereſſe ſoll verſchmolzen werden. Jetzt 
hat jeder Einzelne ſein Intereſſe. Eine „Organiſation“ aber verſchmilzt 
die verſchiedenartigen Intereſſen nirgends. 


Wenn P. den wahren Kommuniſten ein „abſtraktes Weſen“ nennt, 
fo iſt er ſelbſt es, der ihn ſich abſtrakt denkt, der jenen Bruderſchafts— 
kommunismus, jenen Liebeskommunismus für den Kommunismus an ſich 
erklärt. Dieſelbe Denkfaulheit oder Perfidie (die den franzöſiſchen oder 
gar den Cabet'ſchen als den Kommunismus bezeichnet) hatten wir ſchon 
bei Grün Gelegenheit zu beobachten. Proudhon gebraucht das ſchon öf— 
ters angewendete Mittel, der Gemeinſchaft die Perſönlichkeit entgegenzu⸗ 
ſtellen, ohne uns zu ſagen, mit welchem Rechte. 


Die Erbärmlichkeit erreicht ihre Spitze, wo Proudhon in Betreff der 
Ehe die Freunde der Weibergemeinſchaft für die logiſchſten Kommuniſten 
erklärt. Wenn zwei oder drei oder dreißig Leute, die ſich Kommuniſten 
nennen, oder meinetwegen es auch ſind, die Weibergemeinſchaft gewollt 
haben, iſt ſie deßhalb ein Element des Kommunismus? Will dieſer die 
Perſonen zur Sache machen? Er will vielmehr den Perſonen ihre ganze 
Freiheit und Selbſtſtändigkeit zurückerſtatten, die ſie durch den Zwang 
der Lohnarbeit und des Privaterwerbs eingebüßt haben. Wenn Ein⸗ 
zelne mit ihren Syſtemen dieſen Zweck verfehlten, ſo war doch nur die 
inkonſequente, unfreie Anwendung daran Schuld; ſo war das Schuld, daß 
ſie organiſiren wollten, was ſich ſelbſt nur organiſiren wird. Trotzdem 
daß ſich nun Proudhon als Oekonomiſt (denn als Vertheidiger der Lohn⸗ 
arbeit und des „Werthes der Dinge“ iſt er nichts anderes) gegen den 
Sozialismus erklärt, verfährt er doch um kein Haar anders wie die mei⸗ 
ſten franzöſiſchen Kommuniſten, denn er will gleichfalls die Arbeit organi⸗ 
ſiren. Er hat alſo kein Recht gegen die Richtung der Cabet'ſchen oder 
L. Blanc'ſchen Doktrinen zu eifern, da er dasſelbe will: Organiſation der 
Arbeit. Er unterſcheidet ſich blos dadurch von ihnen, daß er das Geſetz 
des Werthes, alſo ein anderes Mittel hereinzieht, um einen alten Zweck 
zu erreichen. Was! fragt Proudhon, „die Kommuniſten können ſich bereits 
nicht mehr in einem gemeinſamen Gedanken vereinbaren!“ So, iſt das 
Gemeinſchaftsprincip kein Gedanke und durchdringt dieſes nicht alle Vor⸗ 
ſchläge der Kommuniſten mehr oder weniger? Wenn ſie über die Ehe, 
über die Religion, über die Politik, über die Moral abweichen, ſo ſind 
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dies eben nur verſchiedene Anfichten über denfelben. Gegenſtand; denn die 
genannten einzelnen Momente fallen vor dem höhern Prinzip mehr aus 
dem Geſicht, wiewohl dies ein Zeichen von Inkonſequenz, da eine Kritik 
nur dann wirken kann, wenn ſie alle Punkte erfaßt, Alles ſich un⸗ 
terwirft. 

Wenn man will, kann man den Kommunismus als den fertigen 
Ausdruck des Egoismus aller Einzelnen definiren; eines Egois⸗ 
mus, der nicht auf Koſten des Andern genießt, weil es keine „Werthe“ 
mehr giebt. Der „Werth der Dinge,“ die „Organiſation der Arbeit“ iſt 
dagegen der fertige Ausdruck der Sklavenarbeit unter der Maske 
des ökonomiſchen Geſetzes. Dieſes Geſetz iſt das jetzt herrſchende, 
und Proudhon will es nun ſeiner völligen Entwickelung entgegenführen, 
wie gewiſſe liberale Herren mit einem Preßgeſetz die Angelegenheiten der 
Preſſe zu „ordnen“ vorgeben. Proudhon ſteht weit hinter Fourier's At- 
traktionstheorie, welche ein Moment der Praxis iſt, zurück; Fourier's Kri⸗ 
tik bezieht ſich auf die Praxis ſelbſt, Proudhon's Kritik auf die Begriffe. 
Fourier iſt der eigentliche Sozialiſt, Proudhon der eigentliche Philoſoph: 
daher des Letzteren kindiſche Wuth gegen die Thaten der ſozialen Kritik. 
Proudhon hat das Eigenthum vernichtet und in demſelben Athem wieder 
konſtruirt. Das iſt die That des Philoſophen, des Gauklers. 

E. Weller. 


Korrespondenzen. 


(Dresden, Mitte Septbr.) Wir haben das ſechszehnte Ver⸗ 
faſſungsfeſt gefeiert! Iſt ſie nun wirklich in dieſem Zeitraume zu dem 
ſtattlichen Baume geworden, der wie im Uhlandſchen Liede ſüße Früchte 
und kühlenden Schatten jedem beut? Ja und nein. Da wo die reifſten 
Früchte von jedem Luftſtoße herabfallen, wo lieblicher Schatten und ſüß⸗ 
duftendes Laub iſt, laufen allerdings Bänke um den Stamm herum, aber 
da ſitzt die höhere Beamtenwelt, und in nächſter Nähe, noch unter den 
ſchützenden Aeſten, die vornehme Bourgeoiſie und die Bauernariſtokratie, an 
die ſich der Adel andrängt, um wenigſtens das in Ruhe zu genießen, was 
ihm noch von alten Vorrechten geblieben iſt. Draußen aber, wo die 
Sonne heiß auf die Nacken brennt, tummelt ſich die große Maſſe, die 
nicht Wahlberechtigten und nicht Wahlfähigen, die Laſten und Steuern 
tragende Arbeiterklaſſe, die vertrauensvoll auf das weitere Ausbreiten der 
Aeſte des Verfaſſungsbaumes harrt, das ihr verſprochen iſt, und bis dahin 
nichts thun — aber freilich auch nichts thun darf. Denn iſt nicht erſt 
vor Kurzem an die Volksſchullehrer ein ſehr ungnädiger Beſcheid des Kul⸗ 
tusminiſters ergangen, daß ſie ſich künftig der Maſſenpetitionen zu enthal⸗ 
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ten und vertrauend auf die bekannte Fürſorge des Miniſteriums zu hoffen 
haben, iſt nicht das Aſſoziationsweſen auf Grund bundestäglicher Verord⸗ 
nungen verboten und das Einladen zu Verſammlungen, das Stimmenſam⸗ 
meln und Redenhalten mit gerichtlicher Unterſuchung bedroht? Und ſind 
nicht die Stände die geſetzmäßigen Organe des Volks, die es nur zum 
kleinen Theile mitwählt, die man nicht beachtet, wenn ſie auch einſtim⸗ 
mig ſind (Strafprozeß) und die man als Minorität vollends mit Hülfe 
der konſervativen Mehrheit unterdrückt? Iſt nicht die ſtädtiſche Wahlfrei⸗ 
heit ſeit 2 Jahren ſo trefflich geſchützt, daß kein Gewählter beſtätigt wird, 
der von dem Regierungs ſyſteme abweichende Anſichten hat? Und die Preſſe? 
Es iſt ja bekannt, daß Sachſen eine Preßfreiheit genießt, die den Neid 
der Nachbarſtaaten erregt und zu Beſchwerden von außen Veranlaſſung 
giebt, noch neulich hat ſich ja der franzöſiſche Geſandte gegen die Zügello⸗ 
ſigkeit der ſächſiſchen Preſſe in Beurtheilung des heutigen offiziellen Frank⸗ 
reichs ausgeſprochen und Beſchränkung gefordert. Kann man mehr Zeug— 
niß für unſre Freiheit, — mehr für die. moraliſche Vernichtung des Kabi⸗ 
nets Guizot verlangen? Ich habe Ihnen in meinem letzten Brief von dem 
Buche Blödes über den Mörder Strehle geſchrieben — und habe arg geſündigt, 
denn die Cenſur hat dieſes wiſſenſchaftliche Schriftchen ſo behandelt, daß es 
nicht erſcheinen konnte, ſogar von dem Vorwurfe der „Unſittlichkeit“ war 
die Todesſtrafe freigeſprochen worden. Nun ſoll aber jeder Cenſor nach 
eigner gewiſſenhaften Ueberzeugung handeln, das Büchlein ward alſo ume 
gedruckt und erſchien in Leipzig mit heiler Haut. Ein hieſiges Blatt, der 
Korrespondent wollte eine Mahnung an das Publikum vor der Hinrich⸗ 
tung jenes Mörders bringen, ſie ward geſtrichen, „weil es ſich von ſelbſt 
verſtehe, daß es von übler Wirkung auf das Publikum ſein müſſe, wenn 
am Tage vor einer Hinrichtung in öffentlichen Blättern die Rechtmäßigkeit 
der Todesſtrafe angezweifelt werde.“ Aber nach derſelben dürfte der Ar- 
tikel auch nicht kommen, und ein anderer über Todesſtrafe überhaupt ver⸗ 
fiel ebenfalls dem Bann, „weil unter gegenwärtigen Verhältniſſen nicht 
geſtattet werden könne, überhaupt an der Rechtmäßigkeit der landesgeſetzlich 
beſtehenden Todesſtrafe zu zweifeln.“ Punktum! Uebrigens ſcheint es, 
werden wir ſchon nächſte Woche eine zweite Hinrichtung, die des Raub⸗ 
mörders Franz haben, ſein Gnadengeſuch iſt wenigſtens zurückgewieſen 
worden. 

Die zur Ruhe gewieſenen Volks ſchullehrer haben freilich Etwas er⸗ 
langt, eine Zulage nach 15 jähriger Dienſtzeit, ſo daß das Minimum von 
120 Thlrn. ſich auf 150 Thlr. erhöht, aber wie wenig iſt auch dieß, und 
wie lange wird es noch dauern, ehe die Worte Douglas Jerrolds in der 
Chronik von Kleefeld über die Bedeutung der Lehrer als Erzieher künfti⸗ 
ger Generationen allgemein anerkannt werden. Wie er den Lehrer und 
den Soldaten ſich gegenüberſtellte, ſo thaten dieß auch die Lehrer in 
ihre Petition an den Landtag, ohne jedoch damit etwas auszurichten. 
Sachſen hat 2954 Volksſchullehrer und von ihnen 1516, alſo die Mehr⸗ 
zahl, ein jährliches Einkommen von nur 120 — höchſtens 200 Thlrn., 
und wie müſſen ſie leben! Wir wollen hier die Berechnung und eine 
Parallele mittheilen. 
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Vertheilung d. Minima — auf dem Lande. — in der Stadt. 
120 Thl. a) 160 Thl. b) 200 Thl. 
1., Perſonalſteuer 1 Thl. — ngr. 1 Thl. 10 ngr. 1 Thl. 20 ngr. 
2., Beitr. z. Wittwenkaſe 1 = — = 2 2 — ᷑ĩũ„% 2 =: —ͤ 
3., Parochiallaſten S irt 8 
4., Kleidung 20 = — = 26 =: 10 =: 3 = 10 ⸗ 
5., Beköſtigung 40 ʒ⸗᷑⸗ — ü 53 10 66 20 = 
täglich täglich täglich 
Zngr Angr 5ngr 
6., Aufwart. oder Haush. 30 = — - 40 = — =: 50 = — # 
7., Licht, Holz, Wäſche 25 = — = 33 = 10 = 4 = W ⸗ 
8., für Arme 1: — ꝶͤ„1 ⸗ 10 = 1 20 ⸗ 
9., für Fortbildung, Er⸗ ze — * „— — — : 
holung, Krankheit. ꝛc. „ — «* „ — Ä— 2 — a 
bleibt: 1 = 15 = 1:17 - 5 ¾Z— 2: 


Dagegen hat ein Feldwebel von der Linie, der ſeine Brauchbarkeit 
erſt während des Dienſtes erlangt hat, von Steuern, Kurkoſten u. Schul⸗ 
geld frei iſt, in Aktivität jährlich 208 Thlr. 7 ngr. 5 Pf., nämlich 115 
Thlr. 17 ngr. 5 Pf. Löhnung, 16 Thlr. 26 nor. 4 Pf. Bekleidungsgel⸗ 
der, 48 Thlr. Quartier- und Holzgeld, 3 Thlr. 14 ngr. für die Sonn⸗ 
tagsſpeiſung und 24 Thlr: 10 ngr. Brodverwerthung. Freilich erfordert 
der bewaffnete Friede den höchſten Budgetſatz von 449,298 Thlr. in run⸗ 
der Summe jährlich, während für das Kultminiſterium nur 213,204 Thlr. 
angewieſen ſind, alſo über die Hälfte weniger. In dem ſo viel geſchmäh— 
ten Lande der Waadt wird für Schul- und Erziehungsweſen überhaupt 
der ſechste Theil der geſammten Staatseinnahme verwendet, bei uns nur 
erſt der neunte, die demokratiſche Waadt beſchränkt das Kriegsbudget zu 
Gunſten der allgemeinen Volksbildung, das konſtitutionelle Sachſen hat 
keine Gelder für dieſen Zweck, ſo dringend er ihm auch an's Herz gelegt 
wird. Dieſem Lehrerproletariat ſtelle ich ein anderes zur Seite, gegen das 
unſer ſächſiſches Volksblatt grimmig auftreten würde, wenn es dieſen Brief 
läſe — das Theaterproletariat. Wenn das Volksblatt die Lehrer warnt, 
ſich nicht den Radikalen in die Arme zu werfen und lieber in chriſtlicher 
Geduld am Hungertuche zu nagen, ſo wird es mit den verlorenen Seelen 
im Hauſe des Teufels ſicher noch weniger Erbarmen haben. Wohin wäre 
nicht ſchon der Ruhm der Dresdener Hofkapelle gedrungen, und doch, wie 
ſchwer laſtet dieſer Ruhm auf den Schultern derer, die ihn tragen! Die 
Kapelle wird etwa 90 Mitglieder zählen, darunter 21 Aspiranten. Von 
den wirklichen Mitgliedern erhält jeder beim erſten Einrücken 300 Thlr. 
und ſteigt bis 600 Thlr. Die Aspiranten haben — 150 Thlr., und 
welchen Dienſt! Jeden Abend im Theater, an den Vormittagen Probe, 
dazu Kirchendienſt und Kammermuſik bei Hofe, ohne, wenn ja noch Zeit 
bliebe, ſelbſt an einem Konzerte mitwirken zu dürfen, denn dieſer Neben⸗ 
verdienſt würde die Würde eines königlichen Hofkammermuſikus beleidigen, 
was ihm geſtattet iſt, find Privatſtunden, und wie dieſe bezahlt werden bei 
der Maſſe von hieſigen Muſiklehrern, iſt zu rathen. Dieſes Elend dauert 
nicht blos einige Jahre, nein es ſind Fälle vorgekommen, wo ſolche un⸗ 
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glückliche Sklaven der Kunſt 12 und 15 Jahre auf die erſte Vakanz ha⸗ 
ben warten müſſen; von ihrem Gehalte mußten ſie die gute Garderobe 
ſchaffen, in der ſie ihrem Range gemäß einherſchreiten, und alle Bedürfniſſe 
in einer Reſidenzſtadt beſtreiten. Bei der Noth dieſes Winters kamen auch 
fie um Unterſtüzung ein, und es ward vorgeſchlagen, ihnen eine Monats⸗ 
gage von 12 Thlr. 15 ngr. zu bewilligen. Das erſchien aber dem Gene⸗ 
ralintendanten v. Lüttichau als ein zu großer Aufwand, und er, der für 
franzöſiſche Dekorationen, für Ausbildung von Sängerinnen in Paris Tau⸗ 
ſende wegwirft, er ſetzte die Unterſtützung auf 10 Thlr. feſt. Aber noch 
wagten die Freunde der Bedürftigen eine Vorſtellung, und ſiehe das groß⸗ 
müthige Herz des Intendanten ſchmolz, er bewilligte die 12 Thlr. 15 ngr. 
— aber in 3 — 4 Raten, um ja ſofort die Hülfe wieder zu ſchwächen. 
Dafür haben auch Tichatſcheck 4500 — 5000 Thlr., das Fräulein Wagner 
3000 Thlr. c. Was den Theaterchor anlangt, fo iſt dieſer materiell noch 
ſchlechter geſtellt als die Aspiranten, hat aber doch nicht ebenſo viel Dienſt⸗ 
zeit, der Gehalt beträgt hier von 100 —200 Thlr. und ihre Schulden wer⸗ 
den nicht von der Intendanz bezahlt wie die der Sänger, ſie jagt man 
fort, holt ſie aber nicht zum Theaterabend aus dem Wechſelarreſt. 

Die Schilderung eines dritten Proletariats, das der Gemüſegärtner 
Großenhains, entlehne ich dem VII. Hefte der landwirthſchaftlichen Zeitung 
von d. J. Die Zahl dieſer Gärtner iſt 50, von denen nur der kleinere 
Theil Eigenthümer eines Hauſes und einiges Feldes iſt; die meiſten ſtehen 
im Verhältniß der Pachtung, und ihr Hauptbau geht auf Peterſilie und 
Paſtinakwurzeln, die ins Gebirge und ſelbſt nach Böhmen verführt werden. 
Der Gemüſegärtner nutzt den Scheffel Gartenland zu 150 — 200 Thlr. 
brulto und den Scheffel Feld zu 80 — 100 Thlr., giebt aber für Arbeits⸗ 
jöhne jeder Art 60 pCt. des Ertrages aus; in der Regel hält er nur 
eine Magd an ſeinem Tiſche, mit ihr und ſeiner Frau beſorgt er die lau⸗ 
fenden Geſchäfte, für die periodiſchen miethet er Tagelöhner und verwendet 
dazu ſeine Kinder, ſobald es deren Kräfte geſtatten. Seine Jahresein⸗ 
nahme bei mittlerem Geſchäftsbetrieb beläuft ſich auf 750 Thlr., ſeine Aus⸗ 
gaben aber auf 600 Thlr., nämlich 80 Thlr. für 2 Scheffel Gartenland, 
Wohnung und Stallung, 10 für die Scheune, 60 im Durchſchnitt für 8 
Scheffel Feld, 50 für 3 Acker Wieſe, 150 Arbeitslohn im Garten, 180 
desgl. im Felde, 20 für eine Mapd, 50 für Holz und Erhaltung von 
Schiff und Geſchirr. Es bleiben ihm alſo für ſich und die Seinigen, für 
Abgaben und Zinſen für Kapital in mittleren Jahren nur 150 Thlr. 
übrig, und dabei darf ihn kein Mißwachs treffen, dabei muß er mit Um⸗ 
ſicht und ſteter Thätigkeit ſein Geſchäft betreiben; auch er arbeitet alſo 
blos um ſein und der Seinigen Leben zu friſten; an Erſparniſſe, an ein 
Zurücklegen von Gewinn für's Alter oder für Lebensgenüſſe iſt auch bei 
ihm nicht zu denken. 

Ueber die Arbeiten in Strafhäuſern, durch die ſo häufig und in ſo 
verſchiedener Weiſe die Thätigkeit und der Verdienſt der arbeitenden Klaſ⸗ 
ſen geſchmälert wird, iſt ſchon viel geſchrieben worden, aber dieſer Ge⸗ 
brauch beſteht auch hier im Militairſtrafhauſe in großer Ausdehnung, in⸗ 
dem dieſe Leute unter Aufſicht eines Unteroffiziers täglich zu Holz machen, 
Sandklopfen, Möbeltragen verwendet werden. Aber nicht davon wollte ich 
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reden, ſondern von der Härte, mit welcher man dieſe Züchtlinge nach ih⸗ 
rer Arbeitszeit noch anhält, in ihren ſogenannten Feierſtunden des Abends 
noch Geld zu verdienen, das aber nicht ihnen beim Austritt aus dem 
Hauſe, wie in andern ſolchen Anſtalten, als Fonds zum Unterhalte zu Gut 
kommt, ſondern ebenfalls für die Kaſſe der Anſtalt, ja, wenn man einem 
Gerücht glauben dürfte, zu Gratifikationen für die Aufſichtsbehörde ver⸗ 
wandt wird. Die Sträflinge treten ſofort nach ihrer Entlaſſung wieder 
in's Heer ein und beginnen ihre Dienſtzeit von neuem, alle vorher treu 
gediente Zeit iſt verloren. Ob ſie im Hauſe ſehr zur Beſſerung geführt 
werden, möchte außer der Beſchränkung ihrer Zeit, die ihnen die Lektüre 
wohl ziemlich entzieht, auch aus dem Umſtande ſehr zu bezweifeln ſein, 
daß der vorige, jetzt verſtorbene Kommandant, ein Hauptmann der Infan⸗ 
terie V., als Inſchrift über die Thür im Innern folgenden Satz geſchrie⸗ 
ben hatte: „Für ſich ſelbſt erniedrigte, zum Thiere herabgeſunkene Deti⸗ 
nirte!“ von der ich hoffe, daß ſie jetzt wenigſtens nicht mehr exiſtirt. 

Vor Kurzem wurde der Freiherr v. Welck auf Rieſa, bekanntes Mit⸗ 
glied unſrer erſten Kammer, ungemein belobt wegen ſeines Edelmuths ge⸗ 
gen arme Ahrenleſer; er ſelbſt macht jetzt eben bekannt, daß dieß eine pure 
Verläumdung ſei. Seit 30 Jahren beſtehe nämlich auf dem Rittergute 
Rieſa die Einrichtung, daß der unbemittelten Klaſſe des Städchens das 

hrenleſen nur gegen einen Erlaubnißſchein geſtattet werde; dieſer ſei frü⸗ 
her regelmäßig mit 9 gGr. gelöst worden und davon immer 100 — 200 
Stück ausgegeben. 1845 habe er nun dieſen Schein auf 2 ngr. herabge⸗ 
ſetzt, der Zudrang ſei aber ſo groß geweſen, daß die Leſer ihn ſelbſt gebe⸗ 
ten hätten, den alten Satz wiederherzuſtellen, er habe daher mit ihrer Zus 
ſtimmung dieſes Jahr 7½ nor. gefordert. Hr. v. Welck iſt ein ſehr ei⸗ 
friger Vertheidiger des chriſtlich-germaniſchen Staates und betrachtet ſich 
auch gern als einen patriarchaliſchen Grundherrn; wie er hier ſeit fo lan⸗ 
gen Jahren die Vorſchrift 5. Moſ. 24. 19. „die Garbe, die du auf dem 
Acker vergeſſen, ſoll des Fremdlings, der Weiſen und Wittwen ſein,“ hat 
vergeſſen können, begreift ſich ſchwer. Nehmen wir alſo jährlich nur 150 
Scheine a 10 ngr. an, fo haben die Ahrenleſer in jener Zeit nicht weni⸗ 
ger als 1500 Thlr. in die Kaſſe des Rittergutes gezahlt, für die vielleicht 
ein Kapital zur Unterſtützung hülfsbedürftiger Ortsarmen gebildet worden 
iſt, deun der Vogt oder der Dienſtlenker des Gutes werden doch dieſes 
Geld nicht als Nebennutzung angeſehen haben? Doch wir vergeſſen, daß 
wir „uns nicht um die Details der freiherrlichen v. Welck'ſchen wirth⸗ 
ſchaftlichen Einrichtungen zu kümmern haben.“ 

Zum Schluß noch eine Ergänzung zu meinem letzten Briefe. Die 
öſterreichiſche Regierung hat das Zurückweiſen fremder Handwerksgeſellen 
von ihren Gränzen für unwahr erklärt; recht gut, deshalb ſteht aber doch 
das Zudrängen der öſterreichiſchen Bettler und Herumtreiber in Sachſen 
noch feſt. So ſind in dem kleinen Städtchen Siebenlehr in 7½ Monaten 
175 Viſa für Krainer und 78 für Slavonier ertheilt worden, ſo ſollen 
auf der Leipziger Oſtermeſſe gegen 700 der Erſteren beiſammen geweſen 
ſein, und die Amtshauptmannſchaft Bautzen macht bekannt, daß von 36 
im erſten Halbjahr d. J. in Löbau eingelieferten Vagabonden 25 aus 
Böhmen herübergekommen waren. 


587 


*** (Zürich, den 21. Sept. Als die Tagſatzung im Laufe die⸗ 
fes Sommers in Bern ſich verſammelte, um über Fragen zu entſcheiden, 
die das Wohl oder Wehe der geſammten Schweiz in ihrem Schooße ber⸗ 
gen, da gedachte mancher warme Vaterlandsfreund der Rathloſigkeit, der 
Uneinigkeit, die bisher ſeit länger als einem Decennium die Thätigkeit des 
liberalen Theils der Tagſatzung gelähmt, und wagte kaum zu hoffen, daß 
die diesjährige Diät ſolche durch die Geſchichte nur zu wohl begründete 
Beſorgniſſe Lügen ſtrafen würde. Doch Gottlob dieſe Furcht hat ſich nicht 
bewährt. Mag Hr. Theodor Mügge in feinem dreibändigen Buche über 
die Schweiz, worin er die Notizen über dieſes Land aufſtapelt, wie ſie 
ihm aus zweiter und dritter Hand zukamen, mit lächerlichſter Ignoranz 
behaupten, es genüge, die Waibel zur Tagſatzung zu ſchicken, da ja die 
Inſtruktionen der Geſandten ſchon lange zuvor bekannt ſeien, er hätte an 
der diesjährigen Tagſatzung feinen Irrkthum einſehen lernen können. So 
leicht, wie Hr. Mügge es ſich vorſtellt, iſt es den Staatsmännern der 
Schweiz noch nicht gemacht. Die Inſtruktionen waren auch heuer keines⸗ 
wegs übereinſtimmend, aber die mangelnde Uebereinſtimmung wurde erſetzt 
durch den eidgenöſſiſchen Sinn der liberalen Geſandten, denen der Trotz 
der Sonderbündler und die ſchlecht verſteckten Drohungen des Auslandes 
doch endlich das ruhige Blut in einige Aufregung verſetzte; fle lernten 
durch das kompakte, konſequente Zuſammenhalten des Sonderbundes, wie 
eine Partei nur dann mächtig werden könne, wenn der Einzelne ſeine Pri⸗ 
vatmeinung wie ſein Privatintereſſe dem großen Ganzen unterordne, und 
dieſe Lehre hat ihre ſchönen Früchte getragen. Alle Beſchlüſſe von allge⸗ 
meinem Nationalintereſſe, von der Auflöſung des Sonderbundes am 20. 
Juli bis zur Vertagung der Tagſatzung am 9. Sept., wurden von der 
gleichen liberalen Stimmenzahl gefaßt; trotzdem daß über 40 Wahlen zu 
treffen waren, wurden alle Stellen ſofort im erſten Skrutinium beſetzt. 
Durch dieſe Einigkeit der Tagſatzungsmehrheit iſt nun auch ein wirkliches 
nationales Selbſtbewußtſein in das ſchweizeriſche Volk gefahren, wie es ſich 
ſeit Jahren nicht mehr kund gethan hat. Alle fühlen deutlich, daß ſolche 
Schritte, wie fie der Sonderbund ſich zu Schulden kommen ließ, der ge⸗ 
rade dann recht zu rüſten, zu verſchanzen, zu bewaffnen begann, als die 
Tagſatzung es ihm ausdrücklich verbot, das Vaterland an den Rand des 
Verderbens führen, die Eidgenoſſenſchaft unheilbar entzweien müſſen, wenn 
nicht jetzt noch — und es iſt die höchſte Zeit dazu — nach Kräften ge⸗ 
wehrt wird. Die Drohungen des Auslandes, zuerſt durch den Mund des 
ſeither in troſtloſe Melancholie verſunkenen „Holzgrafen,“ der ſich eben 
anſchickt, durch eine neue kleine „Schweizerreiſe“ in den Kantonen umher 
ſich von derſelben zu befreien, dann in den etwas gehaltnern Worten Gui⸗ 
zot's in der Deputirtenkammer, — die Begünſtigung von offenbar politi⸗ 
ſcher Natur, die von Seiten Oeſterreich's den Sonderbundkantonen zur 
Zeit der Lebensmittelnoth zu Theil wurde, — Alles das trug dazu bei, 
das Selbſtgefühl der ſchweiz. Bevölkerung aufzuſtacheln. Freilich rühmt 
ſich der Schwyzer Bauer, vom „deutſchen Kaiſer“ Geld und Munition 
erhalten zu haben; wundern wir uns deß nicht: in jenen ſchönen Thälern 
und Bergen lebt kein freies, ſelbſtbewußtes Volk mehr; Pfaffen⸗ und Mag⸗ 
natenwirihſchaft haben. den kräftigen Nacken zu beugen verſtanden und nur 
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noch den Anſchein von Freiheit zurückgelaſſen. Die liberale Schweiz aber 
fühlt ſich einmal wieder im Bewußtſein ihrer gemeinſamen Geſchichte, In⸗ 
tereſſen und Sympathien als eine einige Nation, und ſie iſt entſchloſſen, 
mit denen, die dieſer Idee ſchroff und widerſprechend entgegentreten, einen 
Gang zu thun, der über die Exiſtenz des Sonderbundes oder der Eid⸗ 
genoſſenſchaft entſcheide. 

Die Entſchloſſenern unter den liberalen Ständen hätten freilich lieber 
geſehen, daß ſich die Tagſatzung früher als am 18. Oktober wieder ver⸗ 
fammle; es fragte ſich dabei, welche Rückſicht die ſtärkere ſei, ob die auf 
die Ungeduld der weſtlichen Kantone, denen jedes längere Zuwarten ein 
bitteres Herzeleid iſt, oder die, auf die Wünſche der öſtlichen Bevölkerung, 
welche erſt gern ihren Moſt und Wein daheim im Keller hätte, ehe ſie 
ſich an die Bändigung des ſiebenköpfigen Drachens wagt. Die letztere 
Rückſicht ſiegte; Bern und Waadt murrten ein wenig, fügten ſich aber; 
wir jedoch ſind nun auf's Aeußerſte gefaßt; Jedermann ſieht ein, daß es 
zu kriegeriſchen Operationen kommen müſſe, und da richtet man ſich halt 
danach ein, als habe ein unabwendbares Fatum es weislich ſo angeord⸗ 
net, ohne kriegeriſche Ungeduld, jedoch auch ohne die geringſten Spuren 
von Unzufriedenheit. Die Kriegsader iſt uns auch nicht wenig durch die 
mannigfachen Verwickelungen und Verlegenheiten Oeſterreichs und Frank⸗ 
reichs geſchwollen; früher bekümmerten wir uns nicht viel um das Aus⸗ 
land, waren froh, wenn uns daſſelbe ungeſchoren ließ; ſeit einiger Zeit 
aber lernen wir einſehen, daß Kenntniß fremder Zuſtände doch nicht im⸗ 
mer Nachtheil bringe: die Vorgänge in Gallizien, in Italien, in Spanien 
erfüllten uns, zu unſrer Schande muß ich es geſtehen — abgeſehen von 
dem den Schlachtopfern gezollten Mitleiden — mit nicht geringer Scha⸗ 
denfreude. Nun, verdenkt es uns nicht, wenn wir gern den Rücken frei 
haben; unſre Tagſatzung iſt kein Nationalkonvent, der ſeine Vendée zu 
Boden ſchmettert, während Europa gegen ihn in Waffen ſteht. So viel 
wiſſen wir nun aus unſern politiſchen Studien, daß wir es mit dem Son⸗ 
derbund allein zu thun haben, und daß wir nicht ſo unhöflich zu ſein 
brauchen, Frankreich oder Oeſterreich zu bedeuten: ſeid ſo gut und miſcht 
euch nicht in unſre innere Polizei, ihr verſteht ja ohnehin nichts davon, 
ſeit die ſpaniſche olla potrida mit ihren herzbethörenden ſüßen Gerüchen 
den Einen vollſtändig betäubt, und dies plötzliche Auffliegen der italieni⸗ 
ſchen Diavolini's von Meſſina bis Mailand den andern guten Freund 
in die größte Unruhe verſetzt hat. 

Faſt hätte uns St. Gallen durch alle unſre ſchönen Rechnungen einen 
ſchnöden Strich gemacht. Während die geſammte ſchweiz. Preſſe die er⸗ 
habenſten Loblieder auf die Energie und Einigkeit der liberalen Tagſatzungs⸗ 
mehrheit ſingt, kömmt plötzlich wie ein Blitz aus heiterm Himmel ein 7 
Artikel im St. Galler Boten, einem liberalen Blatte, worin mit dürren 
Worten zu leſen ſtand, aufgelöſ't habe die Tagſatzung zwar den Sonder⸗ 
bund, und das ſei auch ganz gut, aber dabei ſolle es ſein Verbleiben ha⸗ 
ben; ſo lange die Sonderbündler die Tagſatzung beſchicken, und dadurch 
die Anerkennung derſelben kund thun, habe es gute Weile mit dem Voll⸗ 
zuge jenes Beſchluſſes, es ſei nicht der Mühe werth, deßhalb einen Bür⸗ 
gerkrieg anzufangen. Man erfuhr bald, daß R. R. Weder dieſer Sonder⸗ 
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politiker ſei, ſonſt ein eifriger Radikaler, der durch Baumgartner's Sturz 
erſt in die Regierung gekommen, man fragte: was iſt's mit ihm? iſt er 
Apoſtat, iſt er verrückt geworden? Weder das Eine noch das Andre, ein⸗ 
fach ein Querkopf! Komiſch bei allem Jammer war die Lage der liberalen 
Preſſe; ſie hätte gern dem Herrn R. R. einen Mühlenſtein an den Hals 
gehängt, und ihn erſäuft im Meere, da es am tiefſten iſt, und doch mußte ſie 
mit ihm ſchön thun, denn Hr. Weder beſaß eine von den drei Stimmen, 
auf denen das Uebergewicht der liberalen über die konſervative Partei im 
Gr. Rath zu St. Gallen beruht. Vergebens erzählte der zweite St. Gal⸗ 
ler Geſandte, Hr. Steiger, in ſeinem „Erzähler,“ Hr. Näff und er ſeien 
ebenfalls, vor ihrer Ankunft in Bern, ſchwärmeriſche Anhänger der Frie⸗ 
denspolitik geweſen, aber man müſſe mitten im Getriebe der politiſchen 
Leidenſchaften leben, wenn man ſein Urtheil über Krieg oder Frieden fällen 
wolle, und da ſei es ihnen in Bern vollkommen klar geworden: „entweder 
ein Exekutionskrieg durch die Tagſatzung, oder ein anarchiſcher Krieg von 
Kanton zu Kanton, da wählet!“ Anfangs wollte Hr. Weder nicht recht 
an dieſe Alternative glauben, indem er ohne Zweifel mit feinem eigenen 
Thermometer den Hitzegrad unſrer weſtlichen Nachbarn und Miteidgenoſſen 
abmaß; endlich aber verkündeten triumphirend die St. Galler liberalen 
Blätter: das Eis ſei geſchmolzen, die Eiche ſei gefällt, Hr. Weder 
denke über die Exekution nicht verſchieden von ſeinen po⸗ 
litiſchen Freunden. Nun allgemeines Embraſſement; mit dem Klat⸗ 
ſchen wollen wir jedoch warten, bis ſich die 77 gegen die 73 für die Voll⸗ 
ziehung des Auflöſungsbeſchluſſes erhoben haben, obgleich wir übrigens im 
Ernſte nicht im Mindeſten an dieſem Reſultate zweifeln. — 

Einen Stein des Anſtoßes ſuchten unſre guten ehrlichen Konſervati⸗ 
ven unter das Volk zu werfen; ſie ſtellten vor, wie zweckmäßig und de⸗ 
mokratiſch es doch ſei, eine ſo wichtige Frage, ob man Krieg oder 
Frieden wolle, zur Abſtimmung vor die Gemeinden zu bringen. Da ſie 
von der Intelligenz und der Energie der Behörden eine zu gute Meinung 
hatten — und das mit Recht, — als daß ſie da hätten etwas hoffen kön⸗ 
nen, ſo wollten ſie es mit dem verachteten „großen Haufen“ verſuchen, ob 
da vielleicht durch falſche Formulirung der Frage ein Geſchäftchen zu ma⸗ 
chen ſei. Indeſſen der Fuchs ſah zu deutlich aus dem unſchuldigen 
Schaafspelze hervor, als daß ſich Jemand hätte täuſchen laſſen; die li⸗ 
berale Preſſe war einmüthig im Abweiſen dieſer Zumuthung, da durch⸗ 
aus kein Grund vorhanden iſt, den Gr. Räthen ihre Kompetenz in 
dieſer Sache zu nehmen, nur wieſen allerdings einige Blätter dieſes 
Anſinnen auf eine höchſt ungeſchickte Weiſe zurück, indem ſie dem Volke fo 
wenig Unterſcheidungskraft, ſo wenig Energie zutrauten, daß ſie die Be⸗ 
fürchtung durchblicken ließen, es ſei Alles verloren, wenn dieſe Frage wirk⸗ 
lich der geſammten Bevölkerung zur Entſcheidung vorgelegt würde. Das 
iſt nun zwar nicht der Fall, das Volk würde ſo gut erkennen, wie die 
wohlweiſen Herren von der Preſſe, daß es ſich hier nicht um „Krieg oder 
Frieden,“ ſondern um „Sonderbund oder Eidgenoſſenſchaft“ handle, und 
würde demgemäß entſcheiden; allein die Angelegenheit gehört nun einmal 
verfaſſungsmäßig vor die Kompetenz der Gr. Räthe, und wenn von den 
Konſervativen uns demokratiſche Geſchenke geboten werden, fo 
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wollen wir immer erſt bedenken timeo Danaos et dona ferentes. Heute ift 
dieſe Frage im Gr. Rathe zu Zürich verhandelt, dieſer hat mit entſchei⸗ 
dender Majorität die Anträge des Regierungsraths angenommen, die da⸗ 
hin gehen, den Sonderbund noch in dieſem Jahr aufzulöſen, für 
Vollziehung des Jeſuitenausweiſungsbeſchluſſes zu ſorgen, und dem Re⸗ 
gierungsrath einen Kredit von circa 40,000 Franken (dieſe Summe hat 
der Gr. Rath auf Oberſt Orelli's Antrag ſogar auf 60,000 Franken er⸗ 
höht) für Anſchaffung noch fehlender Kriegsutenſilien, für Uebungen u. ſ. w. 
zu ertheilen. Hoffen wir, daß die vier mit ihren Geſandtſchaftsinſtruktio⸗ 
nen noch im Rückſtand befindlichen Kantone Schaffhauſen, Glarus, St. 
Gallen und Graubündten baldigſt dem Beiſpiele Zürichs folgen. — 

So eben wird eine Proklamation des Kriegsrathes überall angeſchla⸗ 
gen, in welcher es heißt, daß keine Päſſe, Wanderbücher oder Heimath⸗ 
ſcheine außerhalb des Kantons mehr an dienſtpflichtige Kantonsbürger er⸗ 
theilt, daß Militairpflichtige, die ſich ohne Urlaub entfernen, als Aus⸗ 
reißer beſtraft werden ſollen, und daß man für einen etwaigen kurzen 
Urlaub ſich an den Kriegsrath zu wenden habe. Man ſieht, welch' ein 
kriegeriſches Anſehen ſchon Alles gewinnt. — 

ch muß doch mit ein paar Worten auf Mügge's Buch über die 
Schweiz zurückkommen, nicht ſeines innern Gehaltes wegen, ſondern weil 
es, in angenehmer, unterhaltender Sprache geſchrieben, ſich ohne Zweifel 
einer großen Verbreitung erfreuen wird, und ſo kräftiglich dazu beitragen 
könnte, die gründlichſten Irrthümer über unſer Ländchen zu verbreiten. 
Das Werk iſt in der von Kohl eingeführten und durch ihn ſo beliebt ge⸗ 
wordenen Manier geſchrieben, welche etwa die Mitte hält zwiſchen dem 
geiſtreichen Gefaſel des „Verſtorbenen“ und der pedantiſchen Belehrungs⸗ 
ſucht eines Hrn. v. Raumer. Was man ſelbſt oberflächlich beobachtet, was 
man beiläufig aus dritter Hand erſchnappt, was man aus 99 ſchon ges 
druckten Büchern zuſammengeſtoppelt hat, das gibt man kurzen Gedärmes 
mit einer Miene zum Beſten, als wüßte man eigentlich noch zehnmal mehr; 
das Ganze wird dann in neumodige Phraſen eingekleidet, mit einer pie 
kanten Sauce übergoſſen, und das Gericht iſt für das leſeluſtige Publikum 
fertig. Als ich das Buch, das noch unaufgeſchnitten vor mir lag, auf⸗ 
ſchlug, ſiel mein erſter Blick auf den „Ziegenkäſe,“ den wir des Mor⸗ 
gens beim Kaffee verſpeiſen ſollen; Hr. Mügge ſcheint nämlich den Schwei⸗ 
zerkräuterkäſe, der hier „Zieger“ heißt, für Ziegenkäſe zu halten, was er 
ſo wenig iſt, wie der „Emmenthaler;“ ich dachte unwillkührlich an Bör⸗ 
ne's Stecknadel, womit er ſich die Dummheiten, ich glaube aus einem Bu⸗ 
che Raumer's herausſpießte. Die Zürcher können Hrn. M. 3 Irrthümer 
hier und in Ewigkeit nicht verzeihen; der erſte iſt, daß er Hrn. Dr. Alfr. 
Eſcher Regierungsrath nennt, — freilich ſehr arg für einen Schriftſteller, 
der ſich in der Abſicht, ein Buch über die Schweiz zu ſchreiben, mehrere 
Monate in Zürich aufgehalten hat, wo jedes Kind weiß, daß unſer deſig⸗ 
nirter zukünftiger Bürgermeiſter, unſer „Kronprinz,“ ſchon ſeiner Jugend 
wegen noch nicht zu jenem Amke gelangen konnte. Sodann vermißt er 
bei dem jetzigen Regimente Zürich's „Männer von dem Charakter, der Her⸗ 
jenswärme und dem Ideenreichthum des Alt⸗Bürgermeiſter Heß.“ Geben 
Sie dieſe Stelle dem erſten beſten Zürcher zu leſen: wenn ihm nicht beim 


591 


Erblicken dieſes Namens das Buch vor Verwunderung aus den Händen 
fällt, fo will ich nie wieder eine Feder anrühren. Hr. Heß war nichts als 
die Drahtpuppe des Hrn. Keller, jetzt Prof. in Berlin; ſobald dieſer vom 
politiſchen Schauplatz abtrat, ſank auch Jener in ſein politiſches Nichts 
zurück. Sicher iſt es bloß Verläumdung, daß die treffliche Küche und der 
noch trefflichere Keller des Hrn. Heß denſelben in einem noch glänzenderen 
Lichte habe erſcheinen laſſen. Nun komme ich aber zum dritten, zum 
Hauptverbrechen: die Schweizer ſollen keinen Anſpruch auf Nationalſtolz 
haben, weil — etwa weil ſie als abgeriſſenes Glied eines größeren Gan⸗ 
zen keine eigentliche Nation bilden? — nein, „weil ſie in der Welt⸗ und 
Menſchengeſchichte nichts geleiſtet!“ 

Gemach, mein Lieber, 2 ginfache Fragen werden dieſen nichtswürdi⸗ 
den Vorwurf auf ſeine wahre Geltung zurückführen: 1) wer gewann der 
Reformation in kirchlichen wie in politiſchen Dingen die freiere Seite ab, 
und wußte dieſe freiere Richtung unter der Hälfte der proteſtantiſchen 
Chriſtenheit durchzuſetzen? 2) Wer lieferte dem größten dramatiſchen 
Dichter Deutſchlands den Inhalt zu dem vollendetſten ſeiner Meiſterwerke, 
worin er dem ſeine nationale Erhebung vorbereitenden Deutſchland ſeinen 
künftigen Freiheitskampf wie in einem prophetiſchen Spiegel vorhalten 
konnte? Antwort: die Schweiz. Und Rouſſeau? und Peſtalozzi? — 
Doch genug für heute von Hrn. Mügge. — 


(Paris, im September.) Wo anfangen, wo aufhören? Iſt's 
ein Chaos oder eine Kette von Ereigniſſen? Iſt die Frage: welcher Skan⸗ 
dal, welche Infamie iſt heute an der Tagesordnung, die erſte Frage? Sind 
es wirklich die Trümmer einer Geſellſchaft, auf der wir wandeln, oder be⸗ 
finden wir uns in einer neugebauten Stadt, deren Straßen nur noch ſo 
voller Schutt liegen, daß der Fuß bei jedem Schritte darüber ſtrauchelt? 
Erhebt ſich die Sonne des bürgerlichen Glückes erſt in den Zenith, oder 
künden dieſe tiefglühenden Strahlen die Nähe des Horizontes an, dem ſie 
zueilt? Entweder dieſe Bürgerſchaft hat eine große Zukunft: — dann ſind 
17 Jahre voller Aengſtlichkeit, voller Unruhe, voller Schande und Ver⸗ 
brechen nicht zu rechnen, dann ſind ſie die Flegeljahre eines langen Lebens. 
Oder das, was wir heute Bürgerweſen, Bourgeois-Geſellſchaft nennen, 
iſt, was es ſcheint: — dann ſind 17 Jahre mehr als genug, dann ſtand 
dieſe Geſellſchaft 1830 im Zenith, dann iſt der heutige trübe Tag die 
dichte Nebelathmoſphäre, hinter der ſich das Geſtirn der neuen Geſellſchaft 
in die Ewigkeit verſenkt. Dann hoffe, trauerndes Herz! denn nur halb 
wäre die Freude, wenn das, was du ſinnſt, was ſicher wahr werden muß, 
nicht wir ſelber, ſondern erſt unſere Kinder erleben. — — — 

Wundern Sie ſich nicht über dieſen. Anlauf zu allgemeinen Betrach⸗ 
tungen; man kann ſich ihrer zuweilen nicht erwehren, ſo mächtig war die 
Fluth von bald ekelhaften, bald entſetzlichen Skandalen, die von allen Sei⸗ 
ten aus dem Schooße, aus der gleißenden Oberfläche der bürgerlichen Ge⸗ 
ſellſchaft hervorbrachen. Fürchten Sie aber auch nicht, daß ich mich in 
dieſen allgemeinen Betrachtungen verlieren werde. Sie zu ſpezialiſiren, 
ſie näher zu begründen hätte ich wohl Luſt, und ich bin gewiß, daß man 
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fie dann nicht für phantaſtiſche Schwärmereien, für abſtrakte Grübeleien, 
ſondern für höchſt konkrete Beiträge zur Beleuchtung der bürgerlichen Ge⸗ 
ſellſchaft halten ſollte. Aber ich fürchte ſehr, daß eine ſolche ſpezielle Be⸗ 
gründung meiner Anſchauungen und Beobachtungen mit den Paragraphen 
der Cenſurinſtruktion in einen bedenklichen Konflikt gerathen würde, der 
ſich am Ende, wie der gordiſche Knoten durch den Hieb Alexanders, durch 
den Strich des Cenſors löſ'te — und damit hätten weder Sie, noch ich 
etwas gefördert. Darum begnüge ich mich, wie bisher Ihnen die Fakt a 
zu melden. Das Refume, den Urtheilsſpruch wollen wir uns auf eine 
günſtigere Zeit verſparen; zudem ergiebt ſich die Nutzanwendung von 


ſelbſt. — 

Was ſoll ich Ihnen heute ſchreiben? Soll ich unfruchtbare Unter⸗ 
ſuchungen darüber anſtellen, ob der Rücktritt des alten Marſchalls Soult, 
der „glorreichen Degenſcheide,“ und die Beförderung des Hrn. Guizot zum 
Conſeilpräſidenten, was er de facto längſt war, irgend etwas am „Sy⸗ 
ſteme“ ändern werden? Ob die Ernennung des Herzogs Aumale zum 
Generalgouverneur von Algerien, ob die Intriguen in Madrid zu Gun⸗ 
ſten des Herzogs von Montpenſier der Dynaſtie die erwarteten Vortheile 
bringen werden? Soll ich mich in ſpekulativen Vermuthungen ergehen 
über die Unvorſichtigkeit des Prinzen Joinville, durch deſſen Gewehr der 
künftige Regent, Herzog von Nemours, auf der Jagd verwundet wurde? 
Soll ich Ihnen gar die giftigen Gerüchte wiederholen, mit welchen die 
Pariſer chronique scandaleuse ziemlich unverblümt auf Unkoſten der Her⸗ 
zogin von Orleans bereichert iſt, welche bisher als ein Muſter weiblicher 
Tugend und Sittenreinheit galt? Ach nein; ich will Ihnen lieber ein 
Faktum zur Beleuchtung der Sittlichkeitsbegriffe der bürgerlichen Geſell⸗ 
ſchaft mittheilen und zu dem Ende Ihren Leſern eine Nebenfigur aus dem 
Prozeſſe Praslin vorführen. Der Leſer braucht aber nicht zu fürchten, 
daß ich ihn mit neuen Details über den Mord oder gar mit den ſchwül⸗ 
ſtig⸗ſentimentalen Briefen der Frau Herzogin maltraitiren werde. Er hat 
gewiß davon mehr als genug gehört; zudem habe ich mein Urtheil über 
das Verbrechen bereits in dieſem Bl. (ſ. Septemberheft *) abgegeben und 
weiß Nichts an demſelben zu ändern. Zur Sache! — 

Während die deutſche Preſſe mit einer unerhörten Schamloſigkeit über 
ein Weib herfällt, das die Gerichte ſelber, welche jene deutſchen Sitten⸗ 
richter ja als maaßgebend annehmen, noch nicht einmal abgeurtheilt haben, 
laſſen Sie ſich eine Nebenfigur charakteriſiren, die man vollſtändig aus den 
vorliegenden Akten beurtheilen kann. Ich meine Frau Lemaire, die Eigen⸗ 
thümerin des Mädcheninſtituts, in welchem Fräulein Deluzi⸗Desportes 


*) In Bezug auf die Note, welche wir zu dieſem Aufſaß machten, erklärt unſer 
Korrespondent, daß er den Artikel in Nr. 253. der „Trier. Ztg.“ d. de Paris 
7. Sept., den wir im Auge hatten und der allerdings viel Aehnlichkeit mit dem 
Ideengange unſerer Korrespondenz zeigte, nicht geſchrieben und erſt nach Ab⸗ 
ſendung ſeiner Arbeit geſehen habe. Die Aehnlichkeit wäre wahrſcheinlich durch 
einen dritten Artikel entſtanden, in dem er ſeine Anſicht von der Sache kurz 
niedergelegt habe. Somit wäre alſo nicht unſer Korrespondent der Nachahmer, 
u . bei dem verfpäteten Erſcheinen einer Monatsſchrift font Ay ſcheinen 
önnte. Red. 5 
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auf Empfehlung des Herzogs und der Herzogin von Praslin nach ih⸗ 
rem Austritt aus der herzoglichen Familie aufgenommen wurde. Frau 
Lemaire wohnt in einer kleinen Gaſſe, Rue du Harlay au Marais; ſie 
mündet in eine andere kleine Straße Rue St. Claude au Marais, in wel⸗ 
cher ich eine Zeitlang wohnte.“) Damals kam ich in Begleitung des 
Aumöniers des Inſtitutes, des Herrn Abbé Barthelemy öfters mit Frau 
Lemaire in Berührung und lernte ſie als eine kleine, unbedeutende Inſti⸗ 
tutrice kennen, die jedoch gute Geſchäfte machte, um was es ihr natürlich 
hauptſächlich bei der Bildung des Herzens und Verſtandes der ihr anver⸗ 
trauten Kinder zu thun war. 

Am Tage als der Herzog vom Lande zurück kam, beſuchte er mit 
ſeinen Kindern die ehemalige Gouvernante, und ſprach ſie nur in Gegen⸗ 
wart der Frau Lemaire. Aergerliche Gerüchte über ein zwiſchen Fräulein 
de Luzi und dem Herzog beſtandenes Verhältniß waren ſchon früher be⸗ 
kannt geweſen, und Frau Lemaire faßte in ihrem reinen, makelloſen, keu⸗ 
ſchen Herzen Zweifel, ob es ſich mit ihren — reinen Sitten und ihrer 
wittwenhaften Jungfräulichkeit vertrage, im Intereſſe ihres Erzie⸗ 
hungscommerſes die Deluzi länger im Haufe zu behalten. Ihr Zart⸗ 
gefühl litt offenbar unter der Gegenwart einer ſolchen beſcholtenen Perſon 
in ihrem Hauſe — die Mütter der ihr anvertrauten Töchter konnten gleich⸗ 
falls in ihrer Sittenreinheit gerechte Bedenken tragen, und der Frau Les 
maire daraus ein großer Schaden erwachſen! Frau Lemaire hatte zwar 
Beweiſe genug, daß der Vorwurf ein falſcher ſei — denn die Herzogin 
erlaubte ihren Töchtern ganze Tage lang bei Fräulein Deluzi zuzubringen; 
ſie ſchickte ihr zum Andenken ein ſchönes Bracelet, und ein Prachtexemplar 
der Nachfolge Chriſti, — welch' andere Beweiſe, daß die Herzogin 
an das Verhältniß nicht ernſthaft glaube, konnte der Tugendſpiegel noch 
weiter verlangen? O wenn ſich die Zartheit der Empfindungen, wenn ſich 
das beleidigte Schamgefühl — mit der Handelsſpekulation paart, dann 
ſteigt es auf einen ſolchen Grad der Feinfühligkeit, der Delikateſſe, daß es 
in Gefahr kömmt umzuſchlagen und ſich in ſein Gegentheil zu verwand⸗ 
deln. Was thut nämlich Frau Lemaire? Sie nimmt den Herzog auf die 
Seite, und verlangt als gänzliche Abſolution — ein ſchriftliches 
Zeugniß der Frau Herzogin, daß ſie nicht daran glaube, 
Fräulein Deluzi hätte mit ihm (dem Herzog) in ehebreche⸗ 
riſchen Beziehungen geſtanden. Der Herzog ſolle dies 
Atteſt erwirken. Noch mehr, um dem Zartgefühl den feinſten Dienſt 
zu erweiſen, droht ſie der Deluzi mit Entſernung aus dem Hauſe, wenn ſie 
nicht ſelber dies Zeugniß vom Herzog ſich erbittet, und von der Herzogin erwirkt. 
Zu dieſer Schamloſigkeit räth der zartfühlenden keuſchen Dame — ihr wohl⸗ 
verſtandenes Intereſſe; und dieſes Intereſſe erhebt ſeine Stimme ſo gewaltig, 
daß fie ihre Forderung für ganz billig, ganz natürlich hält, daß es ihr 
gar nicht in den Sinn kommt, wie ſchwer und tief dieſe ſchamloſe For⸗ 
derung das Zartgefühl der drei handelnden Perſonen verletzen muß. Man 


*) Das Haus Nr. 20, das ich bewohnte, hatte der berühmte Caglioſtro feiner 
Zeit inne. 
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muß doch auch an ſich denken; iſie ift ja überzeugt von der Unſchuld der 
Deluzi; ſie will das Zeugniß ja nur, um die „böſe Welt“ zu überzeu⸗ 
gen! Hätte ich eine Tochter, ich gäbe ſie lieber einem Fiſchweibe mit ſei⸗ 
ner rohen Sprache und ſeiner wenigſtens offenkundigen Schamloſigkeit zur 
A als dir, du heuchleriſche, zartſinnige, keuſche Erziehungs⸗ 
krämerin 


(Brüſſel, 22. Septbr.) Sie hätten meinen Brief ſchon vor 
mehreren Tagen erhalten, wäre es mir möglich geweſen, vor lauter Hören 
und Sehen zum Schreiben zu kommen. Jeder Zeitungsleſer weiß, daß 
wir in Brüſſel ſeit dem 16. d. Mts. zwei Kongreſſe durchzumachen hat⸗ 
ten, wovon der letzte morgen ſeine Berathungen zu Ende bringen wird. 
Dieſen Sitzungen regelmäßig beizuwohnen, all' die ſchönen Vorträge der 
hier verſammelten Herren Bourgeois und ihre honigſüßen Verſicherungen 
unendlicher Liebe zu den arbeitenden Klaſſen anzuhören, erfordert ſo viel 
Zeit und Anſtrengung, daß daneben die dringendſten Tagesgeſchäfte des 
bürgerlichen „Berufes“ mit genauer Noth erledigt werden können. 

Jetzt, nach faſt ausgeſtandener Mühſeligkeit, einige Worte zur Rück⸗ 
errinnerung. 

Der erſte Kongreß — der der Oekonomiſten — wurde am 16. 
Septbr. im großen gothiſchen Saale des hieſigen Rathhauſes, der mit den 
Fahnen Belgiens, Frankreichs, Englands, Nordamerika's und anderer Staa⸗ 
ten geſchmückt war, Vormittags um 10 Uhr eröffnet. Mehr als 200 
Mitglieder nahmen daran Theil; unter ihnen Repräſentanten der meiſten 
europäiſchen Länder; ſelbſt an einigen Nordamerikanern fehlte es nicht. 
Frankreich hatte 3 Pairs geſandt, darunter den Herzog von Harcourt, ſo⸗ 
dann die Herren Blanqui, Wolowski, Dünoyer, Horace Say, und eine 
Menge Andere. Unter den Engländern machten ſich die Herren Dr. 
Bowring, Oberſt Thompſon und Wilſon am meiſten bemerklich. Aus 
Deutſchland waren die Herren John Prince Smith, Dr. Aſher und Rit⸗ 
tinghauſen erſchienen. Holland, Dänemark, Spanien, Portugal und Ita⸗ 
lien waren in mehr oder weniger Exemplaren vertreten. 

An die Stelle der glänzenden Kongreſſe europäiſcher Monarchen tre⸗ 
ten jetzt die der europäiſchen Bourgeoiſte. 

Die Klaſſe der Bourgeois ſelbſt ſpaltet ſich bekanntlich in zwei La⸗ 
ger, die zwar in allen übrigen Punkten freundſchaftlich zuſammenhalten, 
ſich dagegen wegen der Frage: ob Schutzzölle, ob Handelsfreiheit? aufs 
Heftigſte bekämpfen. Die Hauptwaffe der einen wie der andern Partei iſt: 
„das Wohl der arbeitenden Klaſſen.“ Jedes Kind muß einen Namen ha⸗ 
ben, je ſchöner, deſto beſſer. Ließe ſich das Schutzzollſyſtem mit feinem 
rechten Namen „Vourgeoiſie⸗Egoismus“ und das Freihandelsſyſtem „Ka⸗ 
pitaliſten⸗ und Spekulanten⸗Wonne“ rufen, fo klänge das viel weniger 
lieblich und viel minder verführeriſch. 

Auf beſagtem Kongreſſe waren die Generalſtäbe der Freihandelsarmee 
erſchienen; aus dem Lager der Schutzzöllner hatten ſich nicht mehr als 3 
Partiſanen eingefunden. Unter den drei letzteren iſt Hr. Duchateau, Fa⸗ 
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brikant aus Valenciennes, hervorzuheben. Er ſetzte den Freihandelsmän⸗ 
nern ſo gewaltig zu, daß ſte in nicht geringe Verwirrung, mehrere von 
ihnen, wie Hr. Dunoyer, Ex⸗Saint⸗Simoniſt mit der Liebesglatze und ei⸗ 
nem philanthropiſchen Dickbauche, in ergötzliche Wuth geriethen. Wenn ich 
mich nicht weiter mit dem deutſchen Schutzzöllner, Hrn. Rittinghauſen aus 
Köln, beſchäftige, ſo liegt der Grund darin, daß er mit ſeiner deutſchen 
Spießbürgerlichkeit unſere „theuern“ deutſchen Vaterländer ſchon hinreichend 
blamirt hat, ohne daß ich die Blamage durch Wiederholung vermehren 
könnte, was ich ſonſt gern thun würde. 

An den beiden erſten Tagen, Donnerstag und Freitag, an denen der 
Kongreß je 7 Stunden lang Sitzung hielt, wurden lediglich die allerbe⸗ 
kannteſten Gemeinpläßze der politiſchen Oekonomie durchgequatſcht; es wäre 
zum Sterben geweſen vor Ekel, hätte nicht Hr. Duchateau die Vertheidi⸗ 
gung der Schutzzölle mit bewundernswerther Ruhe, mit Klarheit und vie⸗ 
lem Talent übernommen. So kam wenigſtens etwas Senf in die längſt 
abgekochte und abgeſtandene Tunke. 

Der deutſche Leſer erwartet vielleicht ein Eingehen auf die Grund 
ſätze der Schutzzöllner und Freihandelsmänner, auf ihre Beiſpiele und Bes 
weisführungen zur Unterſtüzung ihrer Syſteme. Hier drängt ſich aber die 
Frage auf: ob das nicht reine Zeit⸗ und Papierverſchwendung wäre? 
Freilich, das ſteht feſt, daß wir Deutſche trotz aller unſerer Hochmuthsblä⸗ 
hungen ob des ungeheuer vortrefflichen Schul- und Volksunterrichts, bis 
auf wenige Ausnahmen von ein Paar Tauſend Fabrikanten und Kaufleu⸗ 
ten, in allen unſern 38 geſegneten Vaterländern ſammt und ſonders nicht 
den hundertſten Theil deſſen wiſſen, was der gewöhnlichſte engliſche Fabrik⸗ 
oder Grubenarbeiter von der politiſchen Oekonomie kennt. Die Mittels 
wie die arbeitende Klaſſe in Deutſchland weiß, bis auf wenige Ausnah- 
men, von den Regeln und Grundſätzen der Staatswirthſchaftslehre (poli⸗ 
tiſchen Oekonomie) gerade ſo viel, als ein Schaaf in der Lüneburger Haide 
von dem Le Verrier'ſchen Planeten „Neptun.“ Nun, ſollte man nicht die⸗ 
ſer Unwiſſenheit, ein Jeder nach ſeinen Kräften, zu Hülfe kommen? Nein! 
Denn ſo lange die Deutſchen nicht das Recht haben, zu Hunderten und 
Tauſenden, wie die Engländer, Nordamerikaner ꝛc. ſich zu gemeinſchaftli⸗ 
cher Beſprechung ihrer Angelegenheiten, zum Austauſch ihrer eigenen Anz 
ſichten, Vorurtheile und Dummheiten und dadurch zum Abſchleifen derſel⸗ 
ben, ohne die geringſte Einmiſchung der Polizei oder irgend einer andern 
Behörde zu verſammeln, ſo lange lernen ſie nichts, und wenn ſie 10 und 
mehr Jahre Katechismus treiben und andere „chriſtlich-germaniſche“ Uns 
terrichtszweige, ſo lange iſt jede Mühe verloren, die praktiſchen Einſichten 
anderer Völker unter der Maſſe in unſeren glücklichen 38 Vaterländern 
einheimiſch zu machen. 

An den erſten beiden Kongreßtagen war wohl das Bemerkenswertheſte, 
daß die Schmuggelei von allen Seiten als ein von der Vorſehung ge⸗ 
ſandtes Heilmittel gegen einige der Zollſchutzübelſtände geprieſen, anerkannt 
und heilig geſprochen wurde. Die ſonſt ſo moraliſchen Herren Bourgeois 
ſprangen auf die Tribüne und gaben dort dem „Schmuggler“ den 
ſanktionirenden Bruderkuß. Der Schmuggler wurde als der mächtigſte, in⸗ 
timſte und bravſte Bundesgenoſſe des freien Handels ausgerufen. 
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Für den dritten Tag ſtand folgende Frage zur Erörterung an: „Wels 
chen Einfluß wird der freie Handel auf die Lage der arbeitenden Klaſſen 
ausüben?“ Nach den vorausgehenden Debatten konnte man nicht zweifel⸗ 
haft ſein über die Antwort der Oekonomiſten. In den beiden erſten 
Sitzungen war ja ſchon bei ſämmtlichen Rednern der allgemeine Refrain 
geweſen: unter dem Freihandelsſyſtem werden die Arbeiter Beſchäftigung 
und guten Lohn haben, dabei alle ihre Bedürfniſſe wohlfeil und in genü⸗ 
gender Menge einkaufen. 

Es hatten ſich über dieſe Frage 10 Redner in aller Frühe einſchrei⸗ 
ben laſſen. Nachzuweiſen, in welcher Art denn das Freihandelsſyſtem eine 
ſolche ſoziale Revolution hervorbringen werde und den behaupteten günſti⸗ 
gen Einfluß jenes Syſtems auf die Verbeſſerung der Lage der arbeitenden 
Klaſſen zu begründen: Darauf kam es den Herren nicht an, ſondern auf 
Wiederholung des wiederholt Geſagten, auf einen letzten Freihandels-Pa⸗ 
negyrikus im Allgemeinen, um durch Beiſeiteſchiebung der eigentlichen Frage 
die Zeit mit Redensarten hinzubringen und am Ende als Kongreßbeſchluß 
aufzuſtellen: der freie Handel werde den Arbeiter in's Paradies ver⸗ 
ſetzen. 

g Alles wäre in verabredeter Ordnung und Harmonie vor ſich gegan⸗ 
gen, hätte nicht Hr. G. Weerth eine andere, den Freihandels-Ohren 
ſehr unangenehme Saite berührt. Durch einen Zufall — Heiſerkeit des 
bekannten Parlamentsmitgliedes Dr. Bowring — erhielt er gleich nach dem 
erſten Redner, (Parlamentsmitglied Brown) welcher engliſch ſprach, das 
Wort, das nach der Tagesordnung Dr. Bowring gehabt hätte. 

Hr. Weerth begann mit der Bemerkung, daß er in dieſem Saale 
ſchon fo viel von Theilnahme an dem Looſe der arbeitenden Klaſſen ges 
hört, daß er aber nur Vertreter der Bourgeoiſie, keinen Repräſentanten 
der Arbeiter erblicke. Da nun heute über die Verbeſſerung der Lage der 
arbeitenden Klaſſen durch Einführung des Freihandelsſpſtems berathen wer⸗ 
den ſolle, ſo ergreife er im Namen der Beſitzloſen, beſonders im Namen 
von 3 Millionen engliſcher Arbeiter, unter denen er mehrere Jahre gelebt 
und deren Intelligenz und Energie er kennen gelernt habe, das Wort. 
Er ſchildert kurz die Lage der Arbeiter in England, Frankreich, Deutſch⸗ 
land und Belgien. Wahrlich, ſie ſei der Art, daß die Arbeiter allerdings 
etwas mehr als Phraſen bedürften. Er wolle nicht behaupten, daß die 
Arbeiter durch das Schutzzollſyſtem ſo elend geworden; das aber wiſſe er, 
daß es zur Heilung ihrer Leiden durch und durch untauglich ſei. Er ſei 
gegen dieſes Syſtem und für einen Protektioniſten (Schutzzöllner) gebe er 
keinen Heller. Er ſtimme ganz für den freien Handel, den er als einen 
nothwendigen Fortſchritt in der modernen Entwickelung bezeichnet. Eine 
andere Frage ſei es aber, ob die Lage des Arbeiters durch den freien 
Handel ſich beſſern werde. Dies müſſe er entſchieden verneinen. Für eine 
kurze Zeit werde allerdings die Produktion ſteigen, der Arbeitslohn erhöht 
und der Preis von einer Menge dem Arbeiter nothwendigen Artikel nie⸗ 
driger werden. Bald aber müſſe ſich das Alles wieder ausgleichen; nach 
dem Geſetz der freien Konkurrenz unter den Kapitaliſten, wie unter den 
Arbeitern werde ſchließlich den letztern eben wieder nur das Minimum als 
Arbeitslohn zu Theil werden, d. h. grade ſo viel als der Arbeiter unum⸗ 
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gänglich braucht, um weiter arbeiten zu könnrn. Die englifchen Arbeiter 
ſeien auch bereits ſo weit, um ſich durch all' die ſüßen Verſprechungen der 
Freihandelsmänner — „cheap bread, high wages and plenty to do« 
(wohlfeiles Brod, hoher Lohn und ungeheuer viel zu thun) — nicht mehr 
täuſchen zu laſſen. Sie lachten die Herren mit ihren Verheißungen aus. 
Der Anti⸗corn⸗law⸗league hätten fie ſich erſt in den letzten Jahren ange⸗ 
ſchloſſen, nicht weil ſie von dem freien Handel irgend ein Heil für ſich er⸗ 
warteten, ſondern um dadurch in Gemeinſchaft mit der Bourgeoiſie den 
großen Grundbeſitz zu ſtürzen, ſo daß ſie es dann nur noch mit einem 
einzigen Feinde — den Kapitaliſten — zu thun hätten. Was die Arbei⸗ 
ter von der Bourgeoiſie zu hoffen haben, das zeige die neueſte Geſchichte. 
Vor einigen Jahren bewilligte das engliſche Parlament am nämlichen 
Tage 60,000 Pfd. Sterl. für die Marſtälle der Königin und — 15,000 
Pfd. für Volkserziehung. Als die Bourgeoiſte 1830 in Frankreich und 
Belgien Revolution machte, da wurden die Arbeiter beſtens benutzt, 
Freunde und Brüder geheißen und fötirt und geliebkoſet. Als aber die 
nämlichen Arbeiter, vom Hunger zur Verzweiflung getrieben, Brod und 
Hülfe forderten, da wurden ſie niedergeſchoſſen (Geſchrei: Nein, nein! 
Einige Stimmen: Ja, Ja! Buzangais, Lyon!) — 

Die Wuth der Herren Bourgeois über dieſe Rede läßt ſich denken. 
Dr. Bowring, der wegen Heiſerkeit gar nicht ſprechen wollte, rannte nun 
doch haſtig auf die Tribüne, um den freien Handel abermals als einziges 
Heilmittel gegen die Leiden der Arbeiter darzuſtellen. Durch Ableſung ei⸗ 
ner Menge für die Tagesfrage nichts beweiſenden Zahlen über Einfuhr 
und Konſumtion in England verkonſumirte er ſelbſt eine hübſche Menge 
Zeit. Mehrere der folgenden Redner mußten vom Präſidenten wiederholt 
unterbrochen und endlich zum Verlaſſen der Tribüne gezwungen werden, 
weil ſie über Alles eher ſprachen, nur nicht über die vorliegende Frage. 
Genug nach 7ſtündigen Herzensergießungen erfolgte die Abſtimmung, wie 
ſie vorauszuſehen war, daß nämlich der freie Handel die Lage der arbei— 
tenden Klaſſen allein dauernd und gründlich verbeſſern kann!! 

(24. Septbr.) Dem Himmel ſei Dank, auch der Gefängniß⸗Kon⸗ 
greß iſt zu Ende! Geſtern Nachmittags um 5 Uhr wurde er geſchloſſen, 
nachdem es noch grade an dieſem Tage dort zugegangen war, wie wei⸗ 
land auf den polniſchen Reichstagen. Der Zweck des Kongreſſes war und 
iſt bekanntlich ein philanthropiſcher, daher nicht zu verwundern, daß ſo 
viele Oekonomiſten auch an ihm Theil nahmen. Die Zahl der Verbrecher 
wächſt und damit die Ausgaben der Herren Bourgeois. Bisher find die 
Verbrecher in den Gefängniſſen nicht gebeſſert worden; denn kaum entlaſ⸗ 
ſen, begeht die „Mehrzahl neue Verbrechen und kehrt zur Unterſuchung und 
Beſtrafung zurück. Somit neue Koſten; daneben aber ſteigende Unſicher⸗ 
heit des Privateigenthums, Störung der Ruhe und des heitern Lebensge⸗ 
nuſſes der Beſitzenden. Dieſen Uebelſtänden abzuhelfen, gebietet eben die 
bürgerliche Philanthropie; ihnen entgegen zu wirken, thut eben ſo dem 
Herzen, wie dem Geldbeutel wohl. Die Abhülfe liegt in der Erfindung 
und Einführung eines Gefängnißſyſtems, das den Verbrecher in einen bra⸗ 
ven, moraliſchen Bourgeois umwandelt. Nicht die Verbrechen will man 
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vernichten — ſonſt müßten ja die Urſachen derſelben beſeitigt werden — 
ſondern die Verbrecher. Erſt muß man Verbrecher werden, ehe man 
auf die philanthropiſche Sorgfalt Anſpruch hat, ehe man hoffen darf, zu 
einem reinen Engel in Bourgeoisgeſtalt herangebildet zu werden. Gebeſ⸗ 
ſert aber wird der Verbrecher durch Anwendung des Zellen- und Schweig⸗ 
ſyſtems, der einſamen Haft nebſt Einwirkung von moraliſchen Rentiers, 
frommen Hofdamen, penſionirten Beamten, philanthropiſchen Fabrikanten, 
gottſeligen Prieſtern und liebevollen Mönchen und Nonnen. Der Verbre⸗ 
cher iſt gebeſſert, ſo wie er entweder dem Wahnſinn anheim gefallen, aus 
der Zelle nach dem Kirchhofe moraliſirt worden oder ſeine ganze Kraft ſo 
gebrochen, er ſelbſt ſo vernichtet und mürbe geworden iſt, daß man weiter 
keinen Rückfall zu befürchten braucht. Wie das Alles nun im Einzelnen 
am Beſten einzurichten, wie die Gefängniſſe zu bauen, zu beaufſichtigen, 
wie die jungen Verbrecher theils in einſame Zellen einzuſperren, theils in 
Ackerbau⸗Strafkolonien unterzubringen ſind: das war es, was den Kon⸗ 
greß hauptſächlich beſchäftigte. Trotz aller philanthropiſchen Redensarten, 
die 4 Tage hindurch im gothiſchen Saale erklangen, konnte man ſich doch 
des Eindrucks nicht erwehren, als ob man ſich unter einer heiligen Sy⸗ 
node von Großinquiſitoren befände, die von der Unwirkſamkeit von Daum⸗ 
ſchrauben, Streckmaſchinen, glühenden Zangen, ſiedendem Oel ꝛc. überzeugt 
auf angemeſſenere Mittel ſinnen, um unter dem Anſcheine von unendlicher 
Humanität und Menſchenliebe eine Tortur auszuüben, gegen welche die des 
Mittelalters als ein wahres Kinderſpiel zu betrachten iſt. Mit dem Zel⸗ 
len⸗ und Schweigſyſtem iſt die moderne Philanthropie auf ihrem Gipfel⸗ 
punkte angelangt; möge fle die Ausführnng ihrer Pläne beſchleunigen, denn 
ſie geht mit ſchnellem Schritt dem Rande des Abgrundes entgegen, in den 
fie ſammt ihrem Schweigſyſtem hinabſtürzen wird. 

Den Schluß eines jeden Kongreſſes bildete ein glänzendes Bankett, 
mit feierlichen Reden und Trinkſprüchen, mit Champagner und Burgunder 
im Ueberfluß 

AInzwiſchen haben die Septemberfeſte zum Andenken an die belgiſche 
Revolution von 1830 begonnen. Das Programm gleicht dem der frühe— 
ren Jahre, nur daß wir diesmal eine, heute Vormittag eröffnete Ausſtel⸗ 
lung von Feld- und Gartenbau-Produkten hinzubekommen haben. Ueber 
800 Perſonen haben Erzeugniſſe eingeſandt, die Zahl der letzteren beträgt 
an 15,000. Alles iſt ſehr geſchmackvoll arrangirt und der Beſucher wan⸗ 
delt voll ſtaunender Theilnahme durch die Säle, wo er ſich bald unter 
Fuchſia's und Dahlia's, bald unter Getreidegarben, weiter hin zwiſchen 
den ſchönſten Aepfeln, Birnen, Pfirſichen ꝛc., bald unter unzähligen Varie⸗ 
täten von Kartoffeln, bald unter Flachs-, Garn⸗ und Seidenkokons, bald 
unter Hopfen, Wachs, Honig, Käſe und Butter, rieſigem Blumenkohl, Run⸗ 
kelrüben und Kürbiſſen befindet. Vor 3 Wochen faßte das Miniſterium 
den Plan zu dieſer Ausſtellung und er iſt über alle Erwartung gelungen. 
1 1 18 Theilnahme auf allen Seiten haben das Unverhoffte zu Stande 

ebracht. 

N Zum Schluß dieſes Briefes gedenke ich einer erfreulichen Erſcheinung 
unter den hieſigen deutſchen Arbeitern. Bekanntlich ſind deren ſtets eine 
ziemliche Menge in Brüſſel. Bisher vereinzelt, größtentheils einander un⸗ 
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bekannt, in der Landesſprache wenig oder gar nicht bewandert, haben ſie 
endlich das Bedürfniß gefühlt, ſich aneinanderzuſchließen und ſich an be⸗ 
ſtimmten Abenden in der Woche zur Diskutirung von Fragen aller Art, 
zur Unterhaltung durch Geſang, Deklamation, Vorträge, Lektüre u. ſ. w. 
zu verſammeln. Sie haben das in Belgien ſeit der Revolution beſtehende 
Recht der freien Aſſoziation benutzt und einen „deutſchen Arbeiter⸗Verein“ 
gegründet, der binnen der Paar Wochen ſeines Beſtehens ſchon über 60 
Mitglieder zählt, Journale und nebſtdem eine kleine Bibliothek beſitzt. Hier 
ſpricht Jeder frei ſeine Meinung aus; kein Polizeimann und keine Macht 
der Erde darf ihn daran verhindern und über ſeine Aeußerungen hat er 
Niemandem Rechenſchaft abzulegen, keine Einſperrung, Quälerei und Chi⸗ 
kanen zu befürchten. So lernt der Arbeiter den Werth freier Staatsein⸗ 
richtungen praftifch kennen, fo. begreift er, wie ſehr diejenigen Völker hin⸗ 
ter England, Belgien ꝛc. zurückbleiben müſſen, die ſich das gleiche Recht 
der freien Vereinigung noch nicht zu erringen gewußt haben. Außerdem, 
daß dieſer Verein ſeinen Mitgliedern zu weiterer Ausbildung und Aufklä⸗ 
rung und zur nützlichen Anwendung ihrer Mußeſtunden Gelegenheit ver⸗ 
ſchafft, bietet er ihnen auch noch andere materielle Vortheile, indem aus 
den wöchentlichen Beiträgen eine Unterſtützungs⸗ und Krankenkaſſe zum 
Beſten der Mitglieder errichtet wird. Wünſchen wir ihm ein kräftiges 
Gedeihen! 


33 (Aus Weſtphalen im September.) Im Auguſtheft des 
vorigen Jahrganges enthielten dieſe Bl. eine ſcharfe Schilderung des pa⸗ 
triarchaliſch-feudalen Lebens, der gänzlichen Stabilität der münſter'ſchen 
reſp. weſtphäliſchen Ritterſchaft, wie fie ſich mit aller Macht den Bewe⸗ 
gungen der Zeit entgegenſtemmte und ihre dringendſten Forderungen von 
ſich auf jede Art abzuweiſen ſuchte. Es waren in dieſer Schilderung auch 
einige Stellen aus der Rede des Hrn. v. Vincke hervorgehoben, durch wel⸗ 
che dieſer den weſtphäliſchen Provinzial⸗Landtag zu einer Petition um eine 
„reichsſtändiſche“ Verfaſſung bewegen wollte. Dieſe Stellen verriethen al⸗ 
lerdings eine ſtarke Neigung zur Wiedererringung der alten Macht des 
Feudaladels, der unverholen als der erſte Stand im Staate qualiſtzirt 
wurde. Hr. v. Vincke iſt ſeitdem ſehr in den Vordergrund getreten; er 
war einer der gewandteſten Redner, eine der einflußreichſten Perſonen des 
erſten Vereinigten Landtags und gehörte bis zum Schluſſe deſſelben, nebſt 
einem anderen weſtphäliſchen Ritter, Hrn. v. Bochum⸗Dolffs, zur entſchie⸗ 
denſten Oppoſition. Er iſt der Urheber der „Deklaration der Rechte;“ er 
trug mit am meiſten dazu bei, daß der Landtag die Uebernahme von Ga⸗ 
rantien, die Bewilligung einer Anleihe ablehnte, bevor nicht die in frühe⸗ 
ren Geſetzen den Ständen zugeſicherten Rechte zugeſtanden wären; er ent⸗ 
hielt ſich deßhalb auch der Wahl der Ausſchüſſe und proteſtirte dagegen 
mit anerkennungswerther Konſequenz. Trotzdem trat das ariſtokratiſche 
Element in ihm deutlich genug hervor. Wohl befehdete er mit Schärfe 
und Geſchick die büreaukratiſche Bevormundung; wohl will er ein freieres 
Staatsleben, freiere Bewegung auch für das Volk; aber er iſt auch tief 
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durchdrungen von der Erhabenheit und Unantaſtbarkeit des Adels; er will 
dem Adel ſeinen früheren Einfluß, ſeine feudale Stellung zwiſchen Krone 
und Volk wieder erringen; aber er ſieht wohl ein, daß das nur auf dem 
Wege der Theilung der Gewalten möglich iſt. Er iſt deßhalb für ein 
Zweikammerſyſtem, weil ihm eben eine Stellung, wie ſie etwa zur Zeit 
der engliſche hohe Adel einnimmt, ſehr wünſchenswerth erſcheint. Und eben 
weil er von der Ueberlegenheit des Adels innig durchdrungen iſt, deßhalb 
iſt er auch überzeugt, daß derſelbe im parlamentariſchen Kampfe, ſei es 
im Ober⸗ oder im Unterhauſe, den Einfluß wieder gewinnen würde, den 
er früher ſchon durch ſeine Geburt hatte, da dieſer leider vor den deſtruk⸗ 
tiven Tendenzen der neuen Zeit geſchwunden iſt. Hr. v. Vincke iſt ein 
Tory, „gleichweit entfernt von den undeutſchen Begriffen des Servilismus 
wie des Radikalismus,“ wie er in ſeinem Schreiben an das Komité zu 
Dortmund ſagte, in welchem er eine Einladung zu einem ihm zu Ehren 
zu veranſtaltenden Feſteſſen ablehnte. Es war eine bittere Ironie des 
Schickſals, ein komiſcher Zufall, daß Hr. v. Vincke bei ſeinem Antrage auf 
Preßfreiheit mit dem würdigen Hrn. v. Thadden zuſammen traf. Hrn. v. 
Thadden's Galgen und Hrn. v. Vincke's Anträge auf Aufhebung der Ano⸗ 
nymität der Zeitungen haben etwa denſelben Erfolg, die Unmöglichkeit, die 
Vernichtung einer freien Preſſe. — Wir wären indeſſen ſchon zufrieden, 
wenn es unter der weſtphäliſchen Ritterſchaft mehr ſolche Männer gäbe, wie 
Hrn. v. Vincke und Hrn. v. Bochum⸗Dolffs. Solche engliſche Ariſtokraten 
find noch am erſten zu ertragen. Haben fie geiſtige Ueberlegenheit, her- 
vorragende Verdienſte, nun wohl, ſo mögen ſie den Platz einnehmen, zu 
dem dieſe ſie berechtigen. Haben ſie dieſe Eigenſchaften nicht, ſo werden 
ſie im parlamentariſchen Kampfe leicht beſeitigt. Solche Männer ſind aber 
ſehr ſelten und die weſtphäliſche Ritterſchaft ſteht ihrer ungeheuern Majo⸗ 
rität nach gewiß nicht in den Reihen derer, welche ihnen Beifall rufen. 
Im Gegentheil, die Wiederwählung des Hrn. 9. Vincke in feinem Wahl⸗ 
bezirk ſoll ſehr zweifelhaft ſein. Die weſtphäliſche Ritterſchaft ſucht zwar 
ebenfalls ihre frühere feudale Stellung im Staate wieder zu erobern; aber 
nicht durch Geltendmachung ihrer geiſtigen Ueberlegenheit, nicht durch glän⸗ 
zende parlamentariſche Kämpfe will ſie Einfluß im Staate gewinnen, kann 
es vielleicht auch nicht. Nein, ſo unnobel es auch klingt, ſie benutzt dazu 
nur ihr Geld, ſie legt nur ihren ausgedehnten Grundbeſitz in die Wag⸗ 
ſchale und läßt deßhalb keine Gelegenheit, ihn zu vergrößern, vorüber. Daß 
ſie in dieſer Beziehung nicht ängſtlich iſt, daß ihr Verfahren dabei hart 
an den Wucher und Schacher ſtreift, das mögen die beiden nachfolgenden 
der „Deutſchen“ und „Kölniſchen Zig.“ entnommenen Korrespondenzen be⸗ 
weiſen. 

ö Münſter, 26. Juli. Daß unſer Bauernſtand noch vielfache Be⸗ 
drückungen von den Adeligen zu erleiden hat, iſt leider nur zu wahr. Es 
hat ſich in neuerer Zeit herausgeſtellt, daß viele Adelige nach der Auf⸗ 
hebung der Leibeigenſchaft, der Erbpacht u. ſ. w. durch die franzöfiſche 
Geſetzgebung mit ihren bis dahin eigenhörigen und gutshörigen Bauern, 
die nichts von jener Aufhebung und alſo auch nicht wußten, daß ſie freie 
Grundeigenthümer geworden, Contrakte abſchloſſen, wonach dieſelben wieder 
deren Erbpächter wurden. Mehrere Bauern haben jetzt die Gültigkeit je⸗ 
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ner Kontrakte angefochten und man iſt auf die richterliche Entſcheidung fehr 
geſpannt. Am meiſten gedrückt ſind die Bauern im Kreiſe Warburg. Es 
hat ſich ermittelt, daß einige derſelben an ihre Gutsherren an noch beſte⸗ 
henden Abgaben mehr zu leiſten haben, als der Reinertrag ihrer Grund⸗ 
ſtücke beträgt. Das Dichten und Trachten der meiſten Adeligen geht nur 
dahin, um jeden Preis möglichſt viel Grundbeſitz zu erwerben und die frei 
gewordenen Bauern wieder zu ihren Erb⸗ oder Zeitpächtern herabzudrücken, 
was ihnen in den verarmten Kreiſen Höxter, Paderborn und Warburg 
zum großen Theil ſchon gelungen iſt und, wenn die Geſetzgebung dem 
nicht entgegenarbeitet, auch in manchen Gegenden des Münſterlandes, wo 
der Bauernſtand ſeit einigen Jahren ſich immer mehr verſchuldet, gelingen 
wird, ſo daß wir auf die Dauer daſelbſt keinen freien Bauernſtand mehr 
haben werden. Der Güterkauf wird fo ſpſtematiſch und fo im Großarti⸗ 
gen betrieben, daß der verſtorbene König ſich in einem Falle genöthigt ſah, 
einem Freiherrn jeden weitern Ankauf von Gütern im Weſtphäliſchen zu 
unterſagen. Was hilft aber ein ſolches einzelnes Verbot den ſoſtematiſchen 
Beſtrebungen, dem Reichthum und den Vorrechten unſeres Adels gegen⸗ 
über, und ſo lange er nach dem Landrechte als „der erſte Stand im 
Staate“ gilt, dem „nach ſeiner Beſtimmung die Vertheidigung des Staats, 
fo wie die Unterſtützung der äußern Würde und innern Verfaſſung deſſel⸗ 
ben obliegt?“ Als vor einigen Jahren der Adel auf dem Provinzial⸗ 
Landtage eine Petition um Beſchränkung des Gewerbetriebs und um ein 
Verbot des Güterankaufs durch Juden in den Kreiſen Paderborn, Höxter 
und Warburg einbrachte, ſah ſich Friedrich Harkort zu der Aeußerung ver- 
anlaßt, es ſeien nicht die moſaiſchen Juden, welche den Bauer ruinirten, 
ſondern die Juden mit den Sporen am Stiefel. Jener Antrag iſt aller⸗ 
dings zum Geſetz erhoben worden; ſeine Tendenz war aber offenbar nur 
die, daß den Güterkäufen des Adels keine Hinderniſſe durch die Juden in 
den Weg gelegt werden ſollten.“ 

+ Münfter, 4. Aug. „Nicht nur in den Kreiſen Warburg, Höxter 
und Paderborn iſt die Lage der weſtphäliſchen Bauern — wie die „Deut⸗ 
ſche Ztg.“ berichtet — ſehr drückend, ſondern auch in dem nördlichen Theile 
der Provinz, im eigentlichen Münſterlande, in der Gegend von Warendorf 
und Ahlen iſt ſie nicht günſtiger. Iſt es auch bei uns noch nicht bis zum 
Aeußerſten gekommen, ſo gehen wir doch dieſem Ziele immer mehr entge⸗ 
gen, da ſchon ein großer Theil der Kotten in die Hände der Ritterguts⸗ 
beſitzer übergegangen iſt und der Reſt recht bald nachfolgen wird. Um die 
Kotten in die Hände zu bekommen, läßt der Gutsherr den Pacht fünf bis 
6 Jahre ſtehen, dann auf einmal wird der arme Kötter um eine große 
Summe gemahnt, die ihm bei dem beſten Willen aufzubringen unmöglich 
iſt, da er die kleinen jährlichen Summen kaum herbeiſchaffen konnte. Die 
Summe wird nun eingeklagt und natürlich in eine Hypothek auf das 
Grundſtück verwandelt oder aus einer ſchwebenden Schuld eine fundirte 
gemacht. Nach einigen Jahren wird daſſelbe Manöver wiederholt und in 
Folge deſſen das Grundſtück zum öffentlichen Verkaufe ausgeſtellt, welches 
kein Anderer, als der Gutsbeſitzer, der die größten Forderungen hat, er⸗ 
ſtehen kann. Um aber auch den Schein zu wahren, läßt man den ſeines 
Grundſtückes beraubten Kötter noch eine Zeit auf dem Hofe, bis man end⸗ 
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lich ihn oder nach feinem Tode feine Erben davon jagt. Man ſehe alle 
Hypotheken⸗Bücher im Münſterlande nach, und man wird in allen Gegen⸗ 
den daſſelbe Ergebniß finden. Das Kirchſpiel F dorf, im Gerichtsbezirk 
Warendorf, wird bald, wenn es noch lange fo fortgeht, aufhören, Mehre⸗ 
ren zu gehören, ſondern es wird bald in einer Hand vereinigt ſein.“ 


Nach ſolchen Mittheilungen wird Niemand finden, daß ich die Be⸗ 
ſtrebungen der weſtphäliſchen Ritterſchaft zu ſtark bezeichnet hätte. Gele⸗ 
gentlich giebt der Adel denn auch glänzende Beweiſe ſeines Bildungszu⸗ 
ſtandes; in politiſcher Hinſicht kann der Abg. Graf Meerveldt als Typus 
angenommen werden. Bekanntlich liegt dem Adel kein Verluſt ſo ſchwer 
am Herzen, als der Verluſt des Jagdrechtes; denn die Jagd iſt die no⸗ 
belſte aller noblen Paſſionen. Neulich ſah ein Oekonom, daß die Treiber 
des Hrn. Reichsgrafen von Plettenberg⸗Lehnhauſen zu Hoveſtadt ihm beim 
Treiben ſeine jungen Eichen zerſchlugen. Auf ſeine Zurechtweiſung erwie⸗ 
derte ein Jäger trutziglich, er könne ja auf Entſchädigung klagen; vorläu⸗ 
fig ſolle er das (ungeladene) Gewehr, welches er trüge, abgeben. Den 
Jäger wehrt der Oekonom durch die Drohung ab, ihm den Schädel zu 
zerſchlagen, wenn er ihm zu nahe käme. Mittlerweile kommt der Reichs⸗ 
graf dazu; auf des Oekonomen Beſchwerde antwortet er, er könne ja kla⸗ 
gen, läßt aber demſelben das Gewehr mit Gewalt abnehmen, wobei er 
blutig geſchlagen und zu Boden geworfen wird. Beide Theile ſind klag⸗ 
bar geworden. — Thatſachen entſcheiden! 


„(Königsberg, den 11. Sept. Man erinnert ſich der merkwür⸗ 
digen und lange unverſtandenen Aeußerung des Hrn. Juſtizminiſters auf 
dem Landtage, die er zum Beweis der richterlichen Unabhängigkeit in Preu⸗ 
ßen anführte, nämlich, daß das Gouvernement ſich ruhig verhalten habe, 
wenn auch in der letzten Zeit ihm unbeliebte richterliche Erkenntniſſe er⸗ 
gangen ſeien. Man bezog dieſen Ausſpruch anfangs auf das freiſprechende 
Erkenntniß Jacoby's; eine Deutung, die unwahrſcheinlich wurde, da dieſes 
Erkenntniß des hieſigen Tribunals ſtreng unpolitiſch gehalten war. Es iſt 
jetzt hier bekannt, daß ſich die miniſterielle Meinung auf das Erkenntniß 
des Dr. Lüning, das vom zweiten Senate des Paderborner Oberlandes⸗ 
gerichts geſällt wurde, bezog. Dieſes Erkenntniß ſoll eine ſcharf ausge⸗ 
prägte freie politiſche Farbe getragen haben und von einer ungewöhnlich 
ſtarken Kritik des erſten Erkenntniſſes ausgegangen fein. Gleichzeitig iſt 
hier eine Kabinetsordre bekannt geworden, welche die Unabhängigkeit der 
Richter geſichert und den Glauben an fie im Volke aufrecht erhalten willen 
will, Unabhängigkeit aber nach beiden Seiten, von den Einflüſſen des 
Gouvernements wie einer politiſchen entgegengeſetzten Parteianſicht.“ 


Vorſtehender, aus dem „Frankf. Journ.“ in Nr. 261 der „Elberf. 
Big.“ vom 21. Spt. übergegangener Artikel, der mir erſt heute zu Ges 
ſicht kommi, veranlaßt mich zu einigen Bemerkungen, welche den von dem 
Hrn. Juſtizminiſter angetretenen Beweis von der Unabhängigkeit der preu⸗ 
ßiſchen Richter vervollſtändigen. Ob der Juſtizminiſter das gegen mich 
erlaſſene Urtheil als ein „dem Gouvernement unbeliebtes“ bezeichnet hat, 
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wie der Korrespondent des „Frankf. Journ,“ verſichert, laſſe ich dahinge⸗ 
ſtellt ſein; jedenfalls beweiſ't der Hr. Miniſter dadurch, daß das Gouver⸗ 
nement bei politiſchen Prozeſſen auf der Zinne der Partei ſteht. Das be⸗ 
wies auch ſchon während der Dauer meines Prozeſſes die auffallende Theil⸗ 
nahme der oberſten Adminiſtrativbehörde an meinem Schickſal; der dama⸗ 
lige Miniſter des Innern, Hr. v. Arnim, hat mehrmals während der 
Unterſuchung angefragt, ob es nicht zweckmäßig, für die Ruhe hieſiger 
Gegend förderlich wäre, wenn man mich vorläufig verhaftete? Wenn aber 
die obenangeführte Aeußerung des Juſtizminiſters, „daß das Gouvernement 
ſich ſelbſt bei unbeliebten Erkenntniſſen ruhig verhalten habe,“ auf mein 
urtheil ſich beziehen, wenn damit die Unabhängigkeit der preußiſchen Rich⸗ 
ter bewieſen werden ſoll, ſo muß ich dagegen einfach die Begebenheiten 
erzählen, welche ſich nach meiner Freiſprechung zutrugen. 

Zuerſt wurden mir die auf meine Koſten angefertigten Abſchriften der 
Gründe beider Urtheile mit gewaltiger Hand weggenommen, „weil das 
erſte mir nur zum Zweck weiterer Vertheidigung mitgetheilt ſei, die Mit⸗ 
theilung des zweiten aber ganz ungerechtfertigt erſcheine.“ Das ſchrieb 
Hr. Lange, Präſident des Obergerichts zu Paderborn, in deſſen Abweſen⸗ 
heit das Kollegium mich frei geſprochen und mir die Abſchrift der Gründe 
bewilligt hatte. Als Grund führte er „möglichen Mißbrauch durch Ver⸗ 
öffentlichung oder ſonſt“ an, hatte auch den Kommiſſarius beauftragt, „mir 
jede Veröffentlichung zu unterſagen,“ obgleich er ſelbſtredend auf keine 
Weiſe berechtigt iſt, mir etwas zu verbieten oder zu erlauben. Für 
meine Klage wegen dieſes durch die Verfügung des Hrn. 
Präſidenten Lange befohlenen Eingriffs in mein wohler- 
worbenes Privateigenthum habe ich bis jetzt noch kein Fo⸗ 
rum gefunden, trotz mehrerer deßhalb angeſtellter Verſuche. 

Für das Gericht hat das Urtheil auch allerlei Folgen gehabt. Die 
Akten ſind nach Berlin eingefordert. Der Juſtizminiſter hat ſich die Na⸗ 
men der Referenten in beiden Inſtanzen nennen laſſen und dem Kollegio 
eine Belehrung reſp. Verweis wegen der Urtheile zugehen laſſen; das Kol⸗ 
legium hat aber das Recht des Miniſters zu einer Belehrung oder einem 
Verweiſe wegen eines Urtheils beſtritten. Es hat auch angeblich eine Art 
von Disziplinar⸗Unterſuchung, es haben Vernehmungen ſtattgefunden: — 
aber bei allen dieſen Verhandlungen iſt die Amtsverſchwiegenheit fo dringend 
eingeſchärft, daß man Nichts Näheres darüber erfahren konnte. 

Das Miniſterium hat alſo ſeine Meinung über die Erkenntniſſe deut⸗ 
lich genug ausgeſprochen, wenn es auch gerade keine Strafe diktirt hat. 
Bleiben die Richter trotzdem in ähnlichen Fällen lediglich ihrer Ueberzeu⸗ 
gung treu, ſo iſt das ihr Verdienſt ganz allein. — Noch Eins. Das 
zweite Urtheil, welches nur noch die „Beleidigung des deutſchen Bundes“ 
zu beſeitigen hatte, hat, ſo viel ich mich erinnere, das erſte Urtheil nicht 
ſcharf kritiſirt, wie der Artikel behaubtet. Wohl aber hat das erſte Ur⸗ 
theil die Anklage mit ihren Unterſtellungen von Majeſtätsbeleidigung, frechem 
und unerhrbietigem Tadel der Landesgeſetze, Beleidigung befreundeter Res 
gierungen ſcharf abgewieſen. 

heda, den 24. September 1847. Dr. Otto Lüning. 
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Der „Deutſche Zuſchauer,“ ein von Guſtav v. Struve trefflich redi⸗ 
girtes Blatt der demokratiſchen Partei in Baden, welches in Mannheim 
erſcheint und unſern Leſern nicht dringend genug empfohlen werden kann, 
bringt in ſeiner Nummer vom 1. Oktober den nachſtehenden höchſt auf⸗ 
fallenden Artikel, welcher ein furchtbares Verbrechen ahnen läßt, wo man 
bisher nur einen unglücklichen Zufall ſah. 


Der Tod der Gräfin von Görlitz. 


Du kannſt nicht ſagen, daß ich's that, nicht ſchüttele 
Auf mich die blut'gen Locken ſo! Macbeth. 


Die Korruption unter den höheren Ständen iſt das Thema des Tages. Die 
franzöſiſche Tagesgeſchichte hat uns blutige, die Menſchheit ſchändende Beiſpiele der⸗ 
ſelben vorgeführt; die Preſſe iſt mit Recht unabläſſig bemüht, von andern den ver⸗ 
hüllenden Schleier herabzuziehen, und es iſt eine bittere, aber treſſende Ironie, daß 
unter den pariſer Proletariern der Vorſchlag gemacht worden iſt, einen Verein zur 
ſittlichen Beſſerung der höheren Stände zu gründen. Die ſcheußliche Ermordung der 
Herzogin v. Praslin war es vor Allem, welche die ganze elvilifirte Welt mit Schau⸗ 
der und Entrüſtung erfüllte. Der Mörder hat ſich zwar aus den Händen der irdiſchen 
Gerechtigkeit geflüchtet, aber, Dank ſei es einer ſchnellen, energiſchen Juſtiz, über der 
Schuld deſſelben ſchwebt auch nicht mehr der leiſeſte Schatten der Ungewiß heit. So 
wenig wir mit dem jetzigen Regierungsſyſtem und Miniſterium in Frankreich fympa- 
thiſiren, ſo wäre es doch unbillig, zu verkennen, daß in dem erwähnten Falle die fran⸗ 
zöſiſche Juſtiz alles gethan hat, was die Gerechtigkeit und Unpartheilichkeit nur verlan⸗ 

en konnte — ſie ging raſch und ſicher der Spur des Verbrechens nach, ſie hat es 
ſchonungelos enthüllt und alle ihre Schritte und Reſultate der Oeffentlichkeit übergeben. 
Dieſes rühmliche Verfahren erinnert uns an ein ähnlich ſchreckliches Ereigniß in 
Deutſchland, und die Parallele, die wir ziehen müſſen, zeigt uns leider wieder einmal 
das deutſche Gerichtsweſen im unerfreulichſten Lichte. 

„In Darmſtadt nämlich hat ſich vor nicht langer Zeit ein nicht minder entſetzliches 
Ereigniß, ebenfalls innerhalb der hohen Ariſtokratie zugetragen, ich meine den den Le⸗ 
ſern wohl bekannten Tod der Gräfin v. Görlitz. Ueber dieſe dunkle und ſeltſame 
Geſchichte verbreiteten ſich alsbald die verſchiedenartigſten Vermuthungen. Von vielen 
Seiten nahm man einen Selbstmord der Gräfin an; jedoch alle Umſtände kommen 
überein, dieſe en zur ganz unwahrſcheinlichen zu machen. Von allen äußeren, ba- 
gegen ſprechenden Gründen abgeſehen, iſt gar nicht denkbar (geſetzt, die Gräfin habe 
einen Selbſtmord beabſichtigt), daß fie eine fo eutſetzliche und beiſpielloſe Todesart 
gewählt haben ſollte, oder wenn auch, daß der erſte Berſuch fie nicht davon zurückge⸗ 
ſchreckt hätte. Die Anſicht Anderer, fo ihres Freundes, des Staatsrathes Jaup, 
von einer zufälligen Verbrennung, iſt kein Reſultat der Sachlage, ſondern des Nach- 
denkens und daher voll von komplizirten Unwahrſcheinlichkeiten, ja, baaren Unmöglich⸗ 
keiten. Die Gräfin verbrannte vor ihrem Schreibpulte, dicht neben dieſem befand ſich 
die Schelle. Iſt es nicht rein undenkbar, daß der Tod ſo ſchnell ſie übereilt haben 
1105 11 daß ſie nicht mehr die Zeit oder die Kraft gehabt hätte, die Schelle zu 
ziehen 

Bald hat man auch dieſe Anſichten wieder verlaſſen, und immer größeren Boden 
gewann der Verdacht einer gewaltſamen Ermordung. Und in der That, die Reſultate 
der Vorunterſuchung erheben dieſen Verdacht auf die höchſte Stufe der Wahrſchein⸗ 
lichkeit. Der Stadigerichts⸗Aſſeſſor Purgold hat 26 Punkte voll gewichtiger Indi⸗ 
eien aufgeſtellt und bei dem Hofgericht eine ſchleunige Unterſuchung beantragt; was 
that aber das Hofgericht? Es hielt eine geheime Sitzung, erklärte ſich die Ver⸗ 
dachtsgründe auf andere Weiſe, fand ſie nicht für zureichend, lehnte die Unterſuchung 
ab und hat durch dieſes Verfahren die allgemeine Entrüſtung auf ſich geladen. — 
Wir ſind in den Stand geſetzt, einige der ſchwerſten Anzeichen, welche die Vorunter⸗ 
ſuchung ergab, hier mitzutheileng vorher aber müſſen wir, als durchaus nöthig zum 
Verſtändniſſe, das Verhältniß des gräflichen Ehepaares berühren. Der Graf v. Gör⸗ 
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litz ſteht in dem Rufe, einem Laſter zu fröhnen, welches näher zu bezeichn . 
a, nehme. — Zur Begründung einer ſchweren Beſchuldigung gehört 1 75 
eweis; dieſer if bis letzt noch nicht gegen ihn geführt worden, obwohl er vieleicht 

geführt hätte werden können, wenn man nur gewollt hätte. Er war am naſſauiſchen 

Hofe Geſandter, wurde aber dort abgerufen, wie man ſagt, auf ausdrückliches Ver⸗ 

langen des Herzogs, weil er d Aergerniß veranlaßt hatte, und in die Nieder⸗ 

lande geſchickt. Sein Ruf war ſeiner Frau ſicher bekannt; vielleicht war dieſer oder die 

Wahrheit, die ihm zu Grunde liegt, die Urſache des Unfriedens, in dem ſie mit ihm 

lebte; denn notoriſch iſt, daß Beide ganz zwiſchen ſich zerfallen waren; ſie bewohnten 

zwar daſſelbe Haus, aber getrennt, ohne alle gegenſeitige Berührung. — 

Am Abend, als das Ereigniß Statt fand, ging um halb 6 Uhr der Cheveaux⸗ 
legers⸗Lieutenant v. J. an dem görlitzſchen Haufe vorüber und bemerkte einen Brand» 
geruch. Ohne darüber Vermuthungen oder Beſorgniß zu haben, ging er weiter, theilte 
jedoch in der vereinigten Geſellſchaft ſeine Wahrnehmungen einigen Bekannten mit. 
Wenn alſo um halb 6 Uhr der Brandgeruch ſchon auf der Straße bemerkbar war, ſo 
iſt es höchſt wunderbar, daß der Graf v. Görlitz, der ſich zu Hauſe befand, dieſen 
erſt um 10 Uhr bemerkte, da der Rauch und Qualm der Natur der Sache nach im 
Innern des Hauſes ſich dichter und dem Gerüche auffallender verbreiten mußte, als 
nach außen, und zumal in einer Zeit von mehr als 4 Stunden! — 

Graf v. Görlitz, der ſich ſonſt im Mindeſten nicht um ſeine Frau zu bekümmern 
pflegte, hegte an dieſem Abend eine unbegreifliche Beſorgniß um dieſelbe. Er ſowohl 
als die Bedienten ſagen aus, daß die Gräfin die Gewohnheit gehabt habe, ſich Abends 
einzuſchließen. Trotzdem ſchickte er um halb 9 Uhr den einzigen anweſenden Bedienten 
nach einem zweiten, der in der Nähe wohnte, um dieſen abholen zu laſſen, weil ſich 
die Gräfin nicht finden laſſe. Als dieſer ſeinen Auftrag ausrichtete, rief die Frau des 
abzuholenden Bedienten: „Gott, wenn die Frau Gräfin nur nicht verbrannt iſt!“ 
Welch ſonderbares Voraus ſehen und welch wunderbares Eintreffen eines Ereigniſſes, 
das nach der Ausſage des Grafen erſt 1 Stunde ſpäter und von ihm ſelbſt zuerſt 
entdeckt wurde! Wie läßt ſich die plötzliche Wahrnehmung des Grafen erklären, daß 

ch die Gräfin nirgends vorfinden laſſe, da er wußte, daß ſie ſich um dieſe Zeit ein⸗ 
zuſchließen pflegte, wenn er nicht in ihrem Zimmer nachgeſehen hatte? Warum mußte 
der Zwiſchenraum von halb 9 bis halb 11 Uhr vergehen, bis die Stube der Gräfin 
geöffnet wurde, da zwei Bediente zur Verfügung ſtanden und überdies die Frau des 
einen derſelben ſchon darauf aufmerkſam gemacht hatte, daß die Gräfin verbrannt ſein 


könne? 

Als um 10 Uhr der Brand entdeckt war, ſchickte der Graf den einen Diener nach 
dem Hausarzte D. Stegmaier, und dann um halb 11 Uhr, in Gegenwart mehrerer 
Zeugen, welche er für nöthig halten mochte, ward die Thür erbrochen. Bei Oeffnung 
derſelben prallten alle Anweſenden zurück vor dem furchtbaren Qualm und Dampf, der 
ihnen aus dem Kabinet entgegen kam. Alle Zeugen verſichern, daß es einige Zeit 
ganz unmöglich war, in dem dichten Weiße auch nur das Mindeſte zu erkennen; der 
Graf allein machte hiervon ſeltſamer Weiſe eine Ausnahme, denn er rief ſchon im er⸗ 
ſten Momente: „Ach Gott, da liegt ja meine Frau!“ — Doch die Liebe ſieht ſcharf! 
— Die Leiche wurde nicht einmal ſecirt, denn der Graf wollte es durchaus nicht zu⸗ 
geben; er zeigte auffallende Eile in der Erwirkung der Erlaubniß zur Beerdigung bi 
ner Frau, und dieſes wurde auch, ſobald es nur einiger Maaßen möglich war, vor⸗ 
genommen. Den Antrag der Aerzte auf Unterſuchung, weil der Fall mediziniſch in⸗ 
tereſſant war, lehnte er ab. 

Einen ſehr 120 en Punkt, ob die Thür von außen oder innen verſchloſſen war, 
konnte die Vorunterſuchung nicht ermitteln, da kein Schlüſſel aufgefunden werden konnte. 
War die Thür von außen verſchloſſen, ſo kann kaum ein Ae e über die Urſache des 
Todes noch herrſchen, und leider tft dies auf indirekte Art faſt erwieſen. ar ſie 
von außen verſchloſſen, fo iſt das Fehlen des Schlüffels ſehr erklärlich, war fle es von 
innen, wo iſt der Schlüffel hingekommen? Wahrlich, dieſes Indicium läßt eine ſolche 
Reihe von Folgerungen zu, daß es für ſich allein ſchon eine Unterſuchung zur dringen⸗ 
den Nothwendigkeit gemacht hätte. Eben ſo wenig konnte die Urſache des Brandes 
entdeckt werden. Kein Leuchter, keine Kohlenpſanne, noch ſonſt ein entzündender Stoff 
befand ſich in dem Gemache. Wodurch iſt das Feuer ausgebrochen? Nimmt man 
an, daß es Jemand entzündet und dann das werte mit dem Lichte, der Kohlen⸗ 
pfanne oder womit ſonſt die That verübt wurde, verlaſſen hat, ſo iſt die Sache erklärt, 
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viel einfacher und natürlicher, als man es unter andern Vorausſetzungeu feither zu er⸗ 
klären ſich abgequält hat. 

Die Gräfin iſt vor ihrem e verbrannt, außer einem Theile deſſen iſt 
kein ſonſtiges Möbel verbrannt. er Kopf, der Hals, ein Theil der Arme waren 
ganz verkohlt. Es gehört aber ein ſehr hoher Grad von Hitze dazu, und gewiß muß 
dieſe auf einem Punkte concentrirt ſein, wenn ein menſchliches Haupt und ein Hals, 
die ſo viele flüſſige Theile enthalten, gänzlich verkohlt ſein ſollen. Es iſt unmöglich, 
daß unter ſolchen Umſtänden die Verbrennung an einer noch Lebenden Statt finden 
konnte. Die, welche eine zufällige Verbrennung annahmen, ſahen ſich deßhalb zu der 
abentheuerlichen Ausflucht gezwungen, daß die Gräfin vorher durch Kohlendampf er⸗ 
ſtickt ſei, haben aber nicht bedacht, daß die Hitze des unter ihrem Kopfe verbrennenden 
Pultes ſo ſchnell als der Dampf ſie erreichen und augenblicklich wecken mußte. Ueber⸗ 
dies hat der Rauch des verglimmenden Pultes nicht die einſchläfernde Eigenſchaft des rei⸗ 
nen Kohlendampfes, er mußte durch ſeine beißende und übelriechende het die 
Schlafende erwecken. Eben ſo wenig kann angenommen werden, daß die Gräfin das 
Pult angezündet habe, um in den Flammen deſſelben den Tod zu finden. Wie ſchon 
geſagt, konnte kein entzündender Stoff gefunden werden. Wie unſicher, wie ſchmerz⸗ 
haft und langſam wäre ein ſolcher Tod geweſen, welche ungeheure Standhaftigkeit hätte 
dazu gehört, unter den gräßlichſten Schmerzen ruhig vor dem Schreibtiſche ſitzen zu 
bleiben bis zum Ende! Der theilweiſe Brand des Pultes konnte unmöglich eine ſo 
große Hitze hervorbringen, eine Verkohlung der oberen Körpertheile erklärlich zu ma⸗ 
chen. Es läßt ſich daher nur annehmen, daß die Unglückliche, bereits ermordet, gerade 
mit dem Kopfe und Nacken auf ein Kohlenbecken gelegt worden iſt, und zwar mehrere 
Stunden lang. Vor der möglichſt lange hinausgeſchobenen Eröffnung der Thür konnte 
man dieſes weg bringen, die Lage der Unglücklichen verändern, das Pult anzünden, 
um dem Erelgniſſe den Charakter des Zuſalls zu geben. Die Vorunterſuchung 
und mit ihr die öffentliche Meinung nehmen an, daß die Verbrennung 
veßhalb Statt fand, um die Spuren einer vorherigen Erdroſſelung zu 
vertilgen. Daß hierzu eine ſtarke und concentrirte Hitze nöthig war, erhellt von 
ſelbſt, und wir müſſen geſtehen, daß dieſe von äußeren und inneren Gründen unterſtützte 
Annahme eine furchtbare Wahrſcheinlichkeit für ſich hat. 

Der dringende und ſchreckliche Verdacht, welcher ſich immer unumwundener aus⸗ 
ſpricht, hätte durch eine ſchleunige Unterſuchung beſtätigt oder widerlegt werden müſſen. 
— Wenn das Hofgericht in dieſer traurigen Sache noch etwas thun will, um das ge⸗ 
ſunkene Vertrauen auf ſeine Gerechtigkeit wieder einiger Maßen zu beleben, ſo bleibt 
ihm nur ein Weg, das iſt eine ungeſäumte ene der Akten, eine Darſtel⸗ 
lung feiner Gründe für die Ablehnung der Unterſuchung. 

er Graf v. Görlitz, der ſeit lange mit ſeiner Frau in offenkundigem Unfrieden 

lebte, hat nach ihrem Tode ſeine Geſinnungen plötzlich geändert. Er iſt zerknirſcht, be⸗ 
ſucht oft ihr Grab, läßt es mit Blumen beſtreuen, daran ſingen u. ſ. w. Wir wiſſen 
nicht, ob er dadurch auf die öffentliche Meinung einwirken oder feiner fo ſpät und 
plötzlich erwachten Anhänglichkeit genug thun will. Aber wozu das? Die Todten find 
todt, das Hofgericht will keine 0 Art und unſer verſtändiges Zeitalter glaubt 
nicht mehr an Geiſter, die aus dem Grabe emporſteigen und Rache heiſchen, wie Ham⸗ 
let's Vater. Doch der Geiſt der Rache läßt ſich nie beſchwichtigen! Das ſchauder⸗ 
hafte Bild der verbrannten und verkohlten Unglücklichen wird nicht ablaffen, bie zu 
verfolgen, welche ſich an ihr verſchuldet haben. Die allwiſſende Zeit wird auch in 
diefe dunkle, traurige Geſchichte ihr Licht werfen, und wer weiß! vielleicht iſt das ei⸗ 
gene zitternde na die Nemeſis und verräth noch einmal das, was man jetzt zu 
verhüllen mit aller Anſtrengung bemüht iſt; ſicher werden auch hier einmal Macbeth's 
Worte erfüllt: 

O, ſolche Thaten richten ſich ſchon hier. 

Die blut'ge Lehre, die wir Andern geben, 

Fällt gern zurück auf des Erfinders Haupt; 

Und die gleichmeſſende Gerechtigkeit 

Zwingt uns, den eignen Giftkelch anszutrinken. 


Gegen dieſen Artikel hat der Graf v. Görlitz in der „Frankf. Ob.⸗ 
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Poſt⸗Amts⸗Ztg.“ folgende Erklärung erkaſſen, deren Ton merkwürdig mit 
der furchtbaren Beſchuldigung jenes Artikels kontraſtirt: 8 


„Es iſt mir ein, in den zu Mannheim erſcheinenden Blättern, dem „Deuts 
ſchen Zuſchauer / und der „ annh. Abendztg.“ enthaltener, in jeder Beziehung 
verläumderiſcher Artikel zu Händen gebracht worden, welcher mich mit dem 
Verdacht eines Mordes an meiner durch das unglücklichſte Geſchick mir ent⸗ 
riſſenen, theuern Gemahlin zu belaſten ſtrebt. Ich habe dieſen Schandartikel, 
dem ig wie feinem Verfaſſer, nur die tiefſte Verachtung zu widmen vermag, 
dem Großherzogl. Hofgerichte dahier zur Kenntniß u. beliebigen Verfügung 
übergeben. " 


Darmſtadt, 6, Oktober 1847. Graf v. Görlitz. 


Weltbegebenheiten. 
10. September bis 10. Oktober. 


Preußen. Wenn man ſich nicht Illuſtonen hingeben will, ſo muß 
man geſtehen, daß der erſte Vereinigte Landtag ziemlich ſpurlos an der 
Maſſe des Volkes, an den kleinen Bürgern, an den Bauern vorüber ge⸗ 
gangen iſt, daß über ſeine Bedeutung nur ſehr verworrene oder gar keine 
oder ganz falſche Vorſtellungen in dieſen Schichten der Geſellſchaft herr⸗ 
ſchen. Wer die Sachlage kennt, wird ſich darüber nicht wundern; er wird 
am allerwenigſten den Schluß daraus ziehen, die Maſſe des Volkes fühle 
ſich in ihrer gegenwärtigen Lage ſo wohl, ſo behaglich, daß ſie jede Aen⸗ 
derung derfelben mit Bewußtſein von ſich weiſe. Nein, das iſt es 
nicht; es fehlt dieſen Klaſſen nur an den Mitteln, zum Verſtändniß, zur 
richtigen Würdigung der Sachlage zu gelangen. Wer ſoll ihnen zu die⸗ 
ſem Verſtändniß verhelfen? Die Preſſe? Sie könnte es allerdings leicht, 
— wenn ſie ſich in einer anderen Lage befände. Zwar haben die Zei⸗ 
tungen die Verhandlungen des Landtages umſtändlich mitgetheilt; aber er⸗ 
ſtens lieſ't der Bauer, der kleine Bürger, der Arbeiter keine Zeitungen und 
am allerwenigſten hat er Zeit, ſich durch die unendlich langen Reden des 
Landtages durchzubuchſtabiren; und zweitens iſt er auch durchaus nicht im 
Stande, aus einer Diskuſſion das Weſentliche vor dem Unweſentlichen her⸗ 
auszuſuchen, den rothen Faden, den leitenden Gedanken, der ſich durch die 
Verhandlungen hinzieht, zu erfaſſen. Dazu bedarf es eines Kommentars. 
Am leichteſten läßt ſich dieſer geben, wenn in großen direkten Wahlver⸗ 
ſammlungen der Kandidat oder ein Anderer den Wählern die politiſche Lage 
des Landes, die Stellung der ſozialen Frage zu der politiſchen, ſein eige⸗ 
nes Glaubensbekenntniß in kurzen, ſcharfen Umriſſen enthüllt. Das leben⸗ 
dige Wort greift tiefer, als ein Zeitungsartikel. Wir aber haben bei uns 
ſeren indirekten Wahlen keine große Wahlverſammlungen, ſondern nur Zu⸗ 
ſammenkünfte weniger Wahlmänner oder Stadtverordneter, welche den 
Deputirten ernennen. Volks = oder Bürgerverſammlungen find bei uns 
nicht geſtattet und wenn fle erlaubt werden, fo werden ſicher ſolche The⸗ 
mata von der Diskuſſion ausgeſchloſſen. Aber kleine Blätter, Wochen⸗ 
blätter, Kreisblätter könnten doch als Surrogat des lebendigen Wortes 
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dienen? O ja, warum nicht? Nur gehört zur Herausgabe eines ſolchen 
eine Konzeſſion, in welcher der Inhalt, den das Blatt haben darf, 
genau umſchrieben wird. Die meiſten oder alle Kreis- und Wochenblät⸗ 
ter ſind nur auf „Unterhaltung, geſelliges Vergnügen, Ackerbau und An⸗ 
zeigen“ konzeſſionirt; nicht einmal Gemeinde⸗Angelegenheiten dürfen immer 
verhandelt werden, wie viel weniger jene oben berührten Themata. Neue 
Konzeſſionen werden faſt nie ertheilt, „weil kein weiteres Bedürfniß vor⸗ 
handen;“ ſicher aber werden fle mit der obigen Einſchränkung verſehen. 
So bleiben nur noch die nicht konzeſſionspflichtigen Monatsſchriften. 
Die bisher erſchienenen ſind aber auch zu umfangreich, als daß ſie der 
Bürger und Bauer läſe, können ſich auch ihrer anderen Leſer wegen nicht 
ganz auf dem Niveau jener Klaſſen halten. So ſind dieſe denn ganz der 
Traktätlein⸗, Miſſions⸗ und Mäßigkeits⸗Literatur preisgegeben, mit der die 
Dörfer überſchwemmt werden. Es muß aber verſucht werden, dieſer durch 
kleine Monatsſchriften entgegen zu wirken, welche denſelben Preis und Um⸗ 
fang haben, wie jene, welche ſich ganz in die Rede- und Denkweiſe dieſer 
Stände zu verſetzen wiſſen, um von da aus ihre Hebel anzuſetzen. Das 
iſt aber nicht leicht — ſowohl des richtigen Tons, als der Cenſur wegen. 
Aber verſucht muß es werden; nur dadurch iſt einiges Leben in die theil⸗ 
nahmloſe Gleichgültigkeit, einige Klarheit in die verworrenen Begriffe zu 
bringen. Um bei dem Landtag ſtehen zu bleiben, ſo hat der Kleinbürger 
und Bauer vielleicht von einer Verſammlung zu Berlin reden, wohl gar 
auch die Namen einiger Deputirten nennen hören. Da er aber gar keinen 
Begriff von dem Organismus des Staates, von der hiſtoriſchen Entwicke⸗ 
lung der verſchiedenen Stände, von ihrem Verhältniß zu einander und zum 
Staate hat, ſo bildet er ſich friſchweg ein, dieſe Verſammlung müſſe eine 
Panacee für Alles finden, was ihn bedrückt. Thut ſie das nicht, fo liegt 
in der Natur der Sache, daß er im günſtigſten Falle ſich nicht weiter um 
ſie bekümmert; gewöhnlich aber wird er auf ſie ſchelten, ſie für die hohen 
Steuern und was ihm ſonſt unbequem iſt, verantwortlich machen und ſie 
mindeſtens für höchſt überflüſſig erklären. Nun gibt es immer Leute ge⸗ 
nug, und zwar meiſt ſolche, die viel mit dieſen Klaſſen in Berührung kom⸗ 
men, denen es ihrer Geſinnung oder ihres Vortheils wegen ſehr angenehm 
iſt, wenn Kleinbürger und Bauern eine Abneigung vor allen ſtändiſchen, 
der Büreaukratie feindlichen Inſtitutionen faſſen. Sie thun dann natür⸗ 
lich das ihrige, um ihnen dagegen das weiſe Regiment der alleinſeligma⸗ 
chenden Büreaukratie in den glänzendſten Farben zu ſchildern. Da wird 
denn erzählt, wie die Abgeordneten die Rentenbanken, die Einkommenſteuer, 
die Oſtbahn verworfen und dadurch die väterlichen, nur auf den Vortheil 
der Unterthanen bedachten Abſichten der Regierung durchkreuzt hätten, — 
natürlich ohne irgendwie die Gründe des Handelns der Deputirten anzu⸗ 
geben. Da wird denn mit heuchleriſchem Bedauern mitgetheilt, wie die 
oder jene Stadt die königliche Huld, eine Garniſon, ein Gericht oder ſon⸗ 
ſtige „Wohlthaten“ verloren habe, weil ſie einen jener liberalen Deputir⸗ 
ten zum Landtage geſandt habe, die den König „betrübt“ hätten; ſolches 
äußeren ſogar „gebildete“ Leute, und noch mehr, „gebildete“ Leute laſſen 
ſich dadurch in ihrem Thun und Laſſen beſtimmen. Da jammern Geiſtli⸗ 
che und Laien mit frommen Augenverdrehen über die Gefahren, welche der 
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Religion und der Kirche von jenen gottloſen Liberalen drohen. Kann man 
ſich da wundern, daß ſich der Kleinbürger und Bauer bei ſolchen Ohren⸗ 
bläſereien, die ihm keiner als ſolche darſtellen kann, mit Gleichgültigkeit 
oder Zorn von einer Inſtitution abwendet, deren materielle Folgen er 
nicht fühlt und fühlen kann, deren moraliſches Gewicht ſein beſchränkter 
Geſichtskreis nicht zu erfaſſen vermag? Gewiß nicht; nicht einmal einen 
Vorwurf kann man dieſen verwahrloſ'ten Klaſſen darob machen; der Vor⸗ 
wurf trifft nur die mit ſeiner ganzen Schwere, welche dem Eindringen der 
Vernunft, der Bildung eines klaren, geſunden Urtheils über das, was in 
der Zeit vorgeht, ſich mit aller Macht widerſetzen. 

Das iſt ein troſtloſes Bild; aber es iſt wahr. Darum weg mit al⸗ 
len Illuſionen! Die Erkenntniß des Uebels iſt der erſte Schritt zur Hei⸗ 
lung. Zudem kann man die Vernunft wohl aufhalten, aber nicht erſticken. 
Aber je ſtärker die Feder zuſammengedrückt wird, deſto kräftiger ſchnellt ſie 
am Ende auch empor; wenn das Ventil nicht zur rechten Zeit geöffnet 
wird, ſo platzt der Keſſel und verbreitet Tod und Verderben rings um ſich 
her. In Rom bietet man von oben her die Hand zu den nothwendigen, 
von der Zeit geforderten Reformen — und Alles geht zwar mit ſüdlichem 
Enthuſiasmus, aber in Frieden und Eintracht vor ſich. In Neapel, wo 
der Zweig der Bourbonen herrſcht, der am wenigſten gelernt und vergeſſen 
hat, ſetzt man den Anforderungen des Volkes ein um ſo ſchärferes Regi⸗ 
ment entgegen — und das Volk zieht bewaffnet gegen die Regierung 
heran, das Blut fließt in Strömen auf dem Schlachtfelde, wie auf 
dem Richtplatz, und verſtümmelte Leichen bedecken die hesperiſchen Ges 

e. — 

Die intelligenteren Klaſſen der Bevölkerung, die höhere Bourgeoiſte 
namentlich und der niedere Adel, ſind weit entfernt, dieſelbe Gleichgültig⸗ 
keit gegen die neuen ſtändiſchen Einrichtungen zu hegen, welche die große 
Maſſe uns leider noch zeigt. Sie erfaſſen mehr und mehr die Bedeutung 
der neuen Inſtitutionen, ſie werden ſich immer klarer über die Macht und 
Größe, welche für fie aus dieſer Entwickelung des Staatslebens hervor⸗ 
blüht. Die Literatur über den Landtag mehrt ſich von Tage zu Tage und 
Tauſende greifen begierig nach den Büchern, welche, wie z. B. die kürz⸗ 
lich erſchienenen „Reden und Redner des Vereinigten Landtages,“ ihnen 
die handelnden Perſonen und die wichtigſten Momente der Debatten vor 
Augen führen. Noch immer find die Zeitungen angefüllt mit Jubelruf, 
mit Toaſten und Ehrenbezeugungen, mit welchen die Bürger und zum 
Theil die Ritter (beſonders in Preußen) die liberalen Deputirten begrüßen. 
Kein unbefangener Beobachter kann zweifelhaft ſein, daß die Maſſe der in⸗ 
telligenteren Bourgeoiſte lebhafte Sympathien für die liberale Oppofltion 
des Landtages empfindet, wenn ſie auch an den bis zum Ende konſequen⸗ 
ten Mitgliedern derſelben vielleicht mit weiſem Kopfſchütteln tadelt, daß ſie 
doch „zu weit“ gegangen wären; ihre Ideale ſind die vermittelnden HH. 
v. Auerswald und Kamphauſen. Das hat ſich an allen Orten des Lan⸗ 
des deutlich ausgeſprochen. Nicht minder deutlich hat aber auch die Re⸗ 
gierung kund gethan, was ſie über die Haltung des Landtages und na⸗ 
mentlich über die 138 Unterzeichner der „Deklaration der Rechte,“ über 
die der Ausſchußwahlen ſich Enthaltenden denkt. Das war ſchon aus der 
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Rede zu erfehen, mit welcher Hr. v. Bodelſchwingh den Landtag ſchloß. 
Das hat der König auf ſeiner letzten Reiſe deutlich gezeigt, indem er Hrn. 
v. d. Heydt aus Elberfeld nicht ſehen wollte, Hrn. v. Vincke nicht wie 
ſeine Brüder zur Tafel zog, und ſich gegen die Bielefelder Deputation ſehr 
ungnädig über das Verhalten ihres Deputirten, Hrn. Delius, aus ſprach. 
Noch deutlicher läßt der König ſeine Meinung über die liberale Fraktion 
des Landtages und namentlich über die 138 in einem Schreiben hervor⸗ 
treten, mit welchem er eine Adreſſe von etwa 40 Mitgliedern der Ritter⸗ 
ſchaft der Mark Brandenburg beantwortete. Das politiſche Bewußtſein 
kurbrandenburgiſcher Ritterſchaft ſpricht ſich unverholen in dieſer Adreſſe 
aus. Die Ritterſchaft fühlt ſich „durch den traurigen Gang der Verhand⸗ 
lungen des Vereinigten Landtages veranlaßt, Sr. Majeſtät ihre unverän⸗ 
derlichen Geſinnungen der Treue und Ergebenheit auszuſprechen.“ „Die 
Majorität des Vereinigten Landtages, durch wenige Wortführer 
verleitet, hat, ſtatt des Dankes für die Verordnungen vom 3. Febr., 
ſogleich, als kaum die warnende, väterliche Stimme Sr. Majeſtät verklun⸗ 
gen war, mit kleinlichen und ſophiſtiſchen Künſten gegen die 
Verordnungen angekämpft,“ Die Majorität hat „gegen eine geſunde all⸗ 
gemeine Beurtheilung“ und „gegen die Ueberzeugung der ausgezeichnetſten 
Rechtslehrer“ behauptet, dieſe Verordnungen „ſtritten gegen die durch die 
Edikte von 1815 und 1820 anerkannten und begründeten Rechte des Lan⸗ 
des.“ „Sie hat ſich von dieſem falſchen Standpunkte aus erkühnt, die 
wohlthätigſten Vorlagen zu bemängeln und abzuweiſen; ſie hat ſich abge⸗ 
müht, nichtige und unfruchtbare Proteſte und Petitionen ſelbſt gegen die 
Grundlagen der Verfaſſung zuſammenzubringen.“ Die brandenburgiſche 
Ritterſchaft erkennt in den Verordnungen vom 3. Febr. „keine Verkümme⸗ 
rung der früheren Rechte, ſondern eine weſentliche Erweiterung derſelben.“ 
„Und doch will jetzt ein neues Geſchlecht beweiſen, daß die Verordnungen 
von 1815 und 1820 unſere einzige, durch unſere Leiſtungen in den Frei⸗ 
heitskriegen verdiente Rechtsbaſts wären und daß Ew. Majeſtät uns dieſe 
verkümmern wollten.“ Die Ritterſchaft weiß aber ſehr wohl, „wenn eine 
jüngere Generation auch das Gegentheil zu behaubten wagt,“ „daß ſie 
und ihre Väter nur aus begeiſterter Liebe zu ihrer zerſtörten Unabhängig⸗ 
keit und aus angeſtammter Treue und Ergebenheit für das königl. Haus, 
nicht aber um ihrem theuern Könige Rechte und Verheißungen abzudrän⸗ 
gen, ſchaarenweiſe in den Krieg gezogen iſt.“ Die Ritterſchaft dankt „für 
den blühenden Zuſtand des Landes und der Finanzen, wie ſie ihn aus 
den Vorlagen der Miniſter kennen gelernt hat.“ Sie will durchaus nicht, 
„daß eine zweite Vorſehung die alte heilige Treue, oder daß der Wille 
fal Majoritäten das väterliche Regiment der angeſtammten Könige erſetzen 
o „u 

Die Adreſſe kurbrandenburgiſcher Ritterſchaft wurde gnädig aufgenom⸗ 
men; hier iſt die Antwort des Königs: 

„Es hat Meinem Herzen ungemein wohl gethan, in Ihrer Eingabe 
vom 26. Juni d. J. den Ausdruck eines alt angeſtammten, echt preußi⸗ 
ſchen Geiſtes zu finden, im Gegenſatze zu einem andern Geiſte, der der 
Geſchichte unſeres Vaterlandes nicht angehörte, und welcher ſich allerdings, 
doch nicht, wie Sie beſorgen, in der Majorität, ſondern nur in einer 
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Fraktion des letzten Vereinigten Landtages kund gegeben hat. Der vers 
hältnißmäßig geringe Widerſtand, den jener Geiſt in Wort und Rede in 
dem Schooße der Ständeverſammlung ſelbſt erfahren hat, hat Mich aber 
nicht irre gemacht über den Widerſpruch in That und Wahrheit, den er in 
den Herzen der großen Mehrheit Meiner getreuen Stände in und außer 
dem Verſammlungsſaale fand, und ſtört meine Zuverſicht nicht, daß der 
Geiſt des alten deutſchen Lebens auch lernen wird, mit der Waffe des 
Worts zu kämpfen gegen den der Zeittheorien. Mein Vertrauen zu Mei⸗ 
nem Volk und zu den Ständen Meines Landes ſteht ſo feſt nach der letz⸗ 
ten Ständeverſammlung, als vor derſelben, ja es ſteht in Wahrheit noch 
feſter, weil Ihre, Mir erfreuliche Eingabe nicht die einzige ſchöne Frucht 
iſt, die Ich davon ſchon heute erkenne. Sie haben es wahr und edel aus⸗ 
geſprochen, daß der Sinn, der Sie und Ihre Väter ſchaarenweiſe in den 
Kampf für das Vaterland und Ihr Königshaus geführt, etwas ganz An⸗ 
deres war, als das Streben nach erhöhten Rechten, daß Sie jenem edle⸗ 
ren Drange eben in einer Zeit folgten, da manche Veranlaſſung vorhanden 
geweſen wäre, ſich auf alte, verbriefte Rechte zu berufen, wenn Sie es ge⸗ 
wollt hätten, und Sie haben es eben ſo währ und treu bekannt, daß eine 
ſolche Veranlaſſung jetzt nicht beſteht und Sie mehr empfangen haben, als 
Sie zu fordern befugt waren. Daß Mein Volk dies Bewußtſein theilt, 
iſt der einzige Lohn, nach welchem Ich für Mein Geſchenk verlangt habe, 
und Ich danke Ihnen von Herzen dafür, daß Sie ihn Ihrer Seits Mir 
haben darbringen wollen. Sansſouei, 6. Auguſt 1847. Friedrich 
Wilhelm.“ 

Wir müſſen fürchten, den Eindruck dieſer königlichen Antwort zu ſtö⸗ 
ren, wenn wir auch nur ein Wort zur Erläuterung hinzufügen wollten. 
Aus leicht begreiflichen Gründen müſſen wir es uns aber auch verſagen, 
unſern Leſern mitzutheilen, was die Demokraten über die Haltung des 
Landtages, namentlich über die letzten Vorgänge, ſagen, wie weit ihre Er⸗ 
wartungen und Hoffnungen erfüllt oder getäuſcht ſind. Nur einzelner cha⸗ 
rakteriſtiſcher Vorfälle wollen wir noch kurz erwähnen. Wir erzählten ſchon 
im vorigen Hefte, daß mehrere von den 138 Deputirten gegen den Poli⸗ 
zeipräſidenten von Königsberg, Hrn. Lauterbach, eine Injurienklage ange⸗ 
ſtellt hätten. Dieſer Herr hatte ſie nämlich in einer Geſellſchaft als „hoch⸗ 
verrätheriſche Schurken“ bezeichnet. Da ſich das in einer Geſellſchaft 
zutrug, ſo wird wohl der amtliche Charakter des Hrn. Lauterbach ihn nicht 
vor der Verantwortlichkeit ſchützen. Hätte er ſich aber dieſer Ausdrücke in 
einem amtlichen Berichte bedient, ſo wäre der Erfolg der Klage ſehr 
zweifelhaft. Der Landrath von Beckum, Graf Meerveldt, hatte einmal 
eine Denunziation gegen mich eingereicht und in derſelben mich und die 
Herren, in deren Geſellſchaft ich mich befand, bald als „hochverrätheriſche 
Klique,“ bald als „Rotte von Böſewichtern“ qualifizirt. Obgleich ſich die 
Denunziation als eine total falſche, das angebliche Faktum als rein aus 
der Luft gegriffen erwies, iſt es mir doch nicht gelungen, den Hrn. Gra⸗ 
fen wegen dieſer Schimpfreden vor Gericht zu ziehen, weil dazu nach dem 
Geſetz vom 29. März 1844 die Einwilligung ſeiner vorgeſetzten Behörde 
nöthig war. Dieſe aber konnte ich nicht erlangen, weil die Behörde in 
dieſen in einem Bericht enthaltenen Ausdrücken keine Injurie erkennen 
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konnte. Der Hr. Lauterbach iſt übrigens derſelbe, gegen welchen der Mas 
giſtrat von Königsberg eine Beſchwerde eingereicht hat, weil er bei ei⸗ 
ner Feuersbrunſt der Löſchmannſchaft das Arbeiten wäh⸗ 
rend des Gottesdienſtes unterſagte; dieſe aber kehrte ſich zum 
Glück nicht an ſein Verbot. — 

Der Abg. der ſchleſiſchen Stadt Wohlau, Hr. Bauch, hatte bei ſei⸗ 
ner Heimkehr längere Zeit vergebens erwartet, daß ihm ſeine Wähler ein 
Feſteſſen geben würden. Eingedenk des Grundſatzes Mahomed's, der zum 
Berge hin ging, als dieſer nicht zu ihm kam, lud er endlich ſeine Wäh⸗ 
ler zu dem erſehnten Eſſen. Man aß und trank und als Niemand Hrn. 
Bauch einen Toaſt brachte, fing er ſelbſt an zu reden und heftig gegen die 
138 loszuziehen. Alsbald verlor ſich ein Gaſt nach dem anderen; nur 
vier blieben bis zum Morgen bei ihm und ſchworen ihm ewige Freund⸗ 
ſchaft, Wiedererwählung und was man fonft in ſolchen ſeligen Augen- 
blicken zu verſprechen pflegt. Weil nun aber die Anderen einen anderen 
Kandidaten aufſtellten, hießen die beiden Parteien von Stund an Bäuche 
und Köpfe. 

Dem Vernehmen nach ſollen die Aus ſchüſſe im November zuſam⸗ 
men berufen werden; man wird ihnen zunächſt das neue Strafgeſetzbuch 
zur ſchließlichen Reviſton vorlegen, da man auf die Einſprache der Rhein⸗ 
länder und Anderer, die nochmalige Prüfung des Entwurfes durch die 
Provinziallandtage verlangen, keine Rückſicht nehmen wird. Der rheiniſche 
Prov. Landtag hatte bekanntlich die detaillirte Berathung des Entwurfes 
abgelehnt, weil er zu ſehr von ihren Inſtitutionen abweiche, und um Vor⸗ 
lage eines neuen mehr mit ihrem Rechtsverfahren harmonirenden gebeten. 
(Hierbei mag bemerkt werden, daß man neuerdings mehrfach die Einfüh⸗ 
rung von Schöffen d. h. von nicht juriſtiſchen Beiſitzern der Kriminal⸗ 
gerichte als nahe bevorſtehend verkündigte. Oeffentlichkeit, Mündlichkeit 
und Anklageprozeß haben wir bereits im Kriminalverfahren; der ſtrikte ju⸗ 
riſtiſche Beweis iſt aufgehoben. Die nach ſubjektiver Ueberzeugung urthei⸗ 
lenden Richter ſind zwar noch lange keine Geſchworene; aber dieſe Schöffen 
ſind doch eine neue Annäherung an die Jury.) Die Regierung iſt nun 
der Anſicht, daß durch jene Vorlage ihre Pflicht erfüllt ſei, daß der rhei⸗ 
niſche Prov. Landtag durch jene Ablehnung ſich des Rechtes weiterer Prü⸗ 
fung begeben hätte. Man iſt auf das Verhalten der Ausſchüſſe ſehr ge⸗ 
ſpannt, namentlich wenn demſelben Geſchäfte überwieſen werden ſollten, 
welche nach der Anſicht der Majorität des Landtages nur vom Landtage 
ſelbſt erledigt werden können. Der Landtagsabſchied nimmt, wie wir ſa⸗ 
hen, für die Ausſchüſſe alle Rechte in Anſpruch, welche ihnen in dem Pa⸗ 
tent vom 3. Febr. c. zugeſprochen find und die Majorität des Landtages 
hat in Folge der Proteſte und Wahlverweigerungen in den Ausſchüſſen 
ſchwerlich die Majorität. — 

Neben dieſen ſtändiſchen Angelegenheiten find die religiöſen Verwicke⸗ 
lungen wieder bedeutend in den Vordergrund getreten. Die Regierung 
will die religibſen Parteien in zwei ſcharf geſonderte Haufen bringen, hier 
die Anhänger der ſanktionirten evangeliſchen Landeskirche, 
dort die nur geduldeten Diſſidenten. Wislicenus hat den entſchei⸗ 
denden Schritt gethan und ſich offen von der Kirche losgeſagt, was ſogar 
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ſehr rechtgläubige Organe lobend erwähnen. Die freie Gemeinde zu Kö⸗ 
nigsberg unter Rupp und Detroit, die ſächſiſchen Lichtfreunde unter Uhlich, 
Baltzer u. a. weigerten ſich dagegen, ihren Austritt aus der evangeliſchen 
Kirche, wie das die Regierung verlangte, zu erklären. Wenn ſie auch, 
ſagten ſie, gegen den Begriff der Landeskirche, gegen ein zu Recht beſte⸗ 
hendes Kirchenregiment, in deſſen Namen das „Konſiſtorium handelte, pro⸗ 
teſtirten, ſo hätten ſie doch keinesweges aufgehört, evangeliſche Chriſten zu 
ſein. Die Kinder derer, welche ihren Austritt nicht ausdrücklich erklären, 
ſollen von Amts wegen nach dem Ritus der Landeskirche getauft werden; 
es ſollen ihnen laut Cab. Ord. vom 23. Febr. 1802 (als Kindern von 
Wahnſinnigen) Vormünder beſtellt werden, damit ſie nicht durch Verſäu⸗ 
mung der Taufe des Rechts, der chriſtlichen Kirche anzugehören, verluſtig 
gehen. In merkwürdigem Kontraſt mit dieſer Maaßregel ſteht das Ver⸗ 
fahren gegen den Oberlehrer Sauter in Königsberg. Dieſer, der früher 
zur freien Gemeinde gehörte, ſpäter aber zurücktrat, ſoll beweiſen, daß er 
noch der Landeskirche angehört, widrigenfalls er fein Lehreramt verlieren fol, 
Es iſt nämlich eine Verordnung erlaſſen, daß die aus der anerkannten Lan⸗ 
deskirche Ausgetretenen hinführo keine Schullehrer mehr ſein können; davon 
ausgenommen find nur die (ebenfalls nicht zur Landeskirche gehörigen) 
Altlutheraner, ſofern ſie der Regierung keinen Grund zur Beſchwerde, den 
Gemeinden durch Unterricht und ſonſtiges Verhalten keinen Anſtoß geben. 
Es iſt ſchwer oder unmöglich, dieſe Anſichten in Einklang zu bringen. 
Die freie Gemeinde ſoll als zur Landeskirche gehörig angeſehen werden, 
falls ſie nicht ausdrücklich ihren Austritt erklärt; Sauter dagegen, der von 
der freien Gemeinde zurücktrat, der eine ſolche Erklärung nie gegeben hat, 
ſoll beweiſen, daß er noch zur Landeskirche gehört! 

Die Regierung verfolgte konſequent ihren Grundſatz: Gehorſam für 
die Vorſchriften und Anordnungen der durch die Konſiſtorien vertretenen 
Landeskirche, unbedingten Glauben an die von ihr ſanktionirten Dogmen. 
Wer ſich dem nicht fügt, wird aus der Landeskirche ausgeſtoßen. Die 
Amtsentſetzung Detroit's meldete ich ſchon. Nachher wurde Baltzer zu 
Naumburg von dem magdeburger Konſiſtorium abgeſetzt „wegen Verletzung 
der für Lehre und Liturgie in der Landeskirche beſtehenden Ordnung;“ Er 
hielt nämlich das ſ. g. apoſtoliſche Glaubens bekenntniß mit der perſönlichen 
Himmel⸗ und Höllenfahrt Chriſti nicht für bindend. Endlich wurde auch 
gegen den „milden“ Uhlich eine Disziplinarunterſuchung eingeleitet, um zu 
erforſchen, ob er Lehre und Liturgie ſo verletzt habe, daß er vom Amte 
entfernt werden müſſe. Er wollte ſich dem Konſiſtorium nicht ſtellen, wurde 
ſuspendirt und die Amtsentſetzung wird nicht lange auf ſich warten laſſen. 
Die Bekanntmachung der Suspenſion zu Magdeburg verſchob man, bis 
Uhlich vom Guſtav⸗Adolphs⸗Verein zu Darmſtadt und die Garniſon von 
ihren Feldmanövern im Harze zurückgekehrt war. Uhlich proteſtirt gegen 
die Amtsentſetzung; „er hat ſolcher Gewalt keine Gewalt entgegen zu ſetzen, 
möchte es auch nicht, wenn er ſie hätte; er beruft ſich auf ſeine Gemeinde, 
auf die evangeliſche Kirche im Lande, in Deutſchland; er iſt ſich ſeinem 
guten proteſtantiſchen und evangeliſchen Rechte nach bewußt, nach wie vor 
Prediger der Katharinen⸗Gemeinde zu Magdeburg zu ſein.“ Das wird 
er auch wohl bleiben; denn es iſt vorauszuſehen, daß der bei weitem 
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größte Theil der Gemeinde, wenn nicht die ganze, mit ihm die Landes⸗ 
kirche verlaſſen wird. Die Magdeburger haben ihn in einem unabſehbaren 
Zuge von vielen tauſend Menſchen eingeholt; ſein Einzug hätte dem O'Con⸗ 
nell's zu Dublin geglichen, ſchreiben ſächſiſche Blätter, welche bei ihrem 
Enthuſiasmus für die religiöſe Bewegung den Mund wohl etwas voll 
nehmen, wie ſich denn überhaubt Sachſen (nach Bruno Bauer) ſtets für 
die anderswo ſchon abgelebten Kulturſtufen zu begeiſtern pflegt. Etwas 
komiſch kommt hinter dieſen Berichten von Ühlich's triumphatoriſchen Ein⸗ 
zuge die idylliſche Notiz, daß ihm „die Jungfrauen aus den Abendſtun⸗ 
den“ als Zeichen der Liebe, Verehrung und Dankbarkeit eine ſilberne Zucker⸗ 
ſchale nebſt einem Dutzend dito Zuckerlöffel überreicht haben. — 

Was wird nun geſchehen? Die verſchiedenen Fraktionen der prote⸗ 
ſtantiſchen Diſſidenten unter Rupp, Baltzer und Wislicenus haben kürzlich 
zu Halle einen großen Kongreß gehalten. Man hat die Anſichten gegen⸗ 
ſeitig ausgetauſcht und was das Beſte iſt, man hat ſich der Formulirung 
eines beſtimmten Glaubensbekenntniſſes, der Feſtſetzung von Dogmen durch⸗ 
aus enthalten; man hat ſich dahin verſtändigt, daß die Läuterung, Ent⸗ 
wickelung reſp. Verſchmelzung der verſchiedenen Lehren, Anſichten und Mei⸗ 
nungen ruhig der Zeit überlaſſen werden müßten. Die Lichtfreunde (Uhlich, 
Schwetſchke) ſcheinen zwar noch nicht recht Luſt zu haben, ſich Wislicenus 
anzuſchließen, welcher bekanntlich die kirchlichen Formen und Ceremonien 
als etwas Unweſentliches, Jedem zu Ueberlaſſendes anſieht, und deſſen Ge⸗ 
meinde ſich nicht für eine ſpeziſiſch chriftliche ausgibt. Aber die Deutſchkatho⸗ 
liken von Halle haben ſchon ihren Beitritt zu dem von den Lichtfreunden 
erlaſſenen Programme erklärt. Ich bin immer der Anſicht geweſen, daß 
alle dieſe verſchiedenen Ströme der religiöſen Bewegung in ein Bett zu⸗ 
ſammen fließen werden und es iſt mir nicht zweifelhaft, daß die formloſe, 
humaniſtiſche, jeder individuellen Ueberzeugung Raum gebende Verfaſſung 
der Wislicenus'ſchen Gemeinde, welche täglich mehr einen ſozialen und 
politiſchen Grund und Boden zu gewinnen ſtrebt, der Endpunkt der ge⸗ 
genwärtigen Bewegung ſein werde. Die angeführten Maaßregeln der Re⸗ 
gierung drängen mächtig zu dieſem Zuſammenſtrömen hin — und die Zeit, 
wo theologiſche Querköpfe über einzelne Dogmen Hader und blutigen Streit 
zu erregen vermochten, liegt hoffentlich hinter uns. — 

Das religiöſe Element durchdringt bei uns noch alle offiziellen For⸗ 
men und Erſcheinungen des Staatslebens und tritt oft bedenklich in den 
Vordergrund. Wir wollen nicht nochmals auf den oft kritiſirten, auch von 
dem Landtage entſchieden verworfenen Begriff eines „chriftlichen,“ ſpeziſiſch 
von anderen unterſchiedenen Staates zurückkommen, ſondern nur anführen, 
daß das Urtheil des Königsberger Gerichts, welches die Ehe des jüdiſchen 
Dr. Falkſon mit einer Chriſtin für ungültig erklärte, ſich in ſeinen Grün⸗ 
den durchweg auf Ausſprüche der Bibel ſtützte und überreich mit Bibel⸗ 
ſprüchen verziert war. Der Verfaſſer des Urtheils iſt der Obergerichts⸗ 
rath Förſter. — Die berliner „Hoffnungs ſchaar,“ von der ich im vorigen 
Hefte ſprach, hat ein ganz anderes Ende genommen, als die gottſeligen 
Stifter, die frommen Mäßigkeitsvereinler, es erwarten mochten. Die Bu⸗ 
ben, die eben nur durch die kindiſche Luſt an dem militairiſchen Aeußern 
herbeigelockt waren, zeigten bei den ihnen gewordenen Ermahnungen zur 
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Mäßigkeit keinesweges die erforderliche Andacht und Zerknirrſchung, ſondern 
legten vielmehr ihren weltlichen Sinn deutlich durch unmäßiges Jubiliren, 
Mützenwerfen und Hurrahſchreien an den Tag. Auch behielten die Eltern 
die meiſten zurück, ſobald ſie merkten, worauf es eigentlich abgeſehen ſei. 
Das blaſirte, ſpottſüchtige, ſtets zu ſchlechten Witzen und boshaften Kritte⸗ 
leien geneigte Berliner Volk bietet keinen Boden dar für pietiſtiſche Be⸗ 
ſtrebungen; fromme Demuth, gottfelige Entſagung — dazu greift der Ber⸗ 
liner erſt, wenn alle Stricke geriſſen ſind. — 

Durch die in dem Landtagsabſchiede zugeſtandene Oeffentlichkeit der 
Sitzungen der Stadtverordneten muß das Kommunalleben einen neuen Auf⸗ 
ſchwung nehmen. Es wird allerdings bis zur allgemeinen Einführung die⸗ 
ſer Oeffentlichkeit noch einige Zeit vergehen, weil man erſt für paſſende 
Lokale ſorgen und zudem noch die Einwilligung der Regierung einholen 
muß, wenn das Kollegium der Stadtverordneten ſich für öffentliche Sitzun⸗ 
gen entſchieden hat. Auch werden gewiß noch manche Städte keinen Ge⸗ 
brauch von dieſer Oeffentlichkeit machen. Man muß ſich an Alles erſt ge⸗ 
wöhnen, und ſeit die Oeffentlichkeit vor der Thür ſteht, iſt Manchem, der 
früher in Hoffnung der Nichtgewährung in den allgemeinen Ruf mit ein⸗ 
ſtimmte, das gemüthliche deutſche Herz geſunken und mit Bangigkeit und 
ſchweren Sorgen erfüllt. Der alte deutſche Zopf, die Geheimnißkrämerei, 
die Scheu vor der friſchen Luft des öffentlichen Lebens reckt ſich mancher 
Orten wieder mächtig empor. — In Berlin wurde in einem auf die Wahl 
des Hrn. v. Raumer zum Stadtverordneten bezüglichen königl. Reſkript die 
Wahl der HH. Nauwerk und Behrends zu demſelben Poſten als eine 
„mißliebige“ bezeichnet. Die Betroffenen beabſichtigen eine Erklärung ge⸗ 
gen dieſe Bezeichnung; es wird nur unter den gegenwärtigen Preßverhält⸗ 
niſſen ſchwer ſein, die zuläſſige Form dafür zu finden. — Die Berliner 
Kaufmannſchaft hat die Bildung eines Handelsgerichtes abgelehnt, weil 
ſich Niemand fände, der die (unbeſoldete) Stelle eines 
Handelsrichters übernehmen wolle. Sie hat ſich dadurch ein 
klägliches Armuthszeugniß ausgeſtellt und verdient aufs ſchärfſte deßhalb 
gegeißelt zu werden. Es iſt kläglich genug, daß ſich in einer zahlreichen, 
wohlhabenden Kaufmannſchaft Niemand findet, der gemeinnützig genug iſt, 
um der Allgemeinheit einen Theil ſeiner Zeit und ſeiner Arbeit zu weihen. 
Wenn das aber einmal ſo war, ſo mußte die Kaufmannſchaft für Beſol⸗ 
dung dieſer Stelle ſorgen. Daß ſie, um dieſe Ausgabe zu vermeiden, lie⸗ 
ber einen großen und wichtigen Schritt zum Selfgovernment, zur eigenen 
zeitgemäßen Handhabung der Juſtiz unterließ, das beweiſ't eben, daß ihr 
Verſtändniß der Anforderungen der Zeit und ihrer eigenen Intereſſen noch 
auf einer ſehr niedrigen, kindiſch bewußtloſen Stufe ſteht. Freie Inſtitu⸗ 
tionen laſſen ſich nicht beliebig einführen; fie müſſen vom Volke erſtrebt, 
errungen und getragen werden. Daß ſie auf dem Papier ſtehen, hilft zu 
Nichts, wenn das Volk ihnen nicht Lebenskraft einhaucht, ſo vermodern 
und vergilben fie mit den Papieren. — ö 

Der Buchhändler Springer zu Berlin iſt wegen einer unter ſächſiſcher 
Cenſur gedruckten buchhändleriſchen Anzeige von einem Buche Oppenheim's 
über Preußen in II. Inſtanz vom Kammergerichte zu 3 Monat Feſtung 
verurtheilt. Der Staatsanwalt hatte gegen das freiſprechende Urtheil ers 
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ſter Inſtanz appellirt; die Richter hatten ihn freigeſprochen, weil die aus⸗ 
wärtige Cenſur nach ihrer Anſicht von deutſchem Bundesrecht den Autor 
gegen alle Anſprüche des Staates ſchützte, wie ja dieſelbe Anſicht bei vie⸗ 
len preußiſchen Gerichten in Preßprozeſſen maaßgebend geweſen iſt. Die 
Richter II. Inſtanz haben aber die Deklaration vom 8. April, welche die 
auswärtige Cenſur für nicht ſchützend erklärt, (ein neuer Bei⸗ 
trag zur deutſchen Einheit!) ihrer Verurtheilung zu Grunde gelegt. Früher 
wurden politiſche Prozeſſe im II. Senat des Kammergerichts faſt immer 
milder beurtheilt, als im erſten, wie ſich das namentlich glänzend bei Ja⸗ 
cobi's Freiſprechung bewies. Früher ſaß der ganze Senat mit dem Prä⸗ 
ſidenten an der Spitze zu Gericht und das Urtheil mußte auf juriſtiſche 
Beweiſe geſtützt ſein. Jetzt iſt der Senat in einzelne Abtheilungen getheilt 
und dieſe ſind vielfach mit jungen Aſſeſſoren beſetzt, welche natürlich eine 
Carrière machen wollen. Jetzt wird nicht mehr der juriſtiſche Beweis ge⸗ 
fordert, ſondern der Richter urtheilt, wie ein Geſchworener, nach ſeiner 
ſubjektiven Ueberzeugung; bei einem politiſchen Prozeß läßt ſich aber 
unter ſolchen Umſtänden von dem Votum auf die politiſche Geſinnung 
des Votirenden ſchließen. Das erklärt Manches; das iſt einer von den 
Uebelſtänden, der die Uebertragung der Funktionen von Geſchworenen an 
die vom Staat angeſtellten, beſoldeten und abhängigen Richter ſo bedenklich 
macht. Nicht Jeder hat den Muth, unerſchütterlich trotz alledem und alle⸗ 
dem zu ſeiner Ueberzeugung zu ſtehen; die materiellen Bedürfniſſe des Le⸗ 
bens, die Familie haben da oft eine nur zu gewichtige Stimme. — Ueber 
die Behandlung der wegen Preßvergehen mit Feſtungsarreſt beſtraften 
Schriftſteller Edgar Bauer in Magdeburg und Dr. Dronke in Weſel wer⸗ 
den allerlei Klagen laut. Man hat ihre Haft nach und nach immer mehr 
verſchärft; bei Bauer ſcheint das auf Requiſition der Polizei geſchehen zu 
ſein. Anfangs durfte er frei ſchriftſtellern, nachdem er ſein Ehrenwort ge⸗ 
geben, Nichts Beleidigendes gegen den preußiſchen Staat, ſeine Beamten 
und die Religion ſchreiben zu wollen; nachher unterwarf man ihn der 
Vorcenſur der Kommandantur, welche über die Zuläſſigkeit oder Unzuläſſig⸗ 
keit ſeiner Arbeiten entſchied; ſpäter erklärte dieſe bei Vorlegung eines 
neuen Aufſaßes, ſie müſſe erſt höheren Ortes anfragen und endlich wurde 
Bauer alles Schriftſtellern verboten. Ebenſo wurde ihm nach und nach 
die Erlaubniß, die Buchhandlungen und die Stadt zu beſuchen, wie es 
ſcheint auf Bericht des Polizeidirektors v. Kamptz entzogen; er wurde auf 
die Citadelle, auf gewiſſe Freiſtunden beſchränkt, mußte aus einer Woh⸗ 
nung bei einem Feſtungsbeamten in eine Kaſematte ziehen, kam aus der 
zweiten Klaſſe der Gefangenen in die erſte, durfte den Beſuch von Mag⸗ 
deburgern gar nicht und von Anderen nur ſelten und auf kurze Zeit an⸗ 
nehmen u. ſ. w. Ebenſo beſchränkte man Dronke nach und nach auf we⸗ 
nige Freiſtunden und ließ ebenfalls keinen Beſuch zu, weil er, wie der 
Kommandant ſagte, erſt „militairiſchen Gehorſam“ lernen müſſe. Alles 
das liegt aber nicht in dem Begriff des Feſtungsarreſtes, der die mildeſte 
Form der Haft ſein ſoll. Zudem muß doch feſtgeſtellt ſein, mit welchen 
Beſchränkungen er eigentlich verbunden ſein muß. Wie kann nun aber 
die Kommandantur oder das Feſtungs⸗Gouvernement, welches den Gefan⸗ 
genen nur bewahren ſoll, bald den Arreſt und alſo die Strafe mildern, 
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bald verſchärfen? Sie Tann, kein Urtheil ſprechen und doch publizirt fie 
in jeder Milderung oder Schärfung ein neues Urtheil. Wenn man über 
die Art und Weiſe des Feſtungsarreſtes zweifelhaft iſt, fo ſollte doch min⸗ 
deſtens das erkennende Gericht die Entſcheidung über den anzuwendenden 
Grad von Härte oder Milde haben. — 

Der Polenprozeß geht ſeinen Gang fort; die Verhandlungen ſind 
aber fo monoton, weil die Anklagen fo gleichlautend find, daß das Pub⸗ 
likum alles Intereſſe daran verloren hat. Je mehr die Pläne und Ab⸗ 
ſichten der Verſchworenen klar zu Tage liegen, deſto erbitterter ſind die 
Polen mit Recht über die früher von einem großen Theil der deutſchen 
Preſſe „aus ſicherer Quelle“ mitgetheilten Nachrichten von Vergiftungen 
und meuchleriſchen Metzeleien en gros. Auch reizt es ſie natürlich, daß 
man wegen der Seelenmeſſen für den erſchoſſenen Emiſſär Babinski⸗Bo⸗ 
guslawski noch immer die Unterſuchung gegen Damen fortführt, daß man 
ein junges Mädchen, weil ſie einen Zeugeneid in dieſer Sache weigert, 
noch immer gefangen hält, daß man ein Kind von 12 Jahren aus der 
Louiſenanſtalt weggeſchickt hat. Hat doch ſogar die öſterreichiſche Regie⸗ 
rung die Meſſen für Wisniewski nicht geſtört! Die Beleuchtung, welche 
die Vertheidiger der Wirkſamkeit des bekannten Hrn. Dunker bei der Vor⸗ 
unterſuchung angedeihen ließen, kompromittirte denſelben etwas ſtark in den 
Augen des Publikums, machte wenigſtens ſeine Stellung nicht beneidenswerth. 
Jetzt iſt ihm aber durch ein Schreiben der Miniſter v. Bodelſchwingh und 
Uhden benachrichtigt, daß man höchſten Orts mit feinen Leiſtungen in der 
Polenangelegenheit ſehr zufrieden ſei. — Bei dem Grafen Reichenbach 
hielt man kürzlich auf die Ausſage eines fortgejagten Kutſchers hin eine 
Hausſuchung nach einem polniſchen Emiſſär, fand aber Niemand. Rei⸗ 
chenbach proteſtirte gegen die Verletzung der bei Hausſuchungen vorgeſchrie⸗ 
benen Formen; zugleich wollte er eine Bitte an ſeine Freunde drucken 
laſſen, ſich bei etwaigen Beſuchen ja mit Päſſen zu verſehen, weil der 
Landrath den Auftrag habe, bei ihm jede nicht vollſtändig legitimirte Per⸗ 
ſon zu verhaften; die Cenſur ſtrich dieſe Annonce. — Der wegen der 
„Hirſchberger Verſchwörung“ in beiden Inſtanzen zum Tode (l) verur⸗ 
theilte Tiſchler Wurm iſt zu lebenslänglicher Zuchthausſtrafe begnadigt. — 

In Oberſchleſien haben die Arbeitgeber durch die Konkurrenz der Ar⸗ 
beiter unter ſich den Lohn für den Mann auf 2½ — 3 Sgr., für die 
Frau auf 1 — 1½ Sgr. herabgedrückt und finden doch Arbeiter genug, 
denen hungern noch immer angenehmer iſt, als verhungern. — Auf der 
Naturforſcherverſammlung zu Aachen klagte Hr. Jäger aus Stuttgart ſehr 
darüber, daß ſich in Deutſchland keine Stimme erhöbe über die Behand⸗ 
lung der Kinder und der Arbeiter in den Fabriken überhaupt. Aber Hr. 
v. Karnall wies dieſen Vorwurf unter lautem Applaus der Naturforſcher 
mit dem Gemeinplatze zurück, in England möchten allerdings wohl ſchreck⸗ 
liche Dinge vorkommen, in dem glücklichen Deutſchland aber ſei das Dank 
der Vorſorge der Regierungen und der Humanität der Fabrikherrn nicht 
möglich. Sonſt iſt dort Nichts Beſonderes vorgefallen; die ſplendiden 
Feſtmahle — „wenig un gud, was Feines, wiſſen Se, un en Biſſel reich⸗ 
lich! waren wie bis jetzt immer bei dieſen Verſammlungen das Wichtigſte 
und Bemerkenswertheſte. — 

Das Weſtphäl. Dampfb. 47. X. 42 
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Hannover. Die jungen Offiziere, welche ſich vor einiger Zeit zu 
Osnabrück einige Unanſtändigkeiten gegen eine bürgerliche Geſellſchaft von 
Herren und Damen erlaubten, von denen einer einen Bürger, der ihnen 
das verwies, mit dem Säbel über den Kopf hieb, ſind zwar verurtheilt, 
aber auf eine ſehr charakteriſtiſche Weiſe. Der Hauptſchuldige iſt wegen 
Verletzung des Anſtandes aus dem Dienſte entfernt, wegen 
Mißbrauch, nicht doch, wegen unbefugten Gebrauchs der Waffe 
dagegen nur mit 14 Tagen Arreſt beſtraft, obgleich dadurch 
ein Menſchenleben in Gefahr kam. Ein anderer ſollte ebenfalls aus dem 
Dienſte entfernt werden, wurde aber zu 4 Wochen Arreſt begnadigt. Na⸗ 
türlich wird der Uebermuth dieſer Säbelſchlepper immer größer, wenn ſie 
ſehen, wie gelind ihre Juſtiz mit ihnen verfährt; dieſe Nachſicht in allen 
derartigen Fällen muß aber doch am Ende den ruhigſten Philiſter reizen 
und ihn beſtimmen, ſich bei derlei Konflikten nicht mehr auf den Weg Rechtens 
zu verlaſſen, ſondern ſelbſt Repreſſalien zu nehmen. — Dr. Droop, Mit⸗ 
glied der Oppoſition in der Kammer, war zum Stadtrichter in Osnabrück 
gewählt, wurde aber nicht beſtätigt „wegen fortwährenden Verhaltens in 
Landesangelegenheiten.“ Das iſt wenigſtens deutlich. — Im Harz hat ein 
Waldwärter einen armen unbewaffneten Tagelöhner, welcher Baumharz 
ſammelte, ohne Weiteres niedergeſchoſſen, weil er Bewegung, um ſich vor 
der Mündung des Gewehrs zu ſchützen, machte, welche der Waldwärter 
für einen Angriff anſah. Die Unterſuchung wurde eingeleitet; durch 
Spruch der Juſtizkanzlei zu Göttingen iſt der Waldwärter 
völlig freigeſprochen, mit Ehren in fein Amt wieder ein⸗ 
geſetzt und führt nach wie vor ſeine Waffen. So geſchehen 
anno 1847. 

Baiern. Der Landtag iſt eröffnet, nicht vom König in Perſon, 
ſondern vom Prinzen Luitpold; als Präſident iſt der liberale Freiherr v. 
Rotenhan beſtätigt. Der Landtag bezeichnet ſich ſofort durch eine geſchickte 
Wendung nicht als eine „außerordentliche,“ ſondern als „die auf außer- 
ordentliche Veranlaſſung berufene eilfte Ständeverſammlung.“ Dadurch hat 
ſie ſich die Ausübung ſämmtlicher ſtändiſcher Rechte vindizirt, welche 
die Regierung einer außerordentlichen Verſammlung vielleicht beſtrit⸗ 
ten hätte. Sie hat eine Adreſſe an den König erlaſſen, worin ſie ihm 
„für ſeine Linderung der Noth dankt (Hr. Dr. Töpel hat indeſſen im 
„Zollvereinsblatt“ entdeckt, daß die Preſſe ganz allein Schuld iſt an allen 
Brodkrawallen; ſie habe ſo lange über die Noth geſchrieen, bis das Volk 
daran geglaubt hätte und ärgerlich geworden wäre. Ehre dem Hrn. Dr. 
Töpel!) und die neuen Räthe der Krone mit Freude begrüßt 
als Vermittler der in Ausſicht geſtellten Verbeſſerungen in der Geſetzge⸗ 
bung und Verwaltung; fie empfieht Glaubens⸗ und Gewiſſensfreiheit als 
Bürgſchaft für den religiöſen Frieden, Beſeitigung mancher Mängel des 
Wahlgeſetzes, Vervollſtändigung der Beſtimmungen über die Verantwort⸗ 
lichkeit der Miniſter, Trennung der Juſtiz und Verwaltung in den Voll⸗ 
zugsorganen, Oeffentlichkeit und Mündlichkeit der Rechtspflege, Befre ung 
der Preſſe von engherzigen Feſſeln, Umwandlung drückender Laſten des 
Grundeigenthums, Achtung der Lehrfreiheit, Hebung des öffentlichen Un⸗ 
terrichts und der Volksbildung, welches Alles den Ruhm des Königs er⸗ 
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höhen würde.“ Wir werden nun alfo bald erfahren, wiefern das neue, 
mit ſo viel Emphaſe eingeſetzte und begrüßte Miniſterium geſonnen iſt, 
neue Bahnen einzuſchlagen, und welche Haltung die Kammer behaubten 
wird. Vor der Hand hat ſie einen Antrag ihres Sekretairs Stockinger 
auf Erleichterung für die Journaliſten, ſo daß die Verhandlungen und die 
Kritik derſelben nicht unter der Cenſur zu leiden hätten, angenommen; das 
Miniſterium ſtellte übrigens in Abrede, daß dies je der Fall geweſen fei. 
Die Regierung hat zwei wichtige materielle Vorlagen gebracht. Sie ver⸗ 
langt die Ermächtigung, das zu den Eiſenbahnen nöthige Geld zu 4 ſtatt 
zu 3 ½ pCt. anleihen und die Zinſen der mobilifirten Staatsobligationen 
von 3½ auf 4 PCt. erhöhen zu dürfen. Der kritiſche Zuſtand des Geld⸗ 
marktes mag dieſe Maaßregeln unabweislich machen. — 

Sennora Lola iſt nun wirklich zur Gräfin Landsfeld ernannt, obgleich 
manche Cenſoren die Nachricht noch ſtrichen, als ſie ſchon vom Regierungs⸗ 
blatt veröffentlicht war. Ob ſie auch von der Königin den Thereſienorden 
empfangen wird, um bei Hofe erſcheinen zu können, iſt noch zweifelhaft. 
In Folge der den Gemeindebehörden von Bamberg angeſonnenen Abbitte 
bei Lola, wegen des bei ihrer Anweſenheit ſtattgehabten Gaſſenjungentu⸗ 
multes, ſind zwar mehrere Adreſſen an den König ergangen, aber ſämmt⸗ 
lich für den Frevel nicht genügend befunden; 8 oder 12 Mitglieder des 
Gemeinderathes haben aber ihre Unterſchrift geweigert und ihre Entlaſſung 
in kräftigen Worten gegeben. Eine geheime Loyalitätsadreffe wollte keinen 
Anklang finden. 

Der „Nürnberger Kurier“ bringt den Wortlaut einer Anrede, welche 
König Ludwig an den Biſchof Stahl in Würzburg gehalten haben ſoll. 
Derſelbe ſagt: „Den Auflauf in Würzburg (bei Anweſenheit der Lola 
Montez) hat Se. Maj. der ultramontanen Partei daſelbſt auf Rechnung 
geſchrieben und ſich daher gegen den dortigen Biſchof Stahl, der aller⸗ 
dings ein fanatiſcher Anhänger der geſtürzten Regierung iſt, folgender Maßen 
ausgeſprochen: 

„„Der Beſchützer der Kirche (als ſolcher bewies ich mich ihren Wohl⸗ 
thäter; keiner meiner Vorfahren machte aus eigenen Mitteln ſo viele Stif⸗ 
tungen), der wird von der ultrakirchlichen Partei ſo ſchändlich behandelt, 
daß ſie dem Jacobiner nichts übrig läßt. Die dem Papſte feindliche Par⸗ 
tei iſt auch mir. Seit Jahren gingen mir die Augen auf, immer mehr 
und mehr, und ſollten alle hellſehenden um mich her ſich ſchließen, bleiben 
meine offen, ſo lange ich lebe. Wenn irgend Jemand, mir theuer, ein 
Haar gekrümmt wird, werde ich keine Schonung kennen. Ich ſage nicht, 
daß Sie ſchuldig ſind, aber damit Sie es ſagen, vor zwei Zeugen rede 
ich. Wüßte ich, daß Sie ſchuldig ſind, ich würde es Ihnen ſagen. Offen 
und gerade iſt meine Art, und ſo hoffe ich zu ſterben. Ich ſpreche nicht 
von Dankbarkeit und Pflichten gegen den Landesherrn, aber dümmer als 
dumm iſt es, ſich fo zu benehmen.“ 

Fürſtenthum Reuß ⸗Lobenſtein⸗Ebersdorf. Der Fürſt hat 
nachſtehendes Schreiben erlaſſen: ö 

„An die Bewohner der Länder Lobenſtein und Gera. Wo und wie 
kann ich meinen Gefühlen Worte geben bei euer freien volksthümlichen Feier 
im chriſtlich⸗frommen Sinne meines 25jährigen Regierungs⸗Antritts; meinen 
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Dank für fo viele Liebe, für fo viele Beweiſe eurer Anerkennung, ich darf 
wohl ſagen, treuen Strebens und guten Willens, für die rührenden Be⸗ 
weiſe eurer Theilnahme bei langem Leiden im vorigen Jahre! Ich vermag 
es nicht! Traun, das verdien ich nicht! Daher nur dieſe Worte: das 
Andenken an jene Tage verliſcht in meinem Herzen in Ewigkeit nicht, der 
Beſitz dieſer, eurer Geſinnungen, er iſt mein höchſtes, einziges Glück! mein 
höchſter Stolz! Ich tauſche hierin mit keinem Sterblichen! Mein letzter 
Hauch für euch, ihr Lieben! Doch jetzt, ſo Gott will, noch nicht, denn 
ich melde mich ſo weit geſund, daß friſche Kraft mich belebt zur That. „Vol⸗ 
kes Ruf iſt Fürſten Dank, Volkes Lieb iſt Fürſten Lohn, Volkes Stimm 
iſt Fürſten Rath, Volkes Wohl iſt Fürſten Luſt! Heinrich LXXII.“ 

Heſſen⸗Darmſtadt liefert einige lehrreiche und ergötzliche Wahl⸗ 
geſchichten. In Mainz eröffnet der Wahlkommiſſar, Hr. v. Dalwigk, ei⸗ 
nigen angeſehenen Wählern, wenn ſie den Advokaten Zitz zum Deputirten 
wählten, ſo würde die Regierung die Zins-Garantie für die heſſiſche Lud⸗ 
wigsbahn nicht übernehmen, wie Worms auch wegen Gagern's Wahl die 
von beiden Kammern genehmigte Brücke nicht erhalten würde. Trotzdem 
wurden Zitz und Aull gewählt; Hr. v. Gagern wurde ſogar an 3 Orten 
zum Deputirten ernannt. Hr. Georgi dagegen hat dießmal nirgends durch⸗ 
dringen können und wird alſo endlich ſeinen Sitz in der Kammer einbüßen, 
den ihn ganz Deutſchland ſo lange mit Entrüſtung einnehmen ſah. — In 
Oberheſſen haben ſie ſtatt des Bauern Zulauf einen andern Bauern ge⸗ 
wählt, nicht weil ſie mit Zulauf unzufrieden wären oder einen Mann von 
anderer Richtung haben wollten, ſondern aus dem naiven Grunde, „daß 
auch einmal ein Anderer von den Diäten profitiren ſollte.“ — Die Ver⸗ 
ſammlung des Guſtav⸗Adolph⸗Vereins zu Darmſtadt hat zu ihrer großen 
Freude und Befriedigung die Rupp'ſche Angelegenheit durch einen ſo ver⸗ 
wickelten und komplizirten Beſchluß „erledigt,“ daß Niemand daraus klug 
werden kann und daß ſich alſo eine reiche Quelle zu neuen Erklärungen 
dieſes Beſchluſſes und folglich zu neuen Streitigkeiten eröffnet. — 

Baden. Die demokratiſche Partei hat ein kräftiges Lebenszeichen 
von ſich gegeben; ſie hat den vagen Unbeſtimmtheiten des vulgären Libe⸗ 
ralismus gegenüber offen die Forderungen des Volkes auf Wiederherſtellung 
und Entwickelung der badiſchen Verfaſſung ausgeſprochen. In Offenburg 
war eine Verſammlung ausgeſchrieben, zu der ſich gegen 900 Bürger ein⸗ 
fanden. Hecker und Struve waren die Haubtredner des Tages; die libe⸗ 
rale Bourgeoiſie, die Kammeroppoſition hielt ſich fern. Hecker ſprach über 
das Mißverhältniß von Kapital und Arbeit und zeigte in feuriger, Alle 
hinreißender Rede, wie dieſes Mißverhältniß nur durch gerecht vertheilte 
Steuern (Einkommenſteuer), durch Organiſation der Arbeit, durch Begün⸗ 
ſtigung aller Arten von Aſſoziationen nach und nach verſchwinden könne. 
Struve hielt ſich auf dem politiſchen Boden, zeigte, welche Rechte die 
Bundesakte den Deutſchen gewähre, wie die Karlsbader Beſchlüſſe, die 
Bundesbeſchlüſſe von 1832, die Wiener Konferenzbeſchlüſſe mit derſelben 
in Widerſpruch ſtänden und alſo aufgehoben werden müßten. Die Ver⸗ 
ſammlung nahm hierauf einſtimmig folgende Beſchlüſſe als Ausdruck ihrer 
politiſchen Geſinnung an: ich kann mich nicht enthalten, dieſelben voll⸗ 
ſtändig hier einzurücken: 
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Wiederherſtellung unſerer verletzten Verfaſſung. 


Art. 1. Wir verlangen, daß ſich unſere Staatsregierung losſage von 
den Karlsbader Beſchlüſſen vom Jahre 1819, von den Frankfurter Be⸗ 
ſchlüſſen von 1831 und 32 und von den Wiener Beſchlüſſen von 1834. 
Dieſe Beſchlüſſe verletzen gleichmäßig unſere unveräußerlichen Menſchen⸗ 
rechte, wie die deutſche Bundesakte und unſere Landesverfaſſung. 

Art. 2. Wir verlangen Preßfreiheit; das unveräußerliche Recht des 
menſchlichen Geiſtes, ſeine Gedanken unverſtümmelt mitzutheilen, darf uns 
nicht vorenthalten werden. 

Art. 3. Wir verlangen Gewiſſens- und Lehrfreiheit. Die Bezie⸗ 
hungen des Menſchen zu ſeinem Gotte gehören ſeinem innerſten Weſen 
an, und keine äußere Gewalt darf ſich anmaßen, ſie nach ihrem Gutdün⸗ 
ken zu beſtimmen. Jedes Glaubensbekenntniß hat daher Anſpruch auf 
gleiche Berechtigung im Staate. Keine Gewalt dränge ſich mehr zwiſchen 
Lehrer und Lernende; den Unterricht ſcheide keine Konfeſſion. 

Art. 4. Wir verlangen Beeidigung des Militairs auf die Verfaſſung. 
Der Bürger, welchem der Staat die Waffen in die Hand giebt, bekräftige 
gleich den übrigen Bürgern durch einen Eid ſeine Verfaſſungstreue. 

Art. 5. Wir verlangen perſönliche Freiheit. Die Polizei höre auf 
den Bürger zu bevormunden und zu quälen. Das Vereinsrecht, ein fri⸗ 
ſches Gemeindeleben, das Recht des Volkes ſich zu verſammeln und zu re⸗ 
den, das Recht des Einzelnen ſich zu ernähren, ſich zu bewegen, auf dem 
Boden des deutſchen Vaterlandes frei zu verkehren, ſei hinführo ungeſtört. 


II. 
Entwickelung unſerer Verfaſſung. 


Art. 6. Wir verlangen Vertretung des Volkes beim deutſchen Bunde. 
— Den Deutſchen werde ein Vaterland und eine Stimme in deſſen An⸗ 
gelegenheiten; Gerechtigkeit und Freiheit im Innern, eine feſte Stellung 
dem Auslande gegenüber gebühren uns als Nation. 

Art. 7. Wir verlangen eine volksthümliche Wehrverfaſſung. Der 
waffengeübte und bewaffnete Bürger kann allein den Staat ſchützen. Man 
gebe dem Volke Waffen und nehme von ihm die unerſchwingliche Laſt, 
welche die ſtehenden Heere ihm auferlegen. 

Art. 8. Wir verlangen eine gerechte Beſteuerung. — Jeder trage zu 
den Laſten des Staates nach Kräften bei. An die Stelle der bisherigen 
Beſteuerung trete eine progreſſive Einkommenſteuer. 

Art. 9. Wir verlangen, daß die Bildung durch Unterricht Allen zu⸗ 
gänglich werde; die Mittel dazu hat die Geſammtheit in gerechter Ver⸗ 
theilung aufzubringen. N n 

Art. 10. Wir verlangen Ausgleichung des Mißverhältniſſes zwiſchen 
Arbeit und Kapital; die Geſellſchaft iſt ſchuldig die Arbeit zu heben und 
u ſchützen. 

f Art 11. Wir verlangen Geſetze, welche freier Bürger würdig ſind 
und deren Anwendung durch Geſchwornen⸗Gerichte. — Der Bürger werde 
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von dem Bürger gerichtet. Die Gerechtigkeitspflege ſei Sache des Volkes. 

Art. 12. Wir verlangen eine volksthümliche Staatsverwaltung. — 
Das friſche Leben eines Volkes bedarf freier Organe. Nicht aus der 
Schreibſtube laſſen ſich ſeine Kräfte regeln und beſtimmen. An die Stelle 
der Mitregierung der Beamten, trete die Selbſtregierung des Volkes. 

Art. 13. Wir verlangen Abſchaffung aller Vorrechte. — Jedem ſei 
die Achtung freier Mitbürger einziger Vorzug und Lohn. 

Offenburg, den 12. September 1847. 


Dieſe Offenburger Beſchlüſſe, ſo ruhig und entſchieden ausgeſprochen 
und als verfaſſungsmäßige Rechte in Anſpruch genommen, erregten eine 
gewaltige Senſation. Das unfläthige, ſervile, „Mannheimer Morgenblatt“ 
fiel mit ſolchen Schmähungen über Hecker, Struve und Eller her, daß die⸗ 
ſelben ſich genöthigt ſahen, eine Klage wegen Verläumdung und Ehren⸗ 
kränkung gegen daſſelbe zu erheben. Aber auch Hrn. Bekk und feiner li⸗ 
beralen Büreaukratie erregte dieſe wahrhafte Volksverſammlung mit ihrem 
energiſchen Glaubensbekenntniß viel Mißbehagen; Beide lieben vielmehr 
jene „Bürger im engeren Sinne,“ jene „Konſervativ⸗Liberalen,“ jene „wah⸗ 
ren Freunde der Verfaſſung,“ und wie ſie ſich ſonſt unterzeichnen, welche 
ebenfalls eine Wahlverſammlung in Mannheim hielten, aber ganz geheim 
und im Stillen, der Eintritt nur gegen Karten geſtattet. Als daher eine 
neue Verſammlung in Donaueſchingen angeſagt und die Theilnahme Hecker's 
und Struve's an derſelben zugeſichert war, verbot ſie das liberale Mini⸗ 
ſterium Bekk und zog zugleich die Leiter der Offenburger Verſammlung 
zur Unterſuchung, die nun freilich kein anderes Reſultat, als eine Frei⸗ 
ſprechung haben wird. Der Korrespondent der „Köln. Ztg.“ findet das 
Verbot, wenngleich es ihm natürlich ganz gerechtfertigt ſcheint, doch nicht 
klug, weil die Duldung der Offenburger Verſammlung und die ausſchwei⸗ 
fenden Reden daſelbſt ſehr gutes Blut gemacht und die Aktien des Mini⸗ 
ſteriums bedeutend in die Höhe getrieben hätten. Das Miniſterium ſelbſt 
muß doch wohl gegründete Urſache gehabt haben, über dieſen Punkt ande⸗ 
rer Meinung zu ſein. 

Ein Seitenſtück zu dem Offenburger Manifeſt iſt ein Beſchluß des 
Gemeinderaths zu Mannheim; er will die nach den Konfeſſionen getrenn⸗ 
ten Volksſchulen vereinigen und die erweiterten Volksſchulen mit der höhe⸗ 
ren Bürgerſchule zu einem großen Schulkörper, zu einer Realſchule ver⸗ 
ſchmelzen. Dabei ſoll als Grundſatz gelten, daß ein Jeder, dem die Zah⸗ 
lung des Schulgeldes irgend läſtig falle, die Befreiung von demſelben als 
ein Recht zu beanſpruchen habe. Die Allgemeinheit muß dafür ſorgen, 
daß der Arme denſelben Unterricht erhält, wie der Reiche. Obgleich man 
zu dieſer Umgeſtaltung keine Unterſtützung des Staates beanſprucht, ſon⸗ 
dern den nöthigen Zuſchuß (2200 fl.) aus der Stadtkaſſe decken will, ſo 
hege ich doch einige beſcheidene Zweifel an der Genehmigung des Beſchluſ⸗ 
ſes durch das liberale Miniſterium Bekk. 

Das vom Dr. Wirth redigirte „Nationalblatt“ iſt wegen Mangel an 
Abonnenten eingeſchlafen. Alſo Wirth, in den dreißiger Jahren der ge⸗ 
feierte Führer des liberalen Süddeutſchlands, auf dem Hambacher Feſt der 
Repräſentant des deutſchen Radikalismus, ſteht ſo iſolirt, daß er nicht ein⸗ 
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mal die nöthige Theilnahme für fein Blatt findet. Dahin führt immer 
eigenſinniges Feſthalten an einem Standpunkte, über den die Nation als 
einen überwundenen hinwegſchreitet. Ueberhaupt aber hatte der damalige 
Radikalismus gewaltig viele ſchwarz⸗roth⸗goldene chriſtlich⸗germaniſche Ele⸗ 
mente in ſich, und iſt deßhalb bei Vielen, wenn nicht in offenbare Reak⸗ 
tion, doch in einen ordinären, ſteifen Doktrinarismus umgeſchlagen, wie 
bei Hrn. Brüggemann, dem einſt „bluttriefenden“ Redner von Hambach, 
der jetzt die wäſſrige, lauwarme „Köln. Ztg.“ redigirt. 

Der ruſſiſche Thronfolger iſt in Baden⸗Baden geweſen; vorher wur⸗ 
den alle Polen fortgewieſen. 

Schweiz. Ich habe der vorſtehenden Korrespondenz aus Zürich nur 
Weniges hinzuzufügen. Der Knoten ſchürzt ſich immer feſter und die bald 
wieder zuſammentretende Tagſatzung wird ihn durchhauen oder ungelöſ't 
laſſen müſſen. Der energiſche Ausſpruch Furrer's, er halte den Kampf 
mit dem revolutionären Sonderbunde für unvermeidlich und wolle ihn 
durchkämpfen, ſolle er auch ſelbſt darin untergehen, hat in der liberalen 
Schweiz gezündet und der Unentſchiedenheit hoffentlich in allen Kan⸗ 
tonen ein Ende gemacht. Die Großräthe von St. Gallen und Grau⸗ 
bündten haben ſich indeſſen noch nicht ausgeſprochen. Aber auch die Son⸗ 
derbundskantone ſind zum äußerſten Widerſtande entſchloſſen. Die Satra⸗ 
pen von Luzern haben zwar nicht gewagt, die Sonderbundsfrage den Ur⸗ 
verſammlungen vorzulegen. Aber in den Urkantonen, in Schwyz, Uri und 
Zug ſind die Landsgemeinen berufen und haben mit großer Majorität 
Gutheißung der bisherigen Schritte der Regierung, Feſthalten am Sonder- 
bund, Bewilligung der nöthigen Fonds und Organiſation des Landſturmes 
delretirt. Die Liberalen haben zwar in Schwyz und Zug wackeren Wi⸗ 
derſtand geleiſtet, vermochten aber ſelbſt in Zug, welches noch am wenig⸗ 
ſten fanatiſch oder als offenes Land am meiſten für ſeine Exiſtenz beſorgt 
iſt, nur / der Stimmen für ihren Antrag auf Losſagung vom Sonder⸗ 
bund zu gewinnen. In Schwyz dekretirte man zugleich, daß Jeder, der 
den Beſchlüſſen der Landsgemeinde entgegentritt oder fie hämiſch bekrittelt, 
oder wer mit dem Feinde, (d. h. der Eidgenoſſenſchaft) ſympathiſirt, auf's 
ſchärfſte an Leib und Gut geſtraft werden ſoll. Die Liberalen zogen nach 
der Beſchlußnahme ſofort ab; denn in dieſem patriarchaliſch⸗demokratiſchen 
Ländchen pflegen ſolche Landsgemeinden gelegentlich wohl mit einer koloſſa⸗ 
len Prügelei zu enden. Solche kleine Extravaganzen laufen bei einem de⸗ 
mokratiſchen Regimente wohl einmal mit unter. So iſt alſo Alles zum 
Kampfe gerüſtet und wahrſcheinlich werden wir bald die Kanonen in den 
ſtillen Alpenthälern donnern hören. Bern, namentlich das Oberland, iſt 
ſehr kriegeriſch; dort meint man, Ochſenbein müſſe den vorigen Freiſchaa⸗ 
renzug, bei dem ihm ſogar der Vorwurf der Verrätherei gemacht wurde, 
durch einen Sieg oder durch ſeinen Tod auswetzen. Die franzöſiſche Re⸗ 
gierung hält ſich ſehr zweideutig; es wird beſtimmt behaubtet, daß Frank⸗ 
reich den Sonderbund heimlich unterſtütze und Kanonen an Freiburg gelie⸗ 
ert habe. — 

g Holland. Seit Deutſchland ernſtlicher Miene gemacht hat, Re⸗ 
preſſalien gegen Holland, von dem es den größten Theil ſeines Bedarfs 
an Kolonialwaaren (Kaffee, Zucker) bezieht, zu gebrauchen, iſt die hollän⸗ 
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diſche Kaufmannſchaft in ſich gegangen und will ſelbſt bei ihrer Reglerung 
ine Gleichſtellung der Zollvereinsländer mit den begünſtigteſten Nationen 
eantragen; auch ſoll endlich das Flußbett des Rheins verbeſſert werden. 

ankreich. Korruption und Wahlreform, das ſind noch immer 
die Stichwörter des Tages und weder die Ernennung des Hrn. Guizot 
zum Konſeilspräſidenten, was er faktiſch längſt war, noch die des aus dem 
Miniſterium ſcheidenden Soult zum General- Marſchall hat dieſes Thema 
verdrängt, obgleich der Titel General⸗Marſchall als eine Erinnerung an 
den legitimiſtiſchen Titel Connetable böſes Blut genug machte. Während 
Hr. Odilon Barrot und ſeine Freunde an allen Ecken des Landes don⸗ 
nernde Reden über die Verkümmerung der Verfaſſung, die Korruption und 
die Wahlreform halten, wie ſie ſie ſchon ſeit 15 Jahren gehalten haben, 
ſuchen die Journale emſig nach neuen Unterſchleifen und Skandalen. Ue⸗ 
brigens fängt man an, über dieſen Punkt etwas ruhiger zu denken. Als 
neulich der „National“ mit einer Veröffentlichung eines geſetzwidrigen Ver⸗ 
kaufs der Nationalgüter drohte, indem aus den Waldungen der Krone für 
78 Millionen Schiffsbauholz und noch dazu an England verkauft wäre, 
ſagte eine erlauchte Perſon ganz ruhig und naiv: „Was wollen die Leute 
nur? Sie werden doch nicht erwarten, daß wir alle die Verſchönerungen 
von Verſailles aus unſerer eigenen Taſche bezahlen?“ 

Das demokratiſche Journal, die „Reforme,“ beſchwerte ſich neulich 
bitter, daß man in Folge des künſtlichen Tumultes in der Straße St. Ho⸗ 
noré mehrere deutſche Geſellen ausgewieſen hätte. Die „Gazette des Tri⸗ 
buneaux“ antwortet ihr aber mit der größten Unverſchämtheit: „die „Re⸗ 
forme,“ die Freundin der Arbeiter, ſolle doch froh ſein, daß die Regierung 
dieſelben auf dieſe Weiſe von Konkurrenten befreit hätte.“ Ein einiger⸗ 
maßen ſtichhaltiger Grund für ihre Ausweiſung ſcheint alſo nicht vorzu⸗ 
liegen, — und doch nimmt fich die deutſche Diplomatie der Schutzloſen 
durchaus nicht an, läßt ſie ſogar noch von Regierungsjournalen verhöh⸗ 
nen. O deutſche Kraft und Einheit! — 

England. Die Kriſis, welche eben wieder über England und da⸗ 
mit über die ganze handeltreibende Welt hereingebrochen iſt, ſcheint noch 
furchtbarer zu werden, als die vorige. Die älteſten und geachtetſten Häu⸗ 
ſer mit enormen Paſſivis ſtürzen; jeder Tag bringt eine neue Hiobspoſt. 
Die Bank hat ihren Zinsfuß für Anleihen auf Stocks erhöht; die Geld⸗ 
verlegenheit iſt auf's Höchſte geſtiegen. Die Fabrikherrn beſchränken die 
Arbeitszeit oder ſetzen die Löhne herunter, worauf denn die Arbeiter an⸗ 
fangen, einen Strike zu organiſiren. So nehmen auch die Fabritdiſtrikte 
wieder einen düſtern drohenden Anblick; natürlich ſind auch ſchon einzelne 
Exzeſſe vorgefallen, die ſich mit der ſteigenden Noth nur vermehren können. 
Kurz, England ſteckt wieder mitten in einer jener Kriſen, welche die mo⸗ 
derne Induſtrie und der moderne Handel alle paar Jahre herbeizuführen 
pflegt, von denen die nächſtfolgende immer furchtbarer iſt, als die vorher⸗ 
gehende. Da dießmal einige Chartiſtenführer im Parlament fipen, fo wer⸗ 
den dieſe Verhältniſſe dort wohl einmal etwas ernſtlicher und gründlicher 
erwogen werden. — Weiß ſchon hier Niemand mehr aus und ein, ſo ſind 
die Verhältniſſe in Irland noch ungleich verwickelte. Die agrariſche Ber 
wegung fängt wieder mit Macht an. Das Pachtſyſtem iſt der Fluch Ir⸗ 
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lands und trägt die Haubtſchuld an der Faulheit der Bauern. Wie ſoll 
der Bauer auch Sorgfalt und Fleiß auf ſeinen Acker verwenden, wenn ihn 
der Gutsherr heute oder morgen ohne Weiteres von ſeiner Pachtung ver⸗ 
treiben und auf die Straße werfen kann? Deßhalb haben ſich die Bauern 
in Tippernay, in der Kinggrafſchaft aufgemacht und verbündet; ihr Führer 
heißt Lalor. Sie behaubten, der Pachter habe ein natürliches Anrecht auf 
ein Stück Grund und Boden, auf dem er ſich und ſeine Familie ernähren 
könne; ſie verlangen deßhalb, daß die Pachtverhältniſſe regulirt werden, 
wie in Alſter, wo dem Pachter gegen eine mäßige Rente die Nutznießung 
geſichert iſt. (In dieſe Provinz wanderten nämlich, nachdem Cromwell die 
Irländer vertilgt hatte, ſchottiſche und engliſche Bauern ein, welche man 
zu Erbpächtern machte.) Vorläufig aber, ſagen die Pächter, müßten 
ſie für ihr Saatkorn ſorgen und würden für dieß Jahr ſchwerlich Geld 
für die Pacht erſchwingen können. So werden wir das Syſtem der Pacht- 
verweigerungen mit ſeinem ganzen Gefolge von angedrohten und ausge⸗ 
führten Todtſchlägen wieder beginnen ſehen, wie es früher in dieſem Bl. 
geſchildert wurde. (Mai-Juniheft 1846). Nur ein billiges, gerechtes 
Pachtſyſtem — und vielleicht iſt das auch ſchon zu ſpät — kann dieſen 
Uebeln einigermaaßen abhelfen. Der Abſentenismus, die Abweſenheit der 
Lords, welche den Schweiß des Volkes im Auslande verpraſſen, der Wi⸗ 
derſtand der Beſitzenden gegen das neue Armengeſetz vermehren die Erbit- 
terung der Beſitzloſen gegen die Beſitzenden nur noch mehr. Haben die 
Herren kein Geld für die Armen, ſagen die Pächter, ſo haben wir keinen 
Zins für die Herren. Die engliſchen Journale, um die Anforderungen 
des hungernden Irlands von England abzuweiſen, donnern mächtig gegen 
die Hartherzigkeit der Beſitzenden in Irland, denen fie all' das Elend auf⸗ 
bürden, obwohl fie am Ende nicht mehr thun, als was die Beſttzenden in 
England und der ganzen Welt auch thun. Ein iriſches Journal, die 
„Nation,“ ſagte neulich gradezu, England wolle in Irland einen agrari⸗ 
ſchen Krieg entzünden und werde ſelbſt vor Tarnow'ſchen Gräueln nicht 
zurückbeben, wenn ſein Vortheil es erheiſche. Man muß geſtehen, alle Ele⸗ 
mente zu einem agrariſchen Kriege ſind vorhanden. Der Repealverein un⸗ 
ter John O'Connell iſt erlahmt und ſteht dieſer Bewegung rathlos gegen⸗ 
über, während Jungirland ſie zu begünſtigen ſcheint. a 

Spanien. Es ſollen ſich bei der unſchuldigen Iſabella zwei „neue 
Einflüſſe“ geltend gemacht haben, erſt der Oberſt Gandarez und dann der 
Oberſt Gurrea, ein junger rüſtiger Adjutant Espartero's, der der Königin 
deſſen Dankſchreiben überbrachte. Darauf hätte ſich der bisherige Günſt⸗ 
ling Serrano, um feine Stellung beſorgt, mit Narvaez vereinigt; dieſer 
hat ſich bisher geweigert, wieder nach Paris abzugehen, er hat viel fran⸗ 
zöſiſches Geld und Einfluß bei der Armee: — wahrſcheinlich wird man 
bald wieder von Gewaltſtreichen hören. Die Gerüchte über die Königin 
gehen faſt immer von der franzöſiſchen „Preſſe“ aus, welche mit Madame 
Chriſtine Munoz und dem franzöſiſchen Hofe in naher Verbindung ſteht. 
Dieſer Hof iſt allerdings in Folge der Heirath Montpenſiers ſehr bei einem 
Thronwechſel intereſſirt. 

Italien. Man könnte begründete Zweifel hegen, ob Pabſt Pius 
den Umfang der Bewegung vorausgeſehen und gewollt habe, welche ſeine 


626 


Edikte über Berufung einiger weniger Vertreter des Landes, über die Bil⸗ 
dung der Bürgergarde hervorgerufen hat. Wenigſtens zeigt die erneute Ver⸗ 
dammung der hermeßianiſchen Lehre, die Warnung vor dem Eindringen 
der Vernunft in die Religion, daß er in dieſer Beziehung nicht aufgeklär⸗ 
ter und duldſamer iſt, — als ein römiſcher Pabſt es eben ſein kann. In⸗ 
deſſen gleichviel! Die Verhältniſſe drängen ihn weiter; das erwachte po⸗ 
litiſche Bewußtſein der Bürgerſchaft, welche ſich faktiſch Preßfreiheit errun⸗ 
gen hat, obwohl dem Namen nach Cenſur beſteht, das erwachte National⸗ 
gefühl machen den Stillſtand unmöglich. So hat denn auch Ferretti 
nochmals energiſch von Oeſterreich die Räumung Ferrara's verlangt, ob⸗ 
wohl die Geſandten Preußens, das ſich ganz an Oeſterreich anſchließen 
will, Rußland's und Frankreich's das Recht Oeſterreich's zur Beſetzung 
Ferrara's unzweifelhaft finden und zur Mäßigung rathen. So iſt kürzlich 
ein Anſchlag Ferretti's, in welchem er eine patriotiſche Demonſtration für 
Sardinien, Toskana und die neapolitaniſchen Inſurgenten vor dem Hotel des 
öſterreichiſchen Geſandten als einen „Skandal“ bezeichnete und bei Wie⸗ 
derholung mit Strafe bedrohte, von der Bürgerſchaft mit Proteſt zurückge⸗ 
wieſen. Das Nationalgefühl iſt mächtig erwacht und damit zugleich der 
Haß gegen die Deutſchen, welche der Italiener freilich mit den Oeſterrei⸗ 
chern identifizirt. Dieſer Haß iſt natürlich noch vermehrt dadurch, daß 
man neulich bei einer dem heißblütigen Italiener fo natürlichen patrioti⸗ 
ſchen Demonſtration in Mailand ſofort das Militair von ſeinen Waffen 
Gebrauch machen ließ, wodurch viele ſchwer verwundet wurden. Dazu 
fand die Erzählung, die Soldaten ſeien berauſcht worden und die Ver⸗ 
wundeten hätten faſt ſämmtlich ihre Wunden von hinten erhalten, alſo an 
keinen Widerſtand gedacht, viel Glauben. Es iſt übrigens nicht das Nas 
tionalgefühl allein, welches die italieniſche Bourgeoiſie begeiſtert; nein, ſie 
will auch politiſche Inſtitutionen, welche ihre freie Entwickelung ſichern 
und beſchleunigen. Von einem Ende der Halbinſel bis zum anderen er⸗ 
tönt der Ruf nach Bürgergarden, Preßfreiheit und konſtitutioneller Ver⸗ 
tretung und es machte einen ſehr übeln Eindruck, als neulich der von den 
Liberalen ſehr gefeierte König von Sardinien ſich gegen einige edle Ge— 
nueſer zwar ſehr energiſch über die nationale Unabhängigkeit ausſprach, 
dagegen jene politiſchen Inſtitutionen von der Hand wies. Der Herzog 
von Toskana, der jetzt wieder das Miniſterium im liberalen Sinne geän⸗ 
dert hat, kommt den Wünſchen des Volkes am meiſten entgegen; der Her 
zog von Lucca hat jetzt fein Ländchen zum zweitenmal verlaſſen, ohne daß 
ſich die liberale Regentſchaft dadurch irre machen ließe, und der Herzog 
von Modena, der auch die Juliregierung Frankreich's nie anerkannt hat, 
käßt einen Gränzkordon gegen Toskana ziehen, um die Einſchmuggelung 
liberaler Ideen zu verhüten. 

Während hier die Entwickelung friedlich vor ſich geht, weil die Res 
gierungen ihr die Hand bieten, wird Neapel und Sizilien von einem blu⸗ 
tigen Aufſtande verwüſtet. Die Regierung iſt aber ſo wachſam auf alle 
Korrespondenzen, daß es unmöglich iſt, genau über den Aufſtand und ſeine 
Erfolge zu urtheilen. So viel ſcheint gewiß, daß der König, von der Kö⸗ 
nigin angereizt, entſchloſſen iſt, keine Konzeſſionen zu machen und die Be⸗ 
wegung durch Terrorismus zu erdrücken. Die Nachrichten von zahlreichen 
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Erſchießungen ſcheinen ſich zu beſtätigen; einen Romeo, (dieſe Familie lei⸗ 
tet den Aufſtand in Kalabrien) den man gefangen hatte, ſoll man ge⸗ 
zwungen haben, das Haubt ſeines gefallenen Oheims nach Reggio zu tra⸗ 
gen, wo man es vor dem Gefängniß aufpflanzte. Ein anderer Romeo bot 
dem General Nunziante nach einem Treffen Auswechſelung der Gefange⸗ 
nen an; dieſer aber hatte ſie ſchon erſchießen laſſen, worauf Romeo na⸗ 
türlich Repreſſalien gebrauchte. Die Inſurgenten ſcheinen in manchen Tref⸗ 
fen die Oberhand behalten zu haben und keinesweges ſteht ihre Unterwer⸗ 
fung nahe bevor, wie die offiziellen neapolitaniſchen Blätter vorgeben. Die 
Linientruppen zeigen wenig Luſt, ſich gegen ihre Landsleute zu ſchlagen. 
So bleiben der Regierung nur die Schweizer und Gensdarmen und dieſe 
haben von den Guerillas ſchon furchtbar gelitten. Mir ſcheint es unmög⸗ 
lich, die Inſurrektion, ohne bedeutende Konzeſſionen zu unterdrücken. Dann 
aber wäre es leicht; das zeigt ſchon das Feldgeſchrei der Inſurgenten: Es 
lebe der König! Nieder mit dem Miniſterium! — 

Griechenland geht einer ſtürmiſchen Zeit entgegen. Der Premier⸗ 
miniſter Kolettis iſt geſtorben — und er war der einzige griechiſche Staats⸗ 
mann, welcher die durch engliſches und ruſſiſches Geld unterſtützten anar⸗ 
chiſchen Beſtrebungen einzelner Parteihäubter, wie Kalergis, Grives, Gri⸗ 
ziotis, mit ſtarker Hand zu zügeln verſtand. Die Engländer ſchmähen ihn, 
weil er den engliſchen Einfluß brach, weil er einſah, daß für Griechenland 
Frankreich ein uneigennützigerer Bundesgenoſſe ſei, als England oder Ruß— 
land; aber er war ein energiſcher Mann, wie ihn das Land jetzt brauchte. 
Jetzt dringen von allen Seiten Schwierigkeiten heran. Die Türkei droht 
mit Krieg wegen der angeblichen Beleidigung ſeines Geſandten, dahinter 
lauert Rußland, und England mahnt täglich drängender um die fälligen 
Zinſen: — Das Land iſt ſelbſt während des Unabhängigkeitskrieges kaum 
in einer ſchwierigeren Lage geweſen. 

Oeſterreich. Auch dieſes Land, welches ſo lange der Stabilität 
huldigte und glücklich dabei zu fein behaubtete, kann ſich den Stürmen der 
Zeit nicht mehr entziehen und iſt in einer ſehr unbehaglichen Lage. Da 
ſind zuerſt die Verlegenheiten des Geldmarktes, welche die Regierung be⸗ 
wogen, die Operationen der Kreditkaſſe (Ankauf konzeſſionirter Eiſenbahn⸗ 
papiere) zu ſiſtiren, „weil mehr als die Hälfte des Betrages der zur Ein⸗ 
löſung berufenen Aktien dem allgemeinen Verkehr entzogen und ſonach der 
Geldmarkt kräftig genug unterſtützt wäre;“ dieſer iſt aber trotzdem in ei⸗ 
nem ſehr kritiſchen Zuſtande. Da ſind die Verwickelungen in Gallizien, 
welche um ſo bedenklicher geworden ſind, je mehr die übrigen ſlaviſchen 
Volksſtämme, die Czechen, die Slowaken in Folge der Lemberger Hinrich⸗ 
tungen ihre frühere Abneigung gegen die Polen vergeſſen haben und jetzt 
lebhaft mit ihnen ſympathiſiren; deßhalb wagte der Gouverneur von Gal⸗ 
lizien, Graf Stadion, auch nicht mehr, den dritten Verurtheilten, einen 
Prieſter, hinrichten zu laſſen. Da iſt die italieniſche Bewegung, welche 
Oeſterreich ein Dorn im Auge ift, wenn ſchon der „Oeſterr. Beob.“ zor⸗ 
nig verſichert, es kümmere ſich nicht im Mindeſten darum und dächte nicht 
an Intervention, ſondern werde nur ſein Hausrecht wahren. Es war 
ſchon ſehr verdrießlich, daß der offizielle „Oeſterr. Beob.“ bei dieſer Ge⸗ 
legenheit in die Arena der gehußten und gefürchteten Tagespreſſe hernieder 
ſteigen mußte. Und zu alledem kommt noch, daß trotz des Syſtems des 


628 


Fürften Metternich die alten feudalen Stände der verſchiedenen Länder als 
lerlei konſtitutionelle Anwandlungen bekommen. Die Stände (die galliziſchen 
zuerſt) haben nach und nach Aufhebung der Zehnten und Frohnden, Einkom⸗ 
menſteuer, Aenderung der Stempelgeſetze, Aufhebung der Lotterie, Kredit⸗ 
anſtalten, größere Vertretung des Bürgerſtandes beantragt. Die Regierung 
bemerkt dieſe konſtitutionellen Anwandlungen ſehr mißfällig und hat dieſe 
Anträge in der Regel gar nicht beantwortet. Als einſt eine Deputa⸗ 
tion der niederöſterreichiſchen Stände den Dank derſelben für die Herab⸗ 
ſetzung der Militairzeit überbringen ſollte, ließ der Kaiſer ſie gar nicht zur 
Audienz. Im Jahre 1844 ſchrieb ihnen die Hofkanzlei, „ſie werde über 
die Repartition und Einhebung der Steuern ſtets die Anſicht der 
Stände einholen, bei anderen Dingen aber nur, wenn es im Intereſſe des 
Dienſtes wünſchenswerth ſei.“ Von dem Steuerbewilligungsrechte 
der Stände iſt dabei keine Rede. Und doch iſt keine Steuer ohne die Be⸗ 
willigung, kein allgemeines Geſetz ohne Berathung derſelben verfaſſungs⸗ 
mäßig gültig. Die Stände haben dagegen proteſtirt und an die 1796 
neu beſtätigten Rechte erinnert. So lernt das Volk nach und nach ſeine 
Rechte kennen — und das iſt dem Metternich'ſchen Syſteme nicht günſtig. 

Ruffland. Die Güter der polniſchen Edelleute ſollen konſiszirt 
werden, wenn ſie dieſelben nicht bewohnen, ſondern etwa ihren Sitz auf 
ihren Gütern im Auslande nehmen. Die Zollgränze zwiſchen Rußland 
und Polen ſoll aufgehoben werden. Abgeſehen davon, daß dadurch die 
ſchwache polniſche Induſtrie ruinirt wird, iſt das natürlich nur ein Vor⸗ 
ſpiel der Umwandlung des Königreichs Polen in ein einfaches ruſſiſches 
Gouvernement. Beide Maaßregeln führen die polniſche Nationalität dem 
Grabe wieder einen Schritt näher. — 

Rheda, den 10. Oktober 1847. L. 


+ + (Bielefeld, den 4. Oktober.) 


Kann Ehre ein Bein anſetzen? Nein. Oder einen Arm? Nein. 
Oder den Schmerz einer Wunde ſtillen? Nein. Ehre verſteht 
ſich alſo nicht auf Chirurgie? Nein. Was iſt Ehre? Ein Wort. 
Was ſteckt in dem Worte Ehre? Was iſt dieſe Ehre? Luft. Eine 
feine Rechnung! — Sir John Fallſtaff. 
Charakterſtärke, Männerſtolz, der feſt bei dem einmal als recht und 
wahr Erkannten beharrt, der auch im Brauſen des Sturmes muthig das 
Haupt aufrecht hält: — Das ſind Eigenſchaften, die ſelbſt dem Gegner 
Achtung abnöthigen. Feiges Zurückweichen vor jedem unfreundlichen Lüft⸗ 
chen, charakterloſes Schwanken, urtheilsloſe Hingebung an jede Ohrenblä⸗ 
ſerei: — das ſind Eigenſchaften, welche ſelbſt dem, der Vortheil davon 
zieht, nur Geringſchätzung gegen die Willenloſen einflößen können. Zu⸗ 
gleich liefern dieſe Kategorien einen beſſern Maaßſtab für die Beurthei⸗ 
lung des Mannes, des Bürgers, als die ſchwankenden Begriffe liberal und 
konſervativ. 
Den Leſern des Dampfboots find die Differenzen erinnerlich, welche 
ſich in Bielefeld zwiſchen Civil und Militair, beſonders ſeit der Verwun⸗ 
dung des Buchhändlers Helmich durch den Lieutenant Windel erhoben hat⸗ 
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ten. Hr. Johanning hat uns in feiner Broſchüre erzählt, wie auch die 
erſte geſchloſſene Geſellſchaft des Ortes, die Reſſource, in den Bereich die⸗ 
ſer Streitigkeiten gezogen wurde, wie ſie beſchloß, den Offizieren künftig 
nicht mehr als ſolchen, ſondern erſt durch Ballotement, wie allen an⸗ 
deren, den Zutritt zu geſtatten und ihnen das Tragen des Degens in den 
Lokalen der Geſellſchaft zu unterſagen. Die Folgen dieſer Beſchlüſſe für 
die der Landwehr als Offiziere angehörigen Mitglieder der Reſſource (Jo⸗ 
hanning, Delius, Consbruch ꝛc.) find bekannt. Die Linienofſtziere fühlten 
ſich durch jene einfachen, naturgemäßen Beſchlüſſe fo beleidigt, daß fie die 
Geſellſchaft nicht mehr beſuchten. Man muß übrigens geſtehen, daß bei 
den Verhandlungen die beſtimmte, wenn auch mit etwas Arroganz verſetzte 
Konſequenz auf Seiten des durch den Obriſtlieutenant v. d. Horſt vertre⸗ 
tenen Militairs, die gutmüthige Nachgiebigkeit, das devote Entgegenkom⸗ 
men auf Seite des Civils war. Da die Animoſität auf beiden Seiten 
eher zunahm, als ſich verminderte, beſchloß die Regierung, die Garniſon 
von Bielefeld nach Herford zu verlegen. 

Es iſt nicht zu läugnen, daß eine Garniſon Einzelnen immer 
Vortheile bringt, obwohl dieſe bei weitem nicht ſo bedeutend ſind, als es 
bei'm erſten Anblick ſcheint. Die Hauptſumme, welche die Garniſon in 
Umlauf ſetzt, geht für Lebensmittel und Bekleidung auf. Der Ankauf der 
erſteren in der Umgebung der Stadt, ſteigert den Preis derſelben; die zur 
letzteren nöthigen Gegenſtände beſchafft die Verwaltung ſelbſt direkt. Von 
dieſen bedeutenden Summen kommt der Stadt alſo Nichts zu Gute. Die 
Handwerker der Stadt haben wohl einigen Verdienſt mehr, mögen aber 
auch manches Pöſtchen ſtreichen müſſen; zudem nehmen ihnen die Militair⸗ 
Schneider und Schuſter auch manchen Kunden weg. Vortheil haben nur 
die Vermiether großer Quartiere für die höheren Offiziere und kleinerer 
Wohnungen für die Feldwebel und Unteroffiziere, die Schenkwirthe und 
Höcker in der Nähe der Kaſerne. Dieſen Vortheil, der nur Einzelnen zu 
Gute kommt, wiegt aber der Zuſchuß von einigen tauſend Thalern, den 
die Stadt leiſten muß, reichlich auf. Wir ſetzen dieſe Berechnung zu Nutz 
und Frommen der Leute her, welche den möglichen Verluſt einiger Thaler 
mehr fürchten, als den Vorwurf des unzurechnungsfähigen Schwankens, 
der Geſinnungsloſigkeit. Dem wahren, ſelbſtbewußten, ſeine Würde und 
ſeine Stellung kennenden und achtenden Bürger wird es natürlich nicht im 
Traume einfallen, ſeine Meinung, ſeine Geſinnung von einem materiellen 
Vortheil abhängig zu machen. N 

Trotzdem war dieſer der Stadt angeblich drohende pekuniäre Nach⸗ 
theil der Hebel, welchen einige von Geſinnung wohlbekannte Herren (Kom⸗ 
merzienrath Delius, Kommiſſionsrath Junkermann, Juſtizrath Beſſel) ge⸗ 
ſchickt benutzten und damit Unglaubliches bewirkten. Die Stadt ſchickte 
eine Deputation zur Begrüßung des Königs nach Münſter, beſtehend aus 
dem Bürgermeiſter Körner, Kommerzienrath Delius, Gaſtwirth Knemeyer 
und Paſtor Müller; nebenbei ſollte dieſe wo möglich auch der Stadt die 
Garniſon erhalten. Der König wollte ſie erſt gar nicht ſehen und als er 
fie empfing, ſprach er ſich ſehr ungnädig aus über die Geſinnung der Bie⸗ 
lefelder, über die Haltung ihres Landtagsdeputirten, Hrn. Rudolph Delius. 
Dieſer hat zu den 138 gehört und ſtets in ihrem Sinne geſtimmt; bei 
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der Wahl der Ausſchüſſe war er nicht mehr zugegen; als Redner hat er 
ſich nicht bemerklich gemacht. „Die Bielefelder ſollten bei einer künftigen 
Wahl andere Geſinnungen zeigen, dann werde er ihnen wieder ein gnä— 
diger Herr fein,” ſagte der König. Als die Deputation das dem Ober- 
präſidenten Flottwell mittheilte, äußerte dieſer: „dann würde alſo die Ab⸗ 
dankung der HH. Delius und Johanning (Mitglied des Magiſtrats) 
der erſte Schritt ſein, die Huld des Königs wieder zu gewinnen; dann 
würde die Stadt vielleicht auch die Garniſon behalten.“ Etwas Beſtimm⸗ 
teres ſcheint der Deputation nicht mitgetheilt zu ſein. Sie hat aber aus 
dieſen unbeſtimmten Aeußerungen die beſtimmte Forderung formulirt: „Wenn 
die HH. Johanning und Delius abdankten, ſo würde die Garniſon in 
Bielefeld bleiben.“ Dieſe Alternative theilte ſie der Bürgerſchaft mit. 

Der Kommerzienrath Delius entwickelt nun den ganzen Einfluß, den 
ein bedeutender Kapitaliſt auf Handwerker und Leute, die ihm ſchuldig 
ſind, zu haben pflegt. Es tritt jetzt der Kommiſſionsrath Junkermann, 
der gewöhnlich ſehr im Stillen operirt, offen auf den Schauplatz. Er zieht 
eine Schaar Handwerker zuſammen und ſetzt ihnen ihren Verluſt und das 
Unglück der Stadt auseinander, wenn ſie die Garniſon verlöre; die HH. 
Delius und Johanning müßten alſo abdanken, wenn ihnen das Wohl ih— 
rer Vaterſtadt am Herzen liege. In einer Schenkwirthſchaft ſoll er ge— 
äußert haben, „es würde einen ſehr guten Eindruck gemacht haben, wenn 
die Bürger damals, als die Reſſource die oben erwähnten Beſchlüſſe über 
die Offiziere faßte, dort die Fenſter eingeworfen hätten; er würde gern 
feinen Beitrag zu dem Schaden als Mitglied der Refjource gezahlt haben, 
weil eine ſolche Handlung der Stadt hätte Vortheil bringen müſſen.“ Da⸗ 
bei mag bemerkt werden, daß die Reſſource längſt pater peccavi geſagt, 
daß fie alle früheren Beſchlüſſe längſt wiederrufen hat. Die Offiziere 
haben wieder als ſolche ohne Ballotement Zutritt und tragen 
Degen, ſo viel ſie mögen. Bei etwaigen Differenzen eines Offiziers mit 
einem Geſellſchaftsgliede ſoll nicht das Direktorium allein entſcheiden, ſon⸗ 
dern es muß ein Offizier zugezogen werden. — 

Die HH. Delius und Johanning waren feſt entſchloſſen, nicht abzu⸗ 
danken. Jene alſo vorbereiteten Handwerker begaben ſich zu Hrn. Johan- 
ning, um ihn zur Abdankung zu bewegen. Er ſchlägt es ab; nur wenn 
man es ihm ſchriftlich bringe, daß ſein Austritt die einzige Bedingung 
ſei, unter welcher die Garniſon bleiben könne, wolle er das Opfer brin⸗ 
gen. Hr. Delius will nur abtreten, wenn ihm die Stadtverordneten, die 
ihn wählten, erklären, ſte hätten kein Vertrauen mehr zu ihm. 

Jetzt wird der loyale Konſervatismus faſt revolutionär. Es wird 
eine Adreſſe an Magiſtrat und Stadtverordneten in Umlauf geſetzt, welche 
die HH. Beſſel und Junkermann mit etwa 40 Perſonen un⸗ 
terzeichnen. Sie zeigen denſelben die Weigerung der HH. Delius und 
Johanning an und fordern ſie auf, allen Umgang mit ihnen 
abzubrechen, widrigenfalls die Unterzeichner den ſtädti⸗ 
en Kollegien allen bürgerlichen Gehorfam aufkündigen 
müßten. ö 

Die Stadtverordneten zeigten dieſer unſinnigen, in jeder Be, ziehung 
ungeeigneten Adreſſe gegenüber leider nicht die Würde und Energie, welche 
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man von den Vertretern der Bürgerſchaft einer großen, ſich für fehr ge⸗ 
bildet haltenden Stadt verlangen kann. Sie haben Nichts gegen die HH. 
Delius und Johanning einzuwenden, ſie achten ſie perſönlich hoch — und 
doch erſuchen ſie dieſelben, im Intereſſe, der Stadt ein Opfer zu bringen 
und ihre Abdankung zu geben. Nur die HH. Rempel, Potthof und ein 
Dritter weigern dieſem Schreiben ihre Unterſchrift. ö 

Auf dieſes Schreiben erklärt Hr. Delius, nach dieſem Schritte der 
Stadtverordneten glaube er es ſich ſelbſt ſchuldig zu ſein, auf die Ehre, 
ſie zu vertreten, Verzicht zu leiſten. Auch Hr. Johanning legt ſein Amt 
nieder, unter der Bedingung, daß dadurch die Garniſon erhalten bliebe. 

So ſtanden die Sachen, da zog heute Morgen die Garniſon wirklich 
nach Herford ab, ob proviſoriſch oder für immer war zweifelhaft. Man 
fing an ſich zu beſinnen und über die gethanen Schritte nachzudenken. 
Man beleuchtete die Adreſſe und das Treiben des Hrn. Junkermann, des 
Kommiſſionsrathes, — über die Art ſeiner Kommiſſionen iſt hier Niemand 
zweifelhaft — näher; man fand, daß die Stadtverordneten berechtigt und 
verpflichtet wären, eine Unterſuchung gegen die „Aufkündiger des bürger⸗ 
lichen Gehorſams“ einzuleiten, daß die HH. Delius und Johanning jeden⸗ 
falls wegen ſchwerer Injurien klagen müßten. Die Unterzeichner der Adreſſe 
bekamen Angſt, obgleich Hr. Juſtizrath Beſſel ſie mit der Erklärung, man 
würde ihnen Nichts anhaben und fie ſchlimmſten Falls begnadigen, zu ber 
ruhigen ſuchte. Viele erklärten, ſie hätten die Adreſſe gar nicht geleſen, 
ſie hätten glauben müſſen, es ſei eine neue Bitte an den König um Be⸗ 
laſſung der Garniſon. Dazu iſt heute ein Schreiben Hrn. Flottwells ein⸗ 
gelaufen, welches die Form der Abdankung der HH. Delius und Johan— 
ning für ungenügend erklärt; ſie müßten unbedingt abdanken, ehe auf weiteren 
Erfolg zu rechnen ſei. 

Auf heute Nachmittag iſt eine Sitzung der Stadtverordneten ausge⸗ 
ſchrieben. Man hofft, daß in derſelben jene Unterſuchung gegen die Pe⸗ 
tenten zur Sprache gebracht, daß die Abdankung der HH. Delius und 
Johanning abgelehnt wird. Die Stadtverordnetenverſammlung kann zwar 
ihre Inkonſequenz nicht ungeſchehen machen; aber dieſe Ablehnung wäre 
der einzige Weg, jenen ſchwer gekränkten Männern einigermaßen gerecht zu 
werden. Viele Stadtverordnete ſollen ihr bisheriges Thun bitter bereuen; 
überhaupt bemerkt man viel Niedergeſchlagenheit und Zerknirrſchung, viel 
moraliſchen Katzenjammer. — 


Nachtrag. 


Den 8. Det. In der erwähnten Verſammlung der Stadtverordne⸗ 
ten wurde nun das Reſkript des Oberpräſidenten, Hrn. Flottwell, verleſen. 
Er habe, ſagt er, in Folge der Nachricht von der Abdankung der HH. 
Delius und Johanning das Geſuch der Stadt um Belaſſung der Garni⸗ 
ſon zwar befürwortet, würde das aber ſicher unterlaſſen haben, wenn er 
die inſolente Form jener Abdankungen, die ihm nun erſt zugegangen, 
damals ſchon gekannt hätte. Er desavouirte ferner die Mittheilungen der 
Deputation vollſtändig; es ſei dem Gouvernement nicht eingefallen, als 
Preis für die Abdankungen jener beiden Herren die Belaſſung der Gar⸗ 
niſon zu verſprechen; der Rücktritt derſelben hätte im Gefühl der Unzu⸗ 
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friedenheit der Bürger mit ihnen und ihrer eigenen Unwürdigkeit ſtattfin⸗ 
den müſſen und zwar pure, ohne alle Vorausſetzungen und Vorbehalte. 

Die Verſammlung war ſehr ſtürmiſch. Nicht nur die Deputation, 
welche gelegentliche Andeutungen ſo beſtimmt formulirt hatte, obwohl der 
Bürgermeiſter bei feiner früheren Ausſage ſtehen blieb, ſondern auch die 
Majorität der Verſammlung wurde von der Minorität über ihr Verhalten 
in der ganzen Angelegenheit heftig angegriffen. Sie wußten ſich nur ſehr 
ſchwach zu vertheidigen. Aber was half's? Die Furcht vor einem mate⸗ 
riellen Nachtheil überwog bei den Stadtverordneten aus dem Mittelſtande 
trotz ihrer Erbitterung über die ganze Sache alle Gründe und mit 10 ge⸗ 
gen 7 Stimmen wurde der Antrag des in der Sitzung anweſenden Ma⸗ 
giſtrats, „die Herren Delius und Johanning nochmals zu einer unums 
wundenen Erklärung ihres Austritts aufzufordern,“ angenommen. Die 
Minorität gab ihre Mißbilligung dieſes Beſchluſſes zu Protokoll. Die 
Aufforderung des Magiſtrats iſt bis heute ohne Erfolg geblieben; die bei⸗ 
den Herren haben bei ihrer erſten Erklärung beharrt und bei den Voraus- 
ſetzungen jenes Reſkriptes glaubt man auch nicht, daß ſie auf eine andere 
Abdanlung eingehen werden. ö 

Am 6. Morgens iſt unterdeſſen das Militair von Herford her, in 
Folge eines telegraphiſchen Befehls wieder hier eingerückt. Herford, eine 
ohnehin ſehr arme Stadt, leidet natürlich ſehr unter den nun nutzloſen 
Vorbereitungen zur Aufnahme der Garniſon. Dieſe Rückkehr iſt wahr⸗ 
ſcheinlich die Folge von Hrn. Flottwell's erſtem Bericht. Unterdeſſen aber 
ſind die Erklärungen bekannt geworden — und ſchon heute Morgen brachte 
eine Eſtaffette den Befehl, die Garniſon vorläufig in Herford zu belaſſen, 
wenn ſie noch nicht ausgerückt ſei. 

Wir hoben ſchon oben den Eifer des Kommiſſtonsrathes Junkermann, 
der Stadt die Garniſon zu erhalten, hervor. Wir glauben auch gern, 
daß den gemeinnützigen Mann nur das Intereſſe der Stadt und nicht der 
Verluſt von einigen hundert Thalern geleitet hat, der ihm ſelbſt durch die 
Verlegung der Garniſon, bei welcher er irgend ein Amt bekleidet, erwachſen 
würde. Aber wie das reine Verdienſt oft verkannt wird, ſo hat auch die 
Stadtverordneten⸗Verſammlung den Bürgermeiſter beauftragt, gegen Hrn. 
Junkermann eine Unterſuchung einzuleiten wegen feiner oben angeführten 
den Fenſtern der Reſſource fo feindlichen Abſichten. — 

So ſtehen die Sachen. Die nächſte Zukunft muß entſcheiden, ob die 
HH. Delius und Johanning ſich noch durch Zureden zu einer unumwun⸗ 
denen Abdankung verſtehen. Die Minorität der Stadtverordneten-Ver⸗ 
ſammlung hat tapfer gegen die Beſchlüſſe der Majorität angekämpft, hat 
die Zumuthungen, welche die Majorität an jene beiden Herren ſtellte, mit 
Entrüſtung von ſich gewieſen. Aber wenn der Spießbürger ſein materielles 
Intereſſe zu verletzen fürchtet, ſo kommen Konſequenz, Grundſätze, Recht und 
Billigkeit nicht mehr in Betracht. Gegen ſeinen Eigennutz kämpfen die 
Götter ſelbſt vergebens; dieſem zu Liebe läßt er unbedenklich zwei Mit⸗ 
bürger fallen, wenn er fie auch perſönlich hochachtet. Er ſagt ihnen das 
ſogar ſelbſt und ſetzt ach ſelzuckend, mit kläglicher Stimme dazu: Man 
muß doch auch an das Wohl der Stadt d. h. an ſich ſelhſt denken. — 


N * * * = 
4 . 


ee. 


„ 


— 


mh 


| A 


88888888805 


® 


e 


5 
8 
E 
2 
lo 
he) 
2 
2 
0 
® 
0 
2 
(3 
© 
3 
8 
® 


ILLLLTTFLLLLLILLLTEITTTLITSLIELTIEITITERIT 


2 


— m ẽ 
D IT II IA HT TITT: 


FERN 


SRB2D999H99999998 


